
8. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Klima, Ordnung,Umweltschutz und 
ländliche Entwicklung

Gremium: Ausschuss für Klima, Ordnung, Umweltschutz und ländliche 
Entwicklung

Sitzungstermin: Donnerstag, 23.04.2015, 18:00 Uhr
Ort, Raum: Raum 405, Hegelallee, Haus 1

Tagesordnung

Öffentlicher Teil
1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der 
ordnungsgemäßen Ladung / Entscheidung über 
eventuelle Einwendungen gegen die 
Niederschrift des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 19.03.2015  / Feststellung der öffentlichen 
Tagesordnung

3 Überweisungen aus der 
Stadtverordnetenversammlung

3.1 Lärmschutz im gesamten Bereich der 
Reiherberg- sowie der Geiselbergstraße

Ortsvorsteher M. Krause, OBR 
Golm
SBV

15/SVV/0170

3.2 Klimaschutzbericht - Änderung der Methodik Fraktion DIE aNDERE
mit Klimaschutzbericht

15/SVV/0168

3.3 Klimaschutzbericht - Berichtsinhalte Fraktion DIE aNDERE
15/SVV/0169

3.4 Klimabericht 2010, 2012 und 
Zusammenfassung Berichte 2010 - 2012

Oberbürgermeister, 
Koordinierungsstelle Klimaschutz
(Mitteilungsvorlage)

15/SVV/0060

3.5 CO2-Bilanzen Oberbürgermeister, 
Koordninierungsstelle 
Klimaschutz
(Mitteilungsvorlage)

14/SVV/1136

3.6 Potsdam strebt an den Titel "Fairtrade - Town" 
zu erlangen

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
B/Sp., FA, HA

15/SVV/0043
3.7 Bedingungen und Auflagen zur Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
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Schmutzwasserentsorgung beim 
Fassadenreinigen/Fassadenabbeizen
15/SVV/0200

3.8 Sauberer und sozialer Pfand - Pfandring für die 
Landeshauptstadt Potsdam

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

15/SVV/0201

3.9 Messkampagne zur Erforschung der Ursachen 
für die Luftverschmutzung in Potsdam

Fraktion CDU/ANW
SBV

15/SVV/0225

3.10 Ökologisch faire öffentliche Beschaffung Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
15/SVV/0234

4 Mitteilungen der Verwaltung

5 Sonstiges
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Niederschrift
7. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Klima, Ordnung, 

Umweltschutz und ländliche Entwicklung

Sitzungstermin: Donnerstag, 19.03.2015
Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr
Sitzungsende: 20:20 Uhr
Ort, Raum: Raum 405, Hegelallee, Haus 1

Anwesend sind:

Ausschussmitglieder

 Herr  Ralf Jäkel DIE LINKE
 Herr  Marcel Piest SPD
 Herr  Claus Wartenberg SPD
 Herr  Klaus Rietz CDU/ANW Leitung der Sitzung
 Herr  Andreas Walter Grüne/B90
 Herr  Johannes Baron v. d. Osten 
gen. Sacken

FDP bis ca. 20.00 Uhr

zusätzliches Mitglied

 Frau Dr. Sylke Kaduk AfD

stellv. Ausschussmitglieder

 Herr  Michél Berlin DIE LINKE

sachkundige Einwohner

 Herr  Hans Becker CDU/ANW
 Frau  Elke Lentz SPD
 Herr  Stefan Matz DIE LINKE
 Herr  Werner Pahnhenrich
 Frau  Carola Walter Bürgerbündnis
 Herr Dr. Gert Zöller Bündnis 90/Die 

Grünen

Beigeordnete

 Herr  Matthias Klipp Beigeordneter 
Geschäftsbereich 4

Nicht anwesend sind:
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Ausschussvorsitzender

 Herr  Matthias Lack DIE LINKE entschuldigt

zusätzliches Mitglied

 Herr  Lutz Boede DIE aNDERE entschuldigt
 Herr  Carsten Linke DIE aNDERE entschuldigt

sachkundige Einwohner

 Herr  Benjamin Karl DIE LINKE nicht teilgenommen
 Herr  Axel Podßuweit Seniorenbeirat entschuldigt
 Herr  Jan Wendt DIE aNDERE entschuldigt
 Herr  Holger Wolinski SPD entschuldigt

Schriftführer/in:
Frau Viola Kropp GB Stadtentwicklung und Bauen

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 
Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des 
öffentlichen Teils der Sitzung vom 17.02.2015  / Feststellung der öffentlichen 
Tagesordnung

3 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung

3.1 Bebauungsplan Nr. 146 "Nordwestseite Jungfernsee/Nördliche Parkanlage Villa 
Jacobs" Aufstellungsbeschluss
Vorlage: 14/SVV/1167
Oberbürgermeister, FB Stadtplanung und Stadterneuerung
SBV (ff)

3.2 Kein Umbau der Zeppelinstraße zur Staufalle
Vorlage: 15/SVV/0159
Fraktion DIE LINKE
SBV, HA

3.3 Bürgerbeteiligung bei den Planungen Zeppelinstraße
Vorlage: 15/SVV/0164
Fraktion SPD
SBV, HA

3.4 Potsdam strebt an den Titel "Fairtrade - Town" zu erlangen
Vorlage: 15/SVV/0043
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Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
B/Sp., FA, HA

3.5 Klimabericht 2010, 2012 und Zusammenfassung Berichte 2010 - 2012
Vorlage: 15/SVV/0060
Oberbürgermeister, Koordinierungsstelle Klimaschutz
(Mitteilungsvorlage)

3.6 CO2-Bilanzen
Vorlage: 14/SVV/1136
Oberbürgermeister, Koordinierungsstelle Klimaschutz
(Mitteilungsvorlage)

3.7 Strategie Trinkwasser in der Region Potsdam und Potsdam-Mittelmark
Vorlage: 15/SVV/0150
Oberbürgermeister, FB Grün- und Verkehrsflächen
(Mitteilungsvorlage)

4 Mitteilungen der Verwaltung

4.1 BE zum Beschluss 14/SVV/0635 Änderung der Liegebedingungen für Schiffe an 
Potsdamer Anlegestellen
FB Grün- und Verkehrsflächen

4.2 Information zur Reaktivierung des Müllspülfeldes im Golmer Luch (auf Bitte 
eines Ausschussmitgliedes)

5 Sonstiges
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Niederschrift:

Öffentlicher Teil

zu 1 Eröffnung der Sitzung

Herr Rietz übernimmt die Sitzungsleitung und eröffnet die Sitzung.

zu 2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 
Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des 
öffentlichen Teils der Sitzung vom 17.02.2015  / Feststellung der 
öffentlichen Tagesordnung

Der Ausschussvorsitzende begrüßt die Anwesenden, stellt die ordnungsgemäße 
Ladung sowie die Beschlussfähigkeit mit 7 von 7 stimmberechtigten Mitgliedern 
fest.

Zur Tagesordnung gibt es die die Bitte der Fraktion B90/Die Grünen, den TOP 
3.4 Antrag 15/SVV/0043 „Potsdam strebt an den Titel "Fairtrade - Town" zu 
erlangen“ zu vertagen, um bis zur nächsten Sitzung eine entsprechende 
Überarbeitung vornehmen zu können.
Der KOUL-Ausschuss stimmt der Vertagung 7/0/0 zu.

Weiterhin gibt es die Bitte der Fraktion DIE aNDERE die TOP’e 3.5 MV 
15/SVV/0060 Klimabericht 2010, 2912 und Zusammenfassung Bereiche 2010 – 
2012 sowie den TOP 3.6 MV 14/SVV/1136 CO²-Bilanzen zu vertagen und 
gemeinsam mit den neuen Anträgen der Fraktion DIE aNDERE in der 
kommenden Sitzung am 23.4.15 zu behandeln.
Der KOUL-Ausschuss stimmt der Vertagung und dann Behandlung im Paket mit
7/0/0 zu.

Bezüglich der vorliegenden Tagesordnung liegen folgende Anträge auf Rederecht
vor:
Zum TOP 3.1 14/SVV/1167 Bebauungsplan Nr. 146 "Nordwestseite Jungfernsee/
Nördliche Parkanlage Villa Jacobs" Aufstellungsbeschluss

- Herr Prof. Fiebelkorn-Drasen (sh. zusätzlich per e-mail übermittelte  
  Redebeitrag)
- Herr Kay Bockhold als Anlieger und Nachbar
- Herr Dirk Schreiber als Anlieger und Antragsteller Steganlage (sh. zusätzlich
  per e-mail übermittelter Ablehnungsbescheid)

Der Ausschussvorsitzende schlägt vor, das Rederecht jeweils auf 2 Minuten zu 
begrenzen, da es um das gleiche Thema geht.
Herr Jäkel bittet die Rederechte für jeweils 3 Minuten zu gewähren.
Der KOUL-Ausschuss schließt sich der Bitte von Herrn Jäkel mit 7/0/0 an.
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Der Ausschussvorsitzende informiert weiterhin, dass nach der Geschäftsordnung 
grundsätzlich die Rederechte zu Beginn eines Tagesordnungspunktes aufzurufen
sind. Er informiert, dass es die Bitte des Beigeordneten gebe, in diesem Falle 
davon abzuweichen und erst der Verwaltung die Gelegenheit zu geben, aktuell zu
berichten und dann die Rederechte zu gewähren.
Der KOUL-Ausschuss stimmt der Abweichung von der Geschäftsordnung mit
6/0/1 zu.

Die entsprechend geänderte Tagesordnung wird mit 7/0/0 bestätigt.

Zur Niederschrift der Sitzung des Ausschusses für Klima, Ordnung, 
Umweltschutz und ländliche Entwicklung vom 17.02.2015 gibt es keine Hinweise; 
die Niederschrift wird mit 4 Ja-Stimmen, bei 3 Stimmenthaltungen bestätigt.

zu 3 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung

zu 3.1 Bebauungsplan Nr. 146 "Nordwestseite Jungfernsee/Nördliche Parkanlage 
Villa Jacobs" Aufstellungsbeschluss
Vorlage: 14/SVV/1167
Oberbürgermeister, FB Stadtplanung und Stadterneuerung
SBV (ff)

Frau Holtkamp (Verbindliche Bauleitplanung) erläutert, dass der Bebauungsplan 
aus zwei Teilbereichen besteht und für jeden Teilbereich das Planerfordernis 
besteht. Alle Planungsanlässe sollten jetzt in einem Bebauungsplan bearbeitet 
werden. Die in der vergangenen Sitzung erbetene Überblendung der Flächen ist 
den Ausschussmitgliedern bereits im Vorfeld dieser Sitzung per e-mail zugeleitet 
worden. Frau Holtkamp geht erläuternd anhand von Folien darauf ein. Sie macht 
deutlich, dass der Bebauungsplan neben der Sicherung der historischen 
Parkanlage auch eine adäquate öffentliche Wegeführung vorsieht.

Herr Fiebelkorn-Drasen (Bürgerininiative) nimmt das Rederecht wahr und 
hinterfragt, ob die Steganlage über den B-Plan Nr. 83 möglich wäre. Hinsichtlich 
der Parkanlage betont er, dass es 3 Eigentümer gebe und er kein Erfordernis für 
die Aufstellung eines Bebauungsplanes sehe und die Fläche eines Bauern 
öffentlich bleiben solle.

Herr Schreiber (Anlieger und Antragsteller einer Steganlage) berichtet, dass ihm 
ein Antrag auf Errichtung einer Steganlage unterhalb der Bertinistraße abgelehnt 
worden ist und bittet die Ausschussmitglieder sich die Kopie dieses 
Ablehnungsbescheides anzusehen (Den Bescheid hatte er im Vorfeld der Sitzung 
an die Ausschussmitglieder übermitteln lassen)

Herr Bockhold (Anlieger und Mit-Antragsteller derselben Steganlage) äußert, 
dass er den Bebauungsplan ebenfalls nicht für erforderlich halte. 
Umsetzungsvoraussetzungen für Gartendenkmal Hippodrom sind vorhanden. Er 
äußert zudem die Befürchtung, dass der Bauer enteignet werden könnte.
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Frau Holtkamp (Verbindliche Bauleitplanung) informiert, dass die Verwaltung zu 
Anliegen, die die Privatgrundstückseigentümer betreffen, hier keine Aussage 
machen kann, jedoch gern auf die einzelnen Themen nochmals im Detail 
eingehen wird. Es ist vorgesehen im nördlichen Bereich die Konzentration auf 
eine Steganlage vorzunehmen. Die Vorklärung dazu ist unter Würdigung der 
unterschiedlichen fachlichen Belange als auch der Öffentlichkeitsbeteiligung 
vorzunehmen. Die Verwaltung schlägt vor, dieses zu bündeln und in einem 
Bebauungsplanverfahren, mit dem Anspruch für den gesamten Uferabschnitt die 
Frage der Zulässigkeit von Steganlagen zu definieren, zu tun. Die südliche 
Fläche steht unter Denkmalschutz. Zielstellung der Verwaltung ist es, für diese 
Fläche die öffentliche Erlebbarkeit sicher zu stellen. Die Definition erfolgt über 
Festsetzungen des Bebauungsplanes. Zusätzlich sind flankierende Regelungen, 
ggf. über einen Städtebaulichen Vertrag, zu treffen.

Frau Holtkamp richtet die Bitte an die Ausschussmitglieder zu prüfen, ob die 
Planungsziele des Aufstellungsbeschlusses vollständig sind bzw.  ggf. 
entsprechende Wünsche zur Ergänzung zu äußern.

Herr Piest bringt folgenden Ergänzungsantrag für die SPD-Fraktion ein und 
begründet diesen:
„Der Oberbürgermeister wird beauftragt, vor Festsetzung des B-Planes einen 
Städtebaulichen Vertrag vorzulegen, in dem ein Ausgleich zwischen den 
Interessen der Allgemeinheit hinsichtlich der öffentlichen Begehbarkeit, dem 
Denkmalschutz und den Planungen des Eigentümers zur Wiederherstellung der 
historischen Parkanlage (Hippodrom) festgelegt wird.“

Herr Walter spricht den Erlass des Umweltministeriums vom 15.9.2011 an, dass 
Teile des Gebietes unter besonderem Schutz aufgrund des Vorhandenseins des 
Heldbockkäfers stehen und fragt nach dem Schutzgebietscharakter.

Frau Holtkamp zeigt anhand der Karte das Gebiet des Flora-Fauna-Habitates und 
bestätigt, dass die Verträglichkeit hergestellt werden muss. Dazu erfolgt im 
weiteren Planverfahren die Prüfung und die Suche nach einer Kompromisslösung 
zwischen den unterschiedlichen fachlichen Belangen der fraglichen Flächen.

Herr Jäkel bittet um Auskunft, weshalb unterschiedliche Herangehensweisen bei 
den Steganlagen vorgenommen werden und weshalb derzeit zum 
Bebauungsplan keine Kontaktaufnahme mit dem Wasser- und Schifffahrtsamt 
erfolgt. Ebenso bittet er um Auskunft hinsichtlich der Privatisierung der 
Waldfläche, wer die aufgewerteten Grundstücksbeträge abschöpfen wird. Herr 
Jäkel betont, dass es nicht zu Einschränkungen für die wandernde Bevölkerung 
im Waldgebiet kommen darf und fragt, ob ggf. eine  Erweiterung eines der 
angrenzenden vorhandenen Bebauungspläne möglich sei.

Frau Holtkamp greift die Frage nach der unterschiedlichen Herangehensweise 
bei den Steganlagen auf und teilt mit, dass im südlichen anliegenden Bereich der 
Bebauungsplan Nr. 10 für die planungsrechtliche Beurteilung zugrunde gelegt 
wurde. Durch die Stadtverordnetenversammlung ist in diesem Bereich festgelegt 
worden, dass es dort nur eine Steganlage gibt und keine weitere.
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Frau Holtkamp macht nochmals deutlich, dass es sich bei dem Bebauungsplan 
Nr. 146 zunächst um einen Vorschlag für einen Aufstellungsbeschluss handelt. 
Im B-Plan-Verfahren soll erst geklärt werden, ob eine Steganlage errichtet 
werden kann. Insofern erfolgt hier keine unterschiedliche Herangehensweise. Sie 
ergänzt, dass es bereits Kontakte des Projektträgers mit dem Wasser- und 
Schifffahrtsamt mit dem Ergebnis einer positiven Voreinschätzung gegeben habe. 
Für weitere Kontakte/Klärungen bedarf es als Grundlage eines 
Aufstellungsbeschlusses. Bzgl. der Frage von Herrn Jäkel nach dem 
Wertzuwachs, teilt Frau Holtkamp mit, dass die Verwaltung hier keinen 
nennenswerten Ansatz sehe. Sie erläutert vielmehr, dass die Parkanlage 
gegenüber einer Waldfläche mit ganz erheblichen Restriktionen bestückt sei.

Frau Holtkamp betont nochmals, dass die Verwaltung beabsichtigt, ein 
ergebnisoffenes Verfahren, unter Beteiligung der Betroffenen, durchzuführen. In 
einem umfangreichen transparenten Verfahren sind alle Belange einzustellen und 
der Stadtverordnetenversammlung zur Abwägung vorzulegen.

Auf die Nachfrage von Herrn Matz zur Abgrenzung des Bebauungsplangebietes 
geht Frau Holtkamp ein.

Herr Klipp ergänzt, dass der westliche Wald dort Wald bleiben soll. Er macht 
aufmerksam, dass es sich hier um einen Bestandteil des Entwicklungsgebietes 
handelt und in einem Entwicklungsgebiet flächendeckend Bebauungspläne 
aufzustellen sind. Er stellt nochmals dar, dass über ein Bebauungsplanverfahren 
keine Grundlage für die Enteignung eines Eigentümers zugunsten eines Privaten 
möglich ist.

Auf Rückfrage ergänzt Herr Klipp, dass eines der Planungsziele ist, die 
öffentliche Durchwegung zu sichern und man es hier ausschließlich mit 
Privateigentum zu tun habe. Zur Durchsetzung der öffentlichen Durchwegung 
gebe es zwei Möglichkeiten, den Versuch über Dienstbarkeit oder Ankauf.
Wenn beides scheitert, dann würde ggf. auch eine Enteignung erforderlich 
werden. Dies würde aber nur die Breite des Weges betreffen.

Herr Jäkel regt an darüber nachzudenken, ob ggf. eine andere Wegeführung 
möglich sei. Er stellt folgenden Änderungsantrag:
„Im Beschlusspunkt 3 ist die Priorität von 1 in Priorität 2 zu ändern.“

Frau Holtkamp informiert, dass der Aufstellungsbeschluss über die Planungsziele 
informiert und noch keine Aussage trifft, wo die öffentliche Wegeführung entlang 
führen wird. Dies ist im Bebauungsplanverfahren auszuloten.

Der Ausschussvorsitzende bittet die Verwaltung zu den vorliegenden Anträgen 
Stellung zu nehmen.



Niederschrift der «SITEXTG» vom «SIDAT»
Seite: 8/15

Frau Holtkamp bestätigt, dass der Ergänzungsantrag der SPD-Fraktion das 
Kernanliegen sehr deutlich auf den Punkt gebracht habe. Aus Sicht der 
Verwaltung ist der Antrag zu unterstützen und findet die uneingeschränkte 
Zustimmung der Verwaltung.

Die von Herrn Jäkel beantragte Rücksetzung auf die Priorität 2 hätte zur Folge, 
dass auch die Klärung der hier angesprochenen Punkte zurück gestellt werden 
müsste, insofern bittet die Verwaltung an der Priorität 1 festzuhalten.

Der Ausschussvorsitzende bittet um Abstimmung der vorliegenden Anträge.

Abstimmung des Ergänzungsantrag der Fraktion SPD:
Abstimmungsergebnis 5/0/2

Abstimmung des Änderungsantrages von Herrn Jäkel:
Abstimmungsergebnis 2/5/0 – damit abgelehnt.

Die entsprechend ergänzte Vorlage wird zur Abstimmung gestellt:

Der Ausschuss für Klima, Ordnung, Umweltschutz und ländliche Entwicklung 
empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Der Bebauungsplan Nr. 146 "Nordwestseite Jungfernsee/Nördliche 
Parkanlage Villa Jacobs" ist nach § 2 Abs. 1 aufzustellen (gemäß Anlage 1 
bis 2), der Flächennutzungsplan ist im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 
BauGB zu ändern.

2. Anhand der Planungsziele wird entschieden, dass das Verfahren für den 
Bereich der Wasserflächen hauptsächlich im wirtschaftlichen Interesse 
Dritter liegt (gemäß Anlage 3). Die Einleitung des Verfahrens zum 
Bebauungsplan setzt daher voraus, dass neben den externen Kosten auch 
die künftig entstehenden verwaltungsinternen Kosten des Verfahrens für 
diese Flächen vom Vorhabenträger übernommen werden (entsprechend 
der im Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 30.08.2006 zur 
Kostenerstattung von Verfahrenskosten bei Bauleitplanverfahren im 
wirtschaftlichen Interesse Dritter getroffenen Festlegungen – DS 
06/SVV/0487).

3. Das Bebauungsplanverfahren ist mit der Priorität 1 entsprechend der 
Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung zur Vereinbarung von 
Prioritäten für die Verbindliche Bauleitplanung vom 07.03.2011 (DS 
01/0659/2) und nachfolgender Aktualisierung durchzuführen (s. Anlage 4).

einschließlich folgender Ergänzung:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, vor Festsetzung des B-Planes einen 
Städtebaulichen Vertrag vorzulegen, in dem ein Ausgleich zwischen den 
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Interessen der Allgemeinheit hinsichtlich der öffentlichen Begehbarkeit, 
dem Denkmalschutz und den Planungen des Eigentümers zur 
Wiederherstellung der historischen Parkanlage (Hippodrom) festgelegt 
wird.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 5
Ablehnung: 2
Stimmenthaltung: 0

zu 3.2 Kein Umbau der Zeppelinstraße zur Staufalle
Vorlage: 15/SVV/0159
Fraktion DIE LINKE
SBV, HA

Herr Jäkel berichtet, dass man sich in der Fraktion DIE LINKE nochmals nach der 
Befassung im SBV-Ausschuss mit der Thematik auseinandergesetzt habe und 
eine nochmalige Überarbeitung mit folgendem Wortlaut erfolgt ist:

1. Der Oberbürgermeister wird beauftragt sicherzustellen, dass anstehende 
Planungen zu einem Umbau der Zeppelinstraße nicht zu gravierenden 
Leistungseinschränkungen führen dürfen. Durch Kombination 
verschiedener Maßnahmen ist dafür zu sorgen, dass Entlastungs-
möglichkeiten durch Stärkung des ÖPNV ausgeschöpft werden und 
gebietsfremde Schwerverkehre und Verkehre mit nicht umweltgerechten 
KFZ vermieden werden. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass Staubildung in 
der Zeppelinstraße und in den wenigen Nebenstraßen sicher vermieden 
wird und durch verkehrsabhängige Optimierung aller LSA ein möglichst 
flüssiger Verkehrsablauf für alle Verkehrsarten bei Beibehaltung der 
vorhandenen Fahrspurenzahl erzielt wird. Zur Lärmminderung ist in der 
Gleistrasse der teils erfolgte Umbau von Pflaster in Asphaltdecke auf der 
ganzen Länge abzuschließen.

2. Die Stadtverordnetenversammlung, die Anwohnerinnen und Anwohner 
und der Landkreis Potsdam-Mittelmark sind frühzeitig in die 
Planungsprozesse einzubeziehen.

3. Über das weitere Vorgehen, insbesondere über konkrete Maßnahmen, 
entscheidet die Stadtverordnetenversammlung.

Herr Klipp bittet die Diskussion im KOUL-Ausschuss auf die Thematik Klima- und 
Umweltschutz zu konzentrieren. Nur Maßnahmen und Vorschläge sind sinnvoll, 
die zur  Einhaltung der Grenzwerte für Luftschadstoffe geeignet sind.

Herr Jonas vom Landesumweltamt bestätigt, dass das Problem die Einhaltung 
der Grenzwerte sei und bei Überschreitung  Strafzahlungen in nicht unerheblicher 
Höhe die Folge wären. Die Feinstaub- und Stickstoffdioxydgrenzwerte können mit 
dem jetzigen Verkehrsaufkommen nicht eingehalten werden. Der Tagessatz für 
die Grenzwertüberschreitung ist eine 5stellige Zahl. Eine Reaktion sei kurzfristig 
erforderlich, da die Grenzwerte bereits 2015 zwingend eingehalten werden 
müssen. Dies könne ggf. durch Bündelung von Maßnahmen erfolgen, ist aber nur 
bei einer Verringerung des Verkehrs erreichbar. Auf freiwilliger Basis sei dies 
nicht zu bewältigen.
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Anschließend erläutert Herr Dörrie (Verkehrsentwicklung) mit Hilfe einer 
Präsentation (sh. Anlage zum Protokoll) die Ergebnisse der Untersuchung 
verkehrlicher Maßnahmen und betont, dass unverändert kurzfristiger 
Handlungsbedarf bestehe. Dabei gebe es keine Ermessenspielräume, ob 
Maßnahmen ergriffen, sondern nur, welche Maßnahmen umgesetzt werden. 
Ansonsten drohen Strafzahlungen und seien Anwohnerklagen möglich. 
Er erläutert einzelne mögliche Maßnahmen sowie deren Vor- und Nachteile. Die 
nächsten Schritte seien neben einer umfassenden Bürgerinformation auch die 
Gremienbeteiligung sowie die Abwägung der Ergebnisse.

Herr Piest dankt der Verwaltung für die Darstellung, aus der die jetzige Situation 
deutlich hervor geht. Er bestätigt, dass die Grundprämisse die Reduzierung der 
Schadstoffbelastung sei. Dies fehlt seines Erachtens in dem Antrag der Fraktion 
DIE LINKE. 

Herr Piest bringt die neue Fassung des Antrages der SPD 15/SVV/0164 ein, 
welche im Ratsinformationssystem im Wortlaut hinterlegt ist und welcher die 
Einhaltung der gesetzlichen Grenzwerte beinhaltet. Das Angebot der Verwaltung, 
neue Vorschläge, z.B. aus der Öffentlichkeitsbeteiligung, aufzugreifen, begrüßt 
er.

Frau Lentz schließt sich der Meinung von Herrn Piest, was den Antrag der 
Fraktion DIE LINKE (15/SVV/0159 aktuelle Fassung betrifft) an. Sie bedauert, 
dass die Verwaltung ihr Vorhaben nicht frühzeitig mit der Öffentlichkeit 
kommuniziert habe. Ergänzend verweist Frau Lentz darauf, dass die Nutzung 
sowohl für Fußgänger als auch für Radfahrer zwischen der Geschwister-Scholl-
Str. und Kastanienallee zurzeit gefährlich sei. Stadteinwärts sei es insbesondere 
durch die Haltestellen für Radfahrer gefährlich. Bzgl. des ÖPNV hält Frau Lentz 
eine Vergrößerung des Potentials für erforderlich und eine Anpassung der 
Fahrzeiten, wie auch eine gleichmäßigere Verteilung. Insgesamt ist das ÖPNV-
Angebot zu verbessern.

Herr Pahnhenrich spricht eine Studie des Bundesumweltamtes aus dem Jahr 
1999 an, in welchem auch die Zeppelinstraße einbezogen worden ist und regt an 
zu überdenken, ob die Einführung einer Umweltzone ein geeignetes Mittel sei. Zu 
beachten ist nicht nur der Verkehr, der aus dem Umland in die Stadt hinein führt, 
sondern auch der Verkehr, der sich möglicherweise in der Innenstadt staut, bevor 
er aus der Stadt heraus fährt. Auch diesen Aspekt bittet er nochmals zu 
untersuchen.

Herr Klipp greift den Vorwurf von Frau Lentz bzgl. fehlender Kommunikation mit 
der Öffentlichkeit auf. Er informiert, dass sein Geschäftsbereich für die 
Beigeordnetenkonferenz am 11.2.15 ein entsprechendes Papier vorbereitet habe. 
Darin ist aufgeführt, wie die Beteiligung der politischen Gremien und die 
Öffentlichkeit erfolgen soll. Jedoch ist dieses Papier bereits vor der Bestätigung in 
der Beigeordnetenkonferenz an die Öffentlichkeit gelangt, was zu diesem 
Missverständnis geführt hat.
Zu dem Antrag der SPD-Fraktion (15/SVV/0164) bittet Herr Klipp nochmals zu 
überdenken, ob die Vorschläge 1, 2 und 3 geeignet sind, die 
Gesamtverkehrsmenge zu reduzieren und die Überschreitung der Grenzwerte zu 
verhindern.
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Herr Klipp führt zum  Antrag der Fraktion DIE LINKE (15/SVV/0159 aktuelle 
Fassung) aus, dass  dieser eine Neuaufteilung des Straßenraumes ausschließen 
würde. Somit bliebe nur ein LKW-Fahrverbot, um die Grenzwerte sicher 
einzuhalten. Dieses sollte aber einen schweren Eingriff in den Wirtschaftsverkehr 
dar!

Herr Klipp bestätigt, dass die Zustände des Radweges in der Zeppelinstraße sehr 
schlecht sind. Es ist beabsichtigt, den vorhandenen Verkehrsraum zwischen den 
Verkehrsteilnehmern neu aufzuteilen. Radfahrer erhalten eine 
Radverkehrsanlage. Bzgl. des ÖPNV macht Herr Klipp aufmerksam, dass die 
Umsetzung des ÖPNV-Infrastrukturprogrammes in Höhe von 50 Mio. € ansteht. 
Zugleich verweist er auf die Umsetzung des Stadtentwicklungskonzeptes 
Verkehr.
 

Herr Dörrie greift die Anregung von Herrn Pahnhenrich auf und berichtet, dass 
die Einführung einer Umweltzone zwar die Feinstaubbelastung beeinflusse, 
jedoch nicht die Einhaltung der Grenzwerte für Stickstoffdioxyd. 
Von daher bittet er für die Umsetzung aller Maßnahmen um Unterstützung.

Herr Jonas bestätigt, dass EURO VI Fahrzeuge auf den Straßen in erheblichem 
Maße Stickstoffdioxyd ausstoßen, so dass die Einführung einer Umweltzone nicht 
die notwendige Reduzierung bewirken würde.

Herr Berlin spricht sich gegen Restriktionen aus, sondern plädiert dafür, sich 
mehr auf Belohnung zu orientieren, z.B. Nutzung von Fahrgemeinschaften, etc. 
Vorstellen könne er sich auch, dass die Pförtnerampeln nicht erst am 
Ortseingang Potsdam eingesetzt werden, sondern bereits in Richtung Geltow. 
Auch der Einsatz neuer Busse im Fuhrpark sollte überdacht werden.
Abschließend stellt Herr Berlin fest, dass das Problem erkannt worden ist, und 
gemeinsam überlegt werden sollte, wie die Reduzierung der Schadstoffe erfolgen 
könne.

Auf die Rückfrage von Herrn Jäkel, informiert Herr Dörrie, dass die von der 
Verwaltung berechnete 16 %ige Minderung des Verkehrs nur durch die 
Umsetzung einer Reihe von Maßnahmen erreicht werden kann, wie Nutzung 
ÖPNV (Busse), Mehrnutzung der Straßenbahn, Radverkehr und Nutzung P&R. 

Herr Jäkel spricht sich ebenfalls für die Suche nach einer gemeinsamen Lösung 
ohne Stau aus und ergänzt, die Hinweise von Herrn Piest und Frau Lentz 
aufgreifend, den Antrag 15/SVV/0159 wie folgt:
Dem Antrag wird vorangestellt:
„0. Es ist intensiv nach Möglichkeiten der Senkung aller Schadstoffbelastungen in 
der Zeppelinstraße und in dem benachbarten Straßennetz in Potsdam-West zu 
suchen.“

Herr Walter bittet um Auskunft, ob im Falle einer Überschreitung der gesetzlichen 
Grenzwerte ein Fahrverbot denkbar wäre?

Herr Klipp antwortet, dass dies bei erfolgreichen Klagen der Anwohner die 
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logische Folge wäre.

Herr Walter äußert, dass dann schnelles Handeln erforderlich sei und dass er die 
von der Verwaltung vorgeschlagenen Maßnahmen für sehr geeignet halte.

Auf die Rückfrage von Herrn Piest nach dem Zeithorizont, entgegnet Herr Klipp, 
dass die Einhaltung der Grenzwerte für Stickstoffdioxyd bereits in diesem Jahr 
erforderlich ist und je später mit der Umsetzung der Maßnahmen begonnen wird, 
um so problematischer sei die Einhaltung.

Der Ausschussvorsitzende stellt Antrag 15/SVV/0159 zur Abstimmung:

Der Ausschuss für Klima, Ordnung, Umweltschutz und ländliche Entwicklung 
empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung in der vom Antragsteller geänderten 
Form zur Beschlussfassung:

0. Es ist intensiv nach Möglichkeiten der Senkung aller 
Schadstoffbelastungen in der Zeppelinstraße und in dem 
benachbarten Straßennetz in Potsdam-West zu suchen.

1. Der Oberbürgermeister wird beauftragt sicherzustellen, dass 
anstehende Planungen zu einem Umbau der Zeppelinstraße nicht zu 
gravierenden Leistungseinschränkungen führen dürfen. Durch 
Kombination verschiedener Maßnahmen ist dafür zu sorgen, dass 
Entlastungs-möglichkeiten durch Stärkung des ÖPNV ausgeschöpft 
werden und gebietsfremde Schwerverkehre und Verkehre mit nicht 
umweltgerechten KFZ vermieden werden. Es ist dafür Sorge zu 
tragen, dass Staubildung in der Zeppelinstraße und in den wenigen 
Nebenstraßen sicher vermieden wird und durch verkehrsabhängige 
Optimierung aller LSA ein möglichst flüssiger Verkehrsablauf für alle 
Verkehrsarten bei Beibehaltung der vorhandenen Fahrspurenzahl 
erzielt wird. Zur Lärmminderung ist in der Gleistrasse der teils 
erfolgte Umbau von Pflaster in Asphaltdecke auf der ganzen Länge 
abzuschließen.

2. Die Stadtverordnetenversammlung, die Anwohnerinnen und 
Anwohner und der Landkreis Potsdam-Mittelmark sind frühzeitig in 
die Planungsprozesse einzubeziehen.

3. Über das weitere Vorgehen, insbesondere über konkrete 
Maßnahmen, entscheidet die Stadtverordnetenversammlung.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 2
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 4
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zu 3.3 Bürgerbeteiligung bei den Planungen Zeppelinstraße
Vorlage: 15/SVV/0164
Fraktion SPD
SBV, HA

Teile der Diskussion erfolgen bereits bei der Behandlung des Punktes TOP 3.2.

Der Ausschussvorsitzende stellt die weiteren im Ratsinformationssystem zum 
Antrag hinterlegten Ergänzungs- bzw. Änderungsanträge zur Abstimmung:

Abstimmung des von Herrn Walter für die Fraktion B90/Die Grünen nochmals 
geänderten Ergänzungsantrages:
„Des Weiteren wird der Oberbürgermeister beauftragt für den Radverkehr in der 
Zeppelinstraße eine verkehrssichere und durchgehende Lösung einzurichten.“
Abstimmungsergebnis: 5/0/1

Abstimmung des Ergänzungsantrages der Potsdamer Demokraten:
Abstimmungsergebnis: 1/3/1 – damit abgelehnt.

Der entsprechend ergänzte Antrag 15/SVV/0164 (neue Fassung SPD, 
CDU-ANW , einschl. Ergänzung der Fraktion B90/Die Grünen) wird zur 
Abstimmung gestellt:

Der Ausschuss für Klima, Ordnung, Umweltschutz und ländliche Entwicklung 
empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende geänderte Fassung zur 
Beschlussfassung:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
Ziel der Stadt Potsdam ist es, durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass 

a) die gesetzlichen Grenzwerte für Luftschadstoffe in der 
Zeppelinstraße in Zukunft verlässlich eingehalten werden, 

b) eine erhöhte Schadstoffbelastung entlang anderer Straßen (z.B. 
Forststraße, Maulbeerallee, Geschwister-Scholl-Str., B273) 
durch die Verkehrsumverteilung zu vermeiden 

c) ein transparentes Verfahren für die Diskussion zu 
Maßnahmen in der Zeppelinstraße durchgeführt wird, 
welches die Informationsbedürfnisse der Bürgerinnen und 
Bürger von Potsdam und den Umlandgemeinden 
berücksichtigt 

d) eine abschließende Legitimation durch 
eine Beschlussfassung der 
Stadtverordnetenversammlung 
gewährleistet wird. 

Neben den bislang geprüften Varianten des Fachbereichs Verkehr zur 
Einhaltung der vorgeschriebenen Emissionswerte in der Zeppelinstrasse 
sind weitere, unten stehende Varianten zu prüfen. 
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1. - Drei Spuren 
Die Zeppelinstraße erhält auf der gesamten Länge drei Fahrspuren. Diese 
Fahrspuren sollen durch Lichtzeichensignalanlagen so geschaltet werden, 
dass Fahrstreifen in beide Richtungen für den Individualverkehr sowie für 
den ÖPNV vorgegeben werden können. Es ist zusätzlich zu prüfen, wie der 
Abbiegeverkehr von der sowie in die Zeppelinstrasse über die 
Gegenfahrbahn bei Bedarf (Schadstoffverminderung) gesperrt werden kann. 

2. - vier Spuren mit der Option auf drei- oder zwei-streifige Einengung Die 
Zeppelinstraße behält auf der gesamten Länge ihre vier Spuren. Diese werden 
mit Lichtsignalanlagen ausgerüstet, so dass eine dreispurige Benutzung gem. 
Variante 1 möglich ist. Zusätzlich soll die Lichtsignalgebung auf nur zwei 
Fahrspuren überprüft werden. Die Querungsmöglichkeiten für Fußgänger bleiben 
unverändert.

3. - Fahrradverkehr / ÖPNV / alternative Antriebe 
Eine durchgehend verkehrssichere Lösung für den Radverkehr, welche die 
gleichzeitige Bevorzugung von ÖPNV und Fahrzeugen mit alternativen 
Antrieben ermöglicht. Variante 3 muss dabei auch in Kombination mit Variante 
1 und 2 geprüft werden. 

Die Ergebnisse der Prüfungen und Planungen sollen in Bürgerversammlungen 
in Potsdam und den Umlandgemeinden, sowie in einer gemeinsamen 
Befassung des Hauptausschusses, Stadtentwicklungsausschusses und 
Umweltausschusses mit Vertretern des Landkreises und der betroffenen 
Umlandgemeinden vorgestellt und diskutiert werden. 

Das soll bis Mai 2015 erfolgen.

Des Weiteren wird der Oberbürgermeister beauftragt für den Radverkehr in 
der Zeppelinstraße eine verkehrssichere und durchgehende Lösung 
einzurichten.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 4
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 2

zu 3.4 Potsdam strebt an den Titel "Fairtrade - Town" zu erlangen
Vorlage: 15/SVV/0043
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
B/Sp., FA, HA
Sh. Verständigung zur Tagesordnung – zurück gestellt bis zur nächsten Sitzung.

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Teilnahme der Landeshauptstadt 
Potsdam an „Fairtrade-Towns“ in die Erarbeitung des Leitbildes für die LH P 
einzubeziehen.
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zu 3.5 Klimabericht 2010, 2012 und Zusammenfassung Berichte 2010 - 2012
Vorlage: 15/SVV/0060
Oberbürgermeister, Koordinierungsstelle Klimaschutz
(Mitteilungsvorlage)

Sh. Verständigung zur Tagesordnung – zurück gestellt bis zur nächsten Sitzung.

zu 3.6 CO2-Bilanzen
Vorlage: 14/SVV/1136
Oberbürgermeister, Koordninierungsstelle Klimaschutz
(Mitteilungsvorlage)

Sh. Verständigung zur Tagesordnung – zurück gestellt bis zur nächsten Sitzung.

zu 3.7 Strategie Trinkwasser in der Region Potsdam und Potsdam-Mittelmark
Vorlage: 15/SVV/0150
Oberbürgermeister, FB Grün- und Verkehrsflächen
(Mitteilungsvorlage)

Herr Schenke (Grün- und Verkehrsflächen) informiert zum Inhalt der Vorlage.

Diskussionsbedarf besteht nicht.

Der Ausschuss für Klima, Ordnung, Umweltschutz und ländliche Entwicklung 
nimmt die Mitteilungsvorlage 15/SVV/0150 zur Kenntnis

zu 4 Mitteilungen der Verwaltung

zu 4.1 BE zum Beschluss 14/SVV/0635 Änderung der Liegebedingungen für 
Schiffe an Potsdamer Anlegestellen
FB Grün- und Verkehrsflächen
Herr Schenke (Grün- und Verkehrsflächen) informiert über das Prüfergebnis (sh. 
Anlage) und antwortet auf Rückfragen.

zu 4.2 Information zur Reaktivierung des Müllspülfeldes im Golmer Luch (auf Bitte 
eines Ausschussmitgliedes)

Herr Beck (Bauaufsicht, Denkmalpflege und Umwelt) berichtet, dass der 
Bauantrag zwischenzeitlich zurückgezogen worden ist und eine Berichterstattung 
damit entfallen kann.

zu 5 Sonstiges

Keine.



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

15/SVV/0170

öffentlich
Betreff:
Lärmschutz im gesamten Bereich der Reiherberg- sowie der Geiselbergstraße

Erstellungsdatum 17.02.2015
Eingang 922: 17.02.2015

Einreicher: Ortsvorsteher M. Krause, OBR Golm

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

04.03.2015 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, 
1. entsprechend des Lärmaktionsplanes der Landeshauptstadt Potsdam zum Schutz der Anwohner 

vor Emissionen bis Ende III. Quartales 2015 eine Fahrbahnsanierung der Reiherbergstraße 
umzusetzen, und 

2. die Einführung einer Tempo 30 Zone (Zeichen 274.1 und 274.2) in der Reiherbergstraße und 
Geiselbergstraße sowie weitere geeignete Maßnahmen zum Lärmschutz und zur 
Verkehrssicherheit zu prüfen. 

Konzept und Zeitplan für die Fahrbahnsanierung und das Prüfergebnis  ist dem Ausschuss 
Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr sowie dem Ortsbeirat Golm im II. Quartal 2015 vorzustellen.

gez. Krause
Ortsvorsteher
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

TOP 3.1



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Mit Beginn der Baumaßnahmen in Eiche ist im Bereich der Reiherbergstraße und der 
Geiselbergstraße, insbesondere zu den Hauptverkehrszeiten, ein erheblicher Anstieg des 
Schwerlastverkehr zu verzeichnen. Dieser führt in Verbindung mit dem äußerst desolaten Zustand 
der Reiherbergstraße zu einer erheblichen Lärmbelästigung der Anwohner. Durch die weitere 
Zunahme von Ziel-und Quellverkehr, insbesondere durch die bevorstehenden Baumaßnahmen im 
Baugebiet „Nördlich in der Feldmark“ wird einhergehend die Verlärmung zunehmen. Durch geeignete 
Maßnahmen – bspw. Geschwindigkeitsbeschränkung für Fahrzeuge ab einer Gesamtlast von 7,5 to 
und/oder Deckensanierung mit Flüsterasphalt – könnte eine Reduzierung der Verlärmung erreicht 
bzw. einer weiteren Zunahme der Lärmbelastung vorgebeugt werden.

Die Zuständigkeit der StVV begründet sich wie folgt:

Die antragsgegenständlich geforderten Maßnahmen, insbesondere die Instandsetzung der 
Reiherbergstraße, gehen über den Rahmen eines Geschäftes der laufenden Verwaltung hinaus. Der 
OBM hätte, so ein OBR-Antrag gestellt worden wäre, ohnehin die Angelegenheit der StVV zur 
Entscheidung vorlegen müssen (§46 Abs.2 BbgKVerf). Daher ist es gerechtfertigt, dass sich der OBR 
mit der Antragstellung direkt an die StVV wendet.

Die Funktion der Reiherbergstraße und ihre Ortsteil verbindende Bedeutung bedingen, dass die 
Entscheidung über Lärmschutzmaßnahmen und/oder Instandsetzungen (soweit über den Rahmen 
eines Geschäftes der laufenden Verwaltung hinausgehend), durch die StVV zu treffen ist. Insoweit ist 
die Antragsstellung an die StVV angezeigt und geboten. 

Weitere Anmerkung:

Eine Beschlusserfüllung (Beschlussfassung der StVV vorausgesetzt) erfordert aber gleichwohl eine 
Anhörung des OBR zu Art und Umfang der konkreten Maßnahmen (§46 Abs.1 S.1 Ziffer 4 BbgKVerf).

TOP 3.1



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

15/SVV/0168

öffentlich
Betreff:
Klimaschutzbericht - Änderung der Methodik

Erstellungsdatum 17.02.2015
Eingang 922:

Einreicher: Fraktion DIE aNDERE

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

04.03.2015 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die CO2- und Energiebilanzen der Stadt Potsdam sind künftig unter Benutzung des Tools ECORegion 
zu erarbeiten. 

Bei der Bilanzerstellung soll auf die Verwendung von bundesweit einheitlichen Emissionsfaktoren für die 
Bereiche Strom und Fernwärme verzichtet und die realen Emissionsverhältnisse ermittelt werden.

Carsten Linke
Fraktionsvorsitzender

Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

TOP 3.2



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

Da die aktuell vorgelegten Bilanzen auf dem Endenergieverbrauch und den damit verbundenen 
Vorketten und nicht auf einer Quellenbilanz basieren (wie auf Länderebene), kommt es sehr stark auf 
die Emissionsfaktoren der Vorketten an. Werden für diese Vorketten bundesweit einheitliche 
Emissionsfaktoren gewählt (wie hier im Strom- und Fernwärmebereich) können lokale Bemühungen 
nicht direkt in der Bilanz wirksam werden. 

Das bedeutet, dass die vermiedenen CO2-Emissionen durch regionale Stromproduktion bzw. 
Fernwärmeproduktion (siehe Abb. 25 und 26 auf S. 46/47 im Bericht 2012) sich nicht in der 
Gesamtbilanz (siehe Abb. 22 Seite 44) widerspiegeln. Eine Emissionsbeeinflussung ist somit in 
weiten Teilen gar nicht mehr möglich. Eine Beeinflussung der der Energiebilanz zu Grunde liegenden 
fossilen Energieträger hinsichtlich ihrer spezifischen Emissionswerte besteht gar nicht. Nur durch 
Substitutionsprozesse untereinander können bilanzwirksame Effekte erzielt werden.

Die gewählte Methode ist für schnelle überregionale Vergleiche gut geeignet. Als Monitoring einer 
Konzeptumsetzung zur Minderung absoluter Emissionen ist sie nicht geeignet. Für die Folgejahre 
sollte hinsichtlich der Klimabilanzierung auf bundesweite Faktoren verzichtet werden und der höhere 
Aufwand der differenzierten Berechnung auf Basis regionaler Entwicklungen gewählt werden. Bei 
jetziger Bilanzmethode würde sich selbst eine 100%ige Stromversorgung auf Basis erneuerbarer 
Energien in Potsdam nicht in der Bilanz widerspiegeln. 

TOP 3.2



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

15/SVV/0169

öffentlich
Betreff:
Klimaschutzbericht - Berichtsinhalte

Erstellungsdatum 17.02.2015
Eingang 922:

Einreicher: Fraktion DIE aNDERE

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

04.03.2015 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Klimaschutzberichte der LHP sollen künftig in der Einleitung die komplexe Zielstellung der 
Landeshauptstadt zum Klimaschutz enthalten. 

Neben dem Beschluss der Stadtverordneten von 2007 sind die detaillierten Zielstellungen, die sich aus 
der Mitgliedschaft im Klimabündnis ergeben, darzustellen.

Carsten Linke
Fraktionsvorsitzender

Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

TOP 3.3



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung: 

Der aktuelle Klimaschutzbericht verweist nur anteilig in Fußnoten auf die Zielstellungen. Des Weiteren 
enthält der Bericht zahlreiche Grafiken, die den Grad der Zielerreichung thematisieren. Es werden im 
Bericht spezifische und absolute Ziele vermengt oder fehlerhaft dargestellt. Nur bei genauer Nennung 
der Zielstellung ist auch eine Interpretation des Erreichten möglich. 
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Mitteilungsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

15/SVV/0060

Betreff: öffentlich
Klimabericht 2010, 2012 und Zusammenfassung Berichte 2010 - 2012

bezüglich
DS Nr.: 

Erstellungsdatum 14.01.2015
Eingang 922: 14.01.2015

Einreicher: Koordinierungsstelle Klimaschutz 

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

28.01.2015 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Inhalt der Mitteilung:

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Mit der Mitgliedschaft im Klima-Bündnis der europäischen Städte mit indigenen Völkern der 
Regenwälder/Alianza del Clima e.V. hat sich die LHP u.a. zur Erreichung von Klimaschutzzielen 
verpflichtet. 

Das Bündnis empfiehlt in diesem Zusammenhang, alle zwei Jahre einen Klimaschutzbericht zu 
erstellen. Dieser dokumentiert die Entwicklungen und die Zielerreichung, stellt Projekte vor und 
bewertet die Umsetzung von Maßnahmen.

Zusätzlich wird in jedem Klimaschutzbericht ein Schwerpunktbereich definiert, so z.B. im Bericht 2012 
die genossenschaftliche und kommunale Wohnungswirtschaft.

Vorgelegt werden:

- Klimabericht 2010
- Klimabericht 2012
- Zusammenfassung der Berichte 2010 und 2012

als Anlagen.
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Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein

Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen.

Fazit finanzielle Auswirkungen:

Keine

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1  Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

Anlagen

Klimabericht 2010
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Klimabericht 2012
Zusammenfassung der Berichte 2010 und 2012
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Einheiten

a Jahr

CO2 Kohlenstoffdioxid

g Gramm

GWh Gigawattstunde

h Stunde

Hi Heizwert

kg Kilogramm

km Kilometer

km2 Quadratkilometer

kt Kilotonne

kW Kilowatt

kWh Kilowattstunde

kWp Kilowatt-Peak

m Meter

m2 Quadratmeter

MW Megawatt

MWh Megawattstunde

MWh/a Megawattstunde pro Jahr

NO2 Stickstoffoxid

t Tonne

t/a Tonne pro Jahr

W Watt

W/m2 Watt pro Quadratmeter
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Vorwort

Liebe Potsdamerinnen und Potsdamer,

beim UN-Klimagipfel vor einigen Wochen in New York rang die Weltgemeinschaft wieder um verbindliche 
Zusagen zum Klimaschutz. Angesichts der politischen Krisen im Nahen Osten, in der Ukraine sowie der 
kaum fassbaren Ebola-Epidemie in Westafrika fiel die mediale Aufmerksamkeit gering aus. Dabei war erst 
kurz zuvor bekanntgeworden, dass 2013 der weltweite Treibhausgasausstoß so stark gestiegen ist wie seit 
30 Jahren nicht mehr. Gleichzeitig wird die Bedrohlichkeit eines unkontrollierten Klimawandels immer realer. 
Der grönländische Eisschild nimmt mit zunehmender Geschwindigkeit ab und der deutlich messbare Anstieg 
des Meeresspiegels wird im Laufe dieses Jahrhunderts weiter zunehmen. In einigen Gebieten der Erde 
breiten sich Wüsten aus, zerstören Lebensräume und machen Menschen zu Klimaflüchtlingen.  Auch bei 
uns in Deutschland nehmen Extremwetterereignisse zu und können Menschenleben fordern – etwa diesen 
Sommer durch Unwetter und Starkregen im westfälischen Münsterland.
Um all dem entgegenzuwirken haben sich die EU und Deutschland ambitionierte Klimaschutzziele gesetzt. 
Die Landeshauptstadt Potsdam orientiert  sich mit ihren Zielen und der Mitgliedschaft im Klima-Bündnis der 
europäischen Städte daran. Häufig wird vorgebracht, es nütze  wenig, wenn wir Klimaschutz betreiben, aber 
große Emittenten von Treibhausgasen, wie die USA oder China, weitermachen wie bisher. Nun, dieses Jahr 
hat es ernsthafte Ankündigungen beider Staaten gegeben, ihren CO2-Ausstoß künftig begrenzen zu wollen. 
Ohne Vorreiter wie die EU wäre das nicht denkbar gewesen, zudem ist der derzeitige chinesische Solar-
boom nicht unerheblich auf die Erfolge deutscher Solarpioniere und die EEG-Förderung zurückzuführen. 
Klimaschutz ist daher generell der Mühe wert.
Und Potsdam? Der vorliegende Klimaschutzbericht  zeigt, dass die Pro-Kopf-Emissionen weiterhin  abneh-
men. Die kontinuierliche Orientierung am Klimaschutzkonzept  lässt  jährliche Minderungen und damit die 
Erreichung unserer Ziele bis 2020 erwarten. Die Gründe dafür bieten Maßnahmen in den Bereichen Gebäu-
desanierung und –neubau sowie  eine Effizienzsteigerung in der Energieerzeugung der Energie und Wasser 
Potsdam GmbH (EWP). Die lobenswerten Anstrengungen jedes Einzelnen zum Energiesparen, die vielen 
Aktionen zur Bewusstmachung von Ursachen und Problemen des Klimawandels sowie die kontinuierliche 
Information, wie Energie gespart und nachhaltige Technologien genutzt werden können, ergänzen all das,  
sind aber in Zahlen schwierig auszudrücken. 
Wo Licht ist, ist auch Schatten. Diesen Schatten wirft die geringe Nutzung von Erneuerbaren Energien 
in der Landeshauptstadt. Die Ursachen liegen in der gewachsenen und bereits treibhausgasmindernden 
Energieinfrastruktur unserer Stadt sowie der herausragenden Bedeutung vieler Gebäude und Stadtareale 
für den Denkmalschutz. Um unsere mittel- und langfristigen Ziele zu erreichen, müssen wir aber  Lösungen 
finden, nicht-fossile Energiesysteme in die Stadt  zu integrieren. Dies ist eine Herausforderung, an der wir 
konzeptionell arbeiten müssen.
Ich möchte mich bei allen Bürgerinnen und Bürgern Potsdams für ihre Beiträge zum Klimaschutz bedanken 
und Sie dazu auffordern, unsere Zukunft weiter mitzugestalten. In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine 
anregende Lektüre des Klimaschutzberichtes.

Jann Jakobs
Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam, Potsdam, 30.11.2014
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1  Energie- und CO2-Bilanzen der Landeshauptstadt  
        Potsdam und Stand der Zielerreichung 

Grundlage für die Erstellung des Klimaschutzberichts sind verschiedene Beschlüsse der 
SVV zum Klimaschutz und die Mitgliedschaft der Landeshauptstadt im Klimabündnis, ver-
bunden mit Zielen zur Emissionsminderung und der Empfehlung der regelmäßigen Bericht-
erstattung. Die Koordinierung von Klimaschutzmaßnahmen, die Erfolgskontrolle und die 
Verantwortung der Berichterstattung liegt bei der Koordinierungsstelle Klimaschutz im Ge-
schäftsbereich des Oberbürgermeisters.

Mit dem vorliegenden Bericht kommt erstmals die Methode des webbasierten Bilanzierungs-
tools ECORegion vollumfänglich zur Anwendung (anstelle eines eigenen Excel-Tools). Das 
Tool ist in vielen Kommunen der Bundesrepublik verbreitet und ist eine gute Grundlage für die 
in einigen Jahren wahrscheinlich bevorstehende Einführung eines bundesweit verpflichten-
den Tools, das sich an ECORegion orientiert (siehe Kapitel Klimaschutzplaner). Weiterhin 
bietet das Tool eine sogenannte STARTBILANZ an. Diese zeigt mittels Kennzahlen aus 
den Einwohnerzahlen und der Erwerbstätigenstruktur der Kommune sowie bundesweiten 
Durchschnittswerten auf, welche Verbräuche und Emissionen in einer durchschnittlichen 
deutschen Stadt mit der Einwohner- und Erwerbsstruktur Potsdams zu erwarten sind. Damit 
besteht die Möglichkeit Datenlücken „aufzufüllen“ aber auch des Vergleichs der Potsdamer 
Werte mit diesen anzunehmenden Werten. 

Durch den Wechsel der Bilanzierungsmethode ergeben sich zwangsläufig andere Bilanz-
räume und Berechnungsverfahren, so dass die Zahlen zum CO2-Ausstoß in der LHP andere 
sind als im Klimaschutzbericht 2010. Alle Eingangsdaten wurden jedoch rückwirkend erho-
ben, so dass ab 2003 eine methodengleiche Bilanz vorliegt. Für die Auswertung der Pots-
damer Daten kommen vor allem Lebenszyklusbilanzen des Endenergieverbrauchs und der 
CO2-Emissionen zum Einsatz. Die Eingangsdaten sind zum größten Teil potsdamspezifische 
Daten, die über Energieversorger und Netzbetreiber sowie statistische Ämter, Fachämter 
und das BAFA erhoben wurden. 

Die LHP nutzt das bun-
desweit anerkannte Tool 
ECORegion zur Berech-
nung der Energie- und 
CO2- Bilanzen.

Ab 2003 liegt eine  
methodengleiche Bilanz 
vor.
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Potsdams Energie-
verbrauch liegt deutlich 

unter dem nach ECO 
Region erwarteten 

Wert, vor allen in den 
Bereichen Strom- und 

Wärmeverbrauch.

Energieverbauch
In 2012 wurden 3.143 GWh Endenergie verbraucht.

Endenergieverbrauch Gesamt
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region

Abbildung 1: Endenergieverbrauch Gesamt

Der Endenergieverbrauch in Potsdam liegt deutlich unter den bundesdurchschnittlich er-
wartbaren Werten. Dies kann vor allem auf den relativ hohen Sanierungsstand, viele Neu-
bauten mit hohem Energiestandard (aufgrund der wachsenden Stadt) und einen (für Ost-
deutschland typischen) geringen Stromverbrauch zurückgeführt werden.

Je Einwohner ergibt sich daraus ein abnehmender Trend, der vor allem auf die kontinuierli-
che energetische Verbesserung des Gebäudebestandes zurückgeführt werden kann (Rück-
gang vor allem bei Wärmeenergieträgern). Im Bereich Strom und Verkehr sind hingegen 
(bundestypisch) Stagnationen zu beobachten.

6                     1  Energie- und CO2- Bilanzen der Landeshauptstadt Potsdam und Stand der Zielerreichung 

TOP 3.4



 

Endenergieverbrauch je Einwohner
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region

Abbildung 2: Endenergieverbrauch je Einwohner

Die Verbräuche teilen sich wie folgt auf die Sektoren auf:

Energieverbrauch Gesamt gegliedert nach Bereichen
            
 
            

30%	  

27%	  

41%	  

2%	  

Wirtscha1	  

Haushalte	  

Verkehr	  

Kommunale	  
Gebäude	  

Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region 

Abbildung 3: Energieverbrauch Gesamt gegliedert nach Bereichen

Der überregionale Ver-
kehr hat den höchsten 
Anteil am Endenergie-
verbrauch. Die kommu-
nalen Gebäude machen 
nur ca. 2% aus.

Je Einwohner geht der 
Endenergieverbrauch 
insgesamt zurück; in 
den Bereichen Verkehr 
und Strom stagniert er.
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Hier ist zu beachten, dass der Verkehr auch überregionale Verbräuche berücksichtigt, 
etwa durch Potsdamer erzeugten Güter- und Flugverkehr. Wirtschaft umfasst alle Bereiche 
(Dienstleistungen, produzierendes Gewerbe, Land- und Forstwirtschaft).
Der Anteil der Erneuerbaren Energien an der Energiebereitstellung ist nach wie vor sehr 
gering, weist jedoch in den Bereichen Erdwärme und Photovoltaik eine hohe Dynamik auf. 
Der Anteil der Erzeugung von Strom und Wärme aus Kraft-Wärme-Kopplung ist bedingt 
durch die Potsdamer Fernwärmestruktur und das HKW-Süd sehr hoch (fast ein Drittel des 
Gesamt-Endenergieverbrauchs).

Energiebereitstellung aus Erneuerbaren Energien
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region

Abbildung 4: Endenergiebereitstellung aus Erneuerbaren Energien

Bei der Erzeugung aus Solarthermie und Biomasse ist eine Stagnation zu erkennen, was be-
deutet, dass im Stadtgebiet in den letzten Jahren kaum neue Anlagen hinzugebaut wurden. 
Angesichts der zudem sehr geringen absoluten Zahlen und bundesweit deutlich positiveren 
Trends, muss man hier von einer sehr schlechten Situation sprechen. Dies wird verdeutlicht 
in einem Vergleich mit der Startbilanz und anderen Städten. Die Ursachen dürften vor allem 
im hohen KWK-Anteil der Wärmeerzeugung und den in der LHP häufi g hohen Denkmalan-
forderungen liegen. Insbesondere bei Sanierung und Neubau wäre eigentlich der häufi ge 
Einbau von Solarthermie- und Biomassetechnik erwartbar2.In den meisten Gebieten der 
Stadt liegt jedoch entweder Fernwärme oder Nahwärme an, die häufi g als Ersatzmaßnahme 
für Erneuerbare-Energie genutzt wird3, oder es besteht Denkmalschutz, der die Nutzung von 
Erneuerbaren Energieträgern einschränkt.

Zum Verkehr lassen sich derzeit nur bedingt Aussagen treffen, da relevante Daten, wie etwa 
zum Modal-Split, nicht aktuell genug vorliegen. Anhand der Zulassungszahlen wird jedoch 
eine Steigerung der PKW je Einwohner deutlich.

2 Zum Einen ist dies häufi g wirtschaftlich darstellbar, zum Anderen ist dies durch die EnEV und das EEWärmeG i.d.R. vorgeschrieben.

3 KWK kann als Ersatzmaßnahme für Erneuerbare Energie eingesetzt werden. Zudem verfügt die Potsdamer Fernwärme über einen   
 sehr geringen Primärenergiefaktor, der dazu führt, dass die gesetzlichen Anforderungen an den Einsatz von Erneuerbaren Energien  
 und Energieeffi zienz mit der Fernwärme bereits erfüllt sind und auf weitere Maßnahmen (z.B. Solarthermie oder stärkere 
 Wärmedämmung) verzichtet werden kann. Ähnliches gilt für Nahwärmenetze, die (virtuell) mit Biomethan befeuert werden.

Der Anteil der Erneu-
erbaren Energien in 

der LHP ist sehr gering. 
Dies begründet sich 

zum Teil mit dem sehr 
hohen Anteil an Energie 
aus Kraft-Wärme-Kopp-

lung aber auch Denk-
malbelangen.
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CO2-Emissionen

Für die Bilanzierung der Treibhausgasemissionen wurde eine Lebenszyklusbilanz auf Basis 
potsdamspezifi scher Daten und nationaler Emissionsfaktoren gewählt.4 Daraus ergibt sich im 
Jahr 2012 eine Gesamtemission von ca. 1.007.469 Tonnen bzw. 6,33 Tonnen je Einwohner.
 

CO2 Emissionen Potsdam
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region // Abbildung 5: CO2 Emissionen Potsdam

CO2 Emissionen LCA pro Einwohner
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region // Abbildung 6: CO2 Emissionen LCA pro Einwohner

Die CO2 Emissionen in 
Potsdam pro Einwohner 
weisen einen fallenden 
Trend auf und liegen 
ebenfalls unterhalb des 
bundesdurchschnittlich 
erwartbaren Wertes laut 
ECO Region.

4 Die Verwendung nationaler Emissionsfaktoren ist methodisch nicht alternativlos, bildet jedoch einen üblichen Standard kommunaler   
 CO2-Bilnazierung ab und bietet u.a. eine Vergleichbarkeit wie z.B. vom Benchmark Kommunaler Klimaschutz empfohlen (vgl. Kapitel  
 3.4). Dies führt dazu, dass für die Emissionen aus Stromverbrauch der sogenannte Deutschlandmix als Faktor mit ca. 500g/kWh   
 angesetzt wird. Bei der Fernwärme liegt der Emissionsfaktor etwa 10% über dem von der EWP angegebenen Faktor einschließlich   
 Vorkettenemissionen. Alternative Berechnungsmethoden sind in Kapitel 3.4 erläutert. Entsprechende Ergebnisvergleiche sind im   
 CO2-Kapitel vertieft. 
 Diese methodische Darstellung ermöglicht keine vollständige Transparenz der Erfolge aus der lokalen Strom- und Fernwärmepro-
 duktion. Im Vergleich zu Emissionen aus einem bundesweiten Strom- bzw. Fernwärmeerzeugungsmix vermeiden die in Potsdam   
 eingesetzten Erzeugungstechnologien ca. 100.000 Tonnen CO2 pro Jahr (siehe vertieft im CO2-Kapitel). Dies ist im Wesentlichen auf  
 die effi ziente Erzeugung von Strom und Fernwärme der EWP über KWK zurückzuführen.
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Diese Werte sind im Vergleich der Startbilanz, wie schon beim Endenergieverbrauch, als 
niedrig zu bewerten. Im regionalen ostdeutschen Vergleich relativiert sich dies etwas5.

Vergleicht man die CO2 – Emissionen pro Einwohner in dem Zeitraum von 2005 bis 2012 ist 
ein Rückgang von etwa 8% zu verzeichnen; äquivalent sind das ca. 0,55 Tonnen je Einwoh-
ner bzw. 91.000 Tonnen absolut.

Der sinkende Trend wird auch in der Darstellung der Zielerreichung deutlich:

Stand Klimaschutzziele der LHP, Trend bis 2020

Quelle: Eigene Darstellung nach ECORegion und Klimabündnis

Abbildung 7: Stand Klimaschutzziele der LHP, Trend 2020

Die Zwischenziele zum Klimabündnis 2006 und 2011 wurden nahezu erreicht6. Bei gleich-
bleibendem Trend der Emissionsreduzierung würde das Ziel der SVV bis 2020 erreicht wer-
den. Die Erreichung des Zwischenziels Klimabündnis 2016 wäre jedoch fraglich.

Die Emissionsreduzierung von 2003 bis 2012 begründet sich im Wesentlichen mit folgenden 
Sachverhalten:

 » Reduktion des Wärmeverbrauchs durch anhaltende Gebäudesanierung sowie  
   steigenden Neubauanteil 

 » Rückgang der kohlebefeuerten Wohnungen
 » Stagnation des Stromverbrauchs bei leicht verbesserten Emissionsfaktoren des   

   Bundesstrommixes
 » Reduktion im Verkehrsbereich7

 » Reduktion durch erhöhten Einsatz von Erneuerbaren Energieträgern
 » Effizienzmaßnahmen an der zentralen Energieproduktion der EWP

5 Beispielsweise liegt der Stromverbrauch zwar deutlich unter dem Bundesdurchschnitt aber etwa im ostdeutschen Mittel.

6 Ein Ziel der Klimabündnismitglieder ist es, auf dem Weg bis 2050 alle 5 Jahre die Treibhausgasemissionen der Stadt um 10% zu   
 reduzieren. Für Potsdam ergaben bzw. ergeben sich entsprechende Ziele für 2001, 2006, 2011, 2016 usw.

7 eine eindeutige Ursachenzuschreibung ist hier nicht möglich, da die Daten zum Teil auf Bundeswerten basieren und notwendige   
 Modal-Split-Daten für Potsdam nur bis 2008 vorliegen.

Der Trend der CO2 
Emissionen bis 2020 

weist darauf hin, dass 
das SVV-Ziel in Bezug 

auf CO2 Einsparung 
wahrscheinlich erreicht 

wird.
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Mittel- und langfristig 
steht die LHP vor gro-
ßen Herausforderungen 
für den Umbau der 
Energieversorgung.

Nach Analyse der Gründe für den sinkenden Trend einerseits und der Abschätzung der bis 
2020 zu erwartenden Maßnahmen (v.a. seitens der Wohnungswirtschaft und der Energie-
versorger, aber auch gesellschaftlich erwartbarer Trends) andererseits, kann grundsätzlich 
mit einem weiter sinkenden Trend gerechnet werden. Voraussetzung für die Erreichung der 
Klimaschutzziele ist dabei die konsequentere Fortführung der energetischen Gebäudemo-
dernisierung, die Sicherstellung sinkender Verkehrsemissionen, weitere Maßnahmen im Be-
reich der Effizienz der Energieerzeugung und der weitere Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien. 

Um den Zielen nach 2020 gerecht zu werden, sollte die Stadt bereits heute mehr Einfluss auf 
die energetische Gebäudequalität nehmen – Passivhäuser sollten im Neubau der Normalfall 
werden, da diese auch in 36 Jahren noch den Bestand bilden werden8. Weiterhin erscheint 
es geboten, über die Effekte der Fernwärmeversorgung auf den Ausbau Erneuerbarer Ener-
gien und den Beitrag zu den Treibhausgasemissionen zu diskutieren9. 

Es fehlt zudem eine langfristige Perspektive für den Klimaschutz in der LHP. Um 2050 den 
Ansprüchen von Klimaneutralität gerecht zu werden und das Ziel von 2,5 Tonnen CO2 pro 
Einwohner zu erreichen, sind grundlegende Änderungen im Energiesystem notwendig. We-
sentliche Impulse zur Erreichung der Klimaneutralität werden sich aus gesamtgesellschaftli-
chen Änderungen ergeben. So würde etwa ein Paradigmenwechsel hin zur Elektromobilität 
(auf Basis Erneuerbaren Stroms) deutliche Effekte auf den CO2-Ausstoß mit sich bringen. 
Es muss weiter davon ausgegangen werden, dass ein städtischer Raum wie Potsdam im 
Vergleich zum ländlichen Raum eher eine Energiesenke als – Quelle sein wird. Es müssen 
jedoch die Voraussetzungen für energetische Stadt-Umlandbeziehungen geschaffen wer-
den und es muss sichergestellt werden, dass der Hauptteil des Energiebedarfs aus regene-
rativen Quellen gedeckt wird.

8 Auf städtischen Grundstücken, in Entwicklungsgebieten und über Bauleitpläne gibt es über das BauGB Möglichkeiten Passiv- oder   
 Niedrigenergiehausstandards zu unterstützen. Bundesweit gibt es zahlreiche Beispiele, dass diese Bauwesen nicht wesentlich teurer  
 sein müssen, als nach gesetzlichem Standard. Mittelfristig macht sich die Mehrinvestition für Eigentümer und Mieter i.d.R. bezahlt.   
 Bei der richtigen Materialwahl verbessern sich zudem die ökologischen Lebenszykluskosten der Gebäude.

9 Zu den Fragen gehören: Wie entwickelt sich der Primärenergiefaktor in Zukunft bzw. wie ändert er sich bei anderen  
 Berechnungsvorgaben? Wie wirkt sich der heute geringe Primärenergiefaktor der Fernwärme auf die energetische Gebäudequalität  
 und den Einsatz erneuerbarer Energien und somit auch die späteren Betriebskosten aus? Wie kann das System der Potsdamer   
 Strom- und Wärmeerzeugung regional eingebunden werden?
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Bisherige Maßnahmen und Ausblick
Die Einrichtung der Koordinierungsstelle Klimaschutz und die Erstellung des Integrierten Kli-
maschutzkonzeptes der LHP haben tragfähige Strukturen geschaffen, welche die Erreichung 
der Klimaschutzziele unterstützen. Die LHP wirkt als Motivator, Vernetzer und Projektent-
wickler. Hervorzuheben sind die Organisation des Potsdamer Klimapreises, die Veranstal-
tungsreihe „Klimadialog“, die Organisation der Netzwerkplattform Klimapartner-Potsdam, 
die Pflege von Internetangeboten wie der Solardachbörse und die Initiierung von Projekten 
etwa über die Niedermoorstudie oder das Klimaschutz-Bonus-Malus-System in kommuna-
len Unternehmen. Diese Aktivitäten sollten fortgesetzt werden, um die Erreichung der Klima-
schutzziele weiter zu unterstützen. In Hinblick auf eine verstärkte Nutzung der Erneuerbaren 
Energien sollte die Öffentlichkeitsarbeit in diesem Bereich ausgebaut werden. Um messba-
re Klimaschutzerfolge über 2020 hinaus sicherzustellen, sollten zudem strukturelle Ansät-
ze wie das Bonus-Malus-System oder Projektansätze zur Transformation des Potsdamer 
Strom- und Fernwärmesystems (weiter) unterstützt werden, ggf. über die Fortschreibung 
des Klimaschutzkonzeptes. Zur Erreichung der langfristigen Ziele erscheint die Erarbeitung 
einer Strategie zur Klimaneutralität notwendig.

Klimaschutz als übergreifende Aufgabe spielt letztlich in allen Verwaltungsbereichen eine 
Rolle. Hervorzuheben sind der Kommunale Immobilienservice (KIS) und die mit der Stadtpla-
nung befassten Bereiche. Der KIS kann auf zahlreiche Sanierungserfolge und das Energie-
sparprogramm für Schulen zurückblicken (siehe auch Klimaschutzbericht 2010). Beispiels-
weise wurden bis 2014 ca. 85% der Schulgebäude und 64% der Sporthallen energetisch 
saniert oder teilsaniert. Es besteht aktuell ein hoher Investitionsdruck für Schulneubauten 
und Sanierungen. Die gesetzlichen Anforderungen zur Energieeffizienz sind zwar mittlerwei-
le hoch, es gibt darüber hinaus aber  weiteres Potential für Maßnahmen mit zusätzlichem 
Treibhausminderungspotential. Es ist daher zu prüfen, inwieweit solche Maßnahmen unter 
Beachtung des  Beschlusses 14/SVV/0063 der Stadtverordnetenversammlung zukünftig re-
alisiert werden könnten.
 
Wichtigster Akteur im kommunalen Einflussbereich ist die EWP. Wichtige Maßnahmen der 
letzten Jahre waren: 

 » Einsatz dezentraler BHKWs (teils Biomethanbetrieben) in Nahwärmenetzen
 » Effizienzsteigerung am HKW Süd
 » Errichtung eines Tagesspeichers zur Optimierung des HKW-Süd  

   (derzeit im Bau befindlich)
 » Beteiligung an zwei Windparks
 » Auflage eines Klimaschutzfonds aus dem u.a. Photovoltaikprojekte realisiert   

   wurden
 » Einrichtung einer Klimaschutzagentur, die Bauherren, Unternehmen und  

   Privatpersonen zum Energiesparen und dem Einsatz Erneuerbarer Energien berät
 » Zunehmender Stromzukauf aus Wasserkraft und Verzicht auf Stromzukauf aus   

   Atomkraft
 » Einsatz eines Klärgas-BHKWs in der Kläranlage in Nedlitz

Maßnahmen werden 
bereits auf allen Ebe-

nen umgesetzt. Um die 
kurzfristigen Ziele zu 
erreichen besteht an 
einigen Stellen Hand-

lungsbedarf.
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Um die Erreichung der 
mittel- und langfristi-
gen Klimaschutzziele 
sicherzustellen bedarf 
es einer abgestimm-
ten Strategie und der 
Fokussierung auf die 
Themen Erneuerbare 
Energien, Energieef-
fizienz, Verkehr und 
Stadt-Umland-Bezie-
hungen.

Auch die anderen kommunalen Unternehmen haben eine Reihe von Maßnahmen    
realisiert. Zu nennen sind u.a.

 » energetische Sanierung und Neubau der ProPotsdam teilweise über  
   gesetzlichem Standard

 » Umstellung des Hausstroms auf Ökostrom und Initiierung von  
   Energiesparprojekten mit den Mietern bei der ProPotsdam

 » Optimierung der Betriebsgebäude der STEP
 » Emissionsreduzierung durch Sanierung der Schwimmbäder am Stern und  

   Brauhausberg
 » weitere Erhöhung der Fahrgastzahlen beim ViP und Maßnahmen zum Vorrang  

   des ÖPNV

Empfehlungen
Um die Ziele bis 2020 zu erreichen, sollten die begonnenen Strukturen und Projekte fort-
geführt werden. Dies gilt insbesondere für die Gebäudesanierung und die Optimierung 
des Energieversorgungssystems der EWP. Mit Blick auf die Zeit nach 2020 und die lang-
fristigen Klimaschutzziele sollten folgende Bereiche bereits heute unterstützt werden. 

 » Verstärkte Anstrengungen zum Einsatz Erneuerbarer Energien 

Dazu gehört in erster Linie eine weitere Klärung der Ursachen der bisher sehr geringen 
Zahlen in Potsdam (siehe auch 2.). Das Thema sollte zudem stärker als bisher in die  
Öffentlichkeit getragen werden, um den Informationsstand von Bauherren zu verbessern 
und die Akzeptanz zu steigern. Bereits heute sollten Möglichkeiten der Decarbonisierung 
von Nah- und Fernwärme untersucht und genutzt werden. 
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Eine langfristige Strategie sollte Möglichkeiten der lokalen und regionalen Einbindung von 
Erneuerbaren Energien aufzeigen (siehe 3.).

 » Klärung der Auswirkungen geringer Primärenergiefaktoren von Nah- und  
   Fernwärme auf die energetische Gebäudequalität 

In Potsdam gibt es ein großes Fernwärmenetz und verschiedene Nahwärmenetze (teils 
über Biomethan versorgt). Bei der Entwicklung neuer Baugebiete bietet sich häufig eine 
entsprechende Versorgungslösung an. Hier müssen sowohl die Fragen geklärt werden, 
die sich aus Klimaschutzsicht stellen10, als auch Fragen langfristiger Wirtschaftlichkeit und 
Effizienz11. In Kooperation mit Bund oder Land sollte diesen Fragen im Rahmen von Stu-
dien und Masterarbeiten nachgegangen werden. In diesem Zusammenhang sollten auch 
die Möglichkeiten der Einflussnahme der Stadtplanung untersucht und aufgezeigt werden12. 

 » Die Erarbeitung einer langfristigen Strategie, um die Klimaschutz-Ziele zu  
   erreichen (z.B. Masterplan 100% Klimaschutz im Rahmen der  
   Klimaschutzinitiative des BMUB)

Ein solcher Masterplan zeigt mögliche gesellschaftliche Entwicklungen auf, die mittel- und 
langfristig Einfluss auf die Energieversorgung in der LHP nehmen. Daran angepasst werden 
lokalspezifische organisatorische und technische Maßnahmen entwickelt, die einen Weg hin 
zur Klimaneutralität unterstützen. Für Potsdam relevant dürften hier verstärkte Stadt-Um-
land-Beziehung und die schrittweise Decarbonisierung der Strom- und Wärmeerzeugung 
sein.

 » Die Aktualisierung der Verkehrsdaten und Maßnahmen zur weiteren Stärkung   
   des Umweltverbundes 

Zum Modal-Split der LHP und entsprechenden Wegedaten sollten aktuelle Daten    
erhoben werden. Die Aktivitäten zur Umsetzung der Radverkehrsstrategie sollten    
weitergeführt werden. Herausforderungen zur Steigerung des ÖPNV-Anteils  
müssen angenommen werden13. 

10 Siehe Fußnote 7. Kernfrage wäre, wie sich nah- und fernwärmeversorgte Gebäude bei sich verschlechternden Primärenergiefaktoren  
 aus Klimaschutzsicht mittelfristig im Vergleich zu einem dezentral versorgten Referenzgebäude verhalten werden.

11 Nach heutiger Berechnungsmethode und Annahmen entspricht ein nah- oder fernwärmeversorgtes Gebäude den gesetzlichen   
 Anforderungen an einen geringen Primärenergieverbrauch bzw. der entsprechenden Treibhausgasemissionen. Der Endenergiever  
 brauch des Endkunden an Wärme ist jedoch ggf. sehr hoch und entsprechend teuer, da die Gebäude z.B. weniger gedämmt werden  
 müssen, als ein dezentral versorgtes Referenzgebäude. Bei steigenden Energiepreisen vergrößert sich diese Kluft. 

12 Das Baugesetzbuch eröffnet z.B. Möglichkeiten, wie in den nah- und fernwärmeversorgten Gebieten trotz geringer  
 Primärenergiefaktoren hohe Gebäudestandards erreicht werden können.

13 Laut Pressestelle des ViP ist die Kapazitätsgrenze insbesondere in der Innenstadt (für viele Verbindungen das „Nadelöhr“) nahezu   
 erreicht. Da die Stadt (bei gleichzeitigem Anspruch der Erhöhung des ÖPNV-Anteils) weiter wächst, müssen Lösungen entwickelt   
 werden, wie weitere Kapazitäten erschlossen und attraktiv gestaltet werden können.
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15                     2  Zusammenfassung 

2   Bilanzen kommunaler Verbraucher und Stand Klimaschutz 
 in der Beschaffung (Klimabericht 2010)

Mit dem Klimaschutzbericht 2010 wurden auch die Verbrauchs- und Emissionsentwicklun-
gen der Eigenbetriebe und kommunalen Unternehmen der Landeshauptstadt betrachtet. Die 
Anteile der einzelnen Institutionen zeigt folgende Abbildung.
 

Vergleich CO2 - Emissionen der wichtigsten kommunalen Verbraucher (in Tonnen)

Abbildung 8: Vergleich CO2-Emissionen der wichtigsten kommunalen Verbraucher (in Tonnen)

Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Unternehmen

Diese Unternehmen haben an den Gesamtemissionen von Potsdam einen Anteil von 8%. 
Wichtigste Verbraucher sind die ProPotsdam GmbH (mit dem von der GEWOBA verwalteten 
Mietwohnbestand), der Kommunale Immobilienservice (mit fast allen öffentlichen Gebäu-
den: Schulen, Verwaltung, Kitas etc.), die Verkehr in Potsdam GmbH (mit einem großen 
Teil des öffentlichen Nahverkehrs), das Klinikum Ernst von Bergmann (mit den Standorten 
Charlottenstr., In der Aue und Geschwister-Scholl-Str.) und die EWP (mit dem Betriebsver-
brauch der Heiz- und Kraftwerke sowie der Verteilnetze). Es werden die Relationen im Ener-
gieverbrauch bzw. den CO2-Emissionen deutlich. So verursachen die beiden Bäder und die 
Biosphäre etwa die gleichen Emissionen wie die gesamte Stadtbeleuchtung. Der Sportpark 
am Luftschiffhafen verbraucht wiederum so viel wie Stadtbeleuchtung, Bäder und Biosphäre 
zusammen.

Wichtigste kommunale 
Verbraucher sind die 
Wohnungen der 
GEWOBA, die öffentli-
chen Gebäude des KIS, 
der ÖPNV des ViP und 
die Einrichtungen des 
Klinikums.
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Neben den CO2-Emissionen wurden die Gebäude der Unternehmen anhand von flächenbe-
zogenen Kennzahlen auf ihre Energieeffizienz hin untersucht. Die jeweiligen Gebäudeparks 
wurden, wo möglich, mit bundesweit erhobenen Verbrauchsdaten von ähnlichen Objekten 
verglichen. Positiv hervorzuheben ist die ProPotsdam deren Wärmekennwert sich von 2003 
zu 2010 um 13% verbessert hat und die in 2010 unterhalb des Mittelwertes der Vergleichs-
gruppe liegt. Ähnliches gilt für die Potsdamer Schulen deren Wärmekennwert in diesem Zeit-
raum um ca. 17% reduziert wurde. Bei den Gebäuden der Stadtentsorgung Potsdam GmbH 
ist bei den Betriebsgebäuden sogar eine Kennwertreduzierung um 50% festzustellen. Dies 
wurde hauptsächlich durch verbesserte Steuerung und Regelung der Heizungsanlagen er-
reicht. Bei den Liegenschaften der ViP, der Biosphäre und dem Klinikum sind die Kennwerte 
zwischen 2003 und 2010 hingegen etwa gleich geblieben. Eine leichte Reduzierung gibt es 
bei den Bädern am Stern und am Brauhausberg.

Ungünstige Entwicklungen sind im Stromverbrauch zu beobachten. Anhand der gebäude-
übergreifenden Auswertungen konnten in keinem der betrachteten Unternehmen nennens-
werte Verbesserungen erreicht werden. Bei den Schulen und Verwaltungsgebäuden sind 
die Verbrauchskennwerte zwischen 2003 und 2010 sogar um 10% bzw. 23% gestiegen . Die 
Ursachen liegen unter anderem in erhöhten gesetzlichen Anforderungen beim Brandschutz, 
dem verstärkten Einsatz von Lüftungsanlagen, einer verbesserten technischen Ausstattung 
von Fachkabinetten in Schulen, erhöhten Anforderungen bei der Datenverarbeitung (Server 
und Datennetze) sowie einem generell gestiegenen Einsatz von IT-Geräten.
In Bezug auf die klimafreundliche Beschaffung gab es Stand 2010 punktuelle Ansätze, z.B. 
durch Einkauf von Recyclingpapier, Anschaffung abschaltbarer Steckleisten und Nutzung 
visueller Server. Per Beschluss der SVV (12/SVV/0654) werden weitergehende Maßnahmen 
angestrebt. Die Einbindung der Maßnahmen kann über das seit 2012 laufende Verfahren zur 
Umstrukturierung des Beschaffungswesens unterstützt werden. Der Fortschritt zur Umset-
zung des Beschlusses sollte aktuell geprüft werden.

Im Bereich der Wärme-
nergieeinsparung gibt 

es in den meisten kom-
munalen Unternehmen 

deutliche Fortschritte. 
Die Stromverbräuche 
hingegen nehmen teil-

weise zu.

Die Umsetzung der 
Beschlüsse zum Klima- 

und Umweltschutz im 
Beschaffungswesen 

sollte verfolgt werden.
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Befragt wurden die 7 Mitgliedsunternehmen im AK Stadtspuren15. Alle befragten Wohnungs-
unternehmen haben in den vergangenen Jahren viele ihrer Gebäude energetisch saniert. 
Dies spiegelt sich auch in den kontinuierlich sinkenden Wärmeverbrauchszahlen wieder. 
Die Sanierungsergebnisse sind sehr unterschiedlich. Während in Typenbauten zum Teil sehr 
hohe Einsparungen realisiert werden können, ist dies in denkmalgeschützten Bereichen 
nicht immer möglich. Aber auch in diesen Gebäuden haben alle betroffenen Unternehmen 
die wesentlichen Möglichkeiten (z.B. Dämmung der Kellerdecken, der Dachböden, der Net-
zinfrastruktur) realisiert.

Die Erfolge der Sanierungen, aber auch Schwachstellen im Energieverbrauch können durch 
Verbrauchsmonitoring festgestellt werden. Die überwiegende Zahl der befragten Unterneh-
men nutzt für das Monitoring das Betriebskostenbenchmark der Wohncom GmbH. Es kom-
men aber auch eigene Monitoringsysteme zum Einsatz. Dadurch werden bei fast allen Un-
ternehmen Unstimmigkeiten aufgedeckt, z.B. hohe Verbrauchszunahmen in einer Wohnung. 
Es wird dann nach den Ursachen gesucht, die im technischen Bereich oder im Verhalten 
der Nutzer liegen können. Technische Probleme werden entsprechend behoben und Nutzer 
über die Verbräuche und Optimierungspotentiale aufgeklärt. 

Im Zuge der Befragungen wurde deutlich, dass alle Unternehmen im Rahmen ihrer Kapazi-
täten und wirtschaftlichen Möglichkeiten in Hinblick auf die energetische Gebäudesanierung 
und das Energiemonitoring sehr gut aufgestellt sind.

2009 haben die Landeshauptstadt Potsdam und der AK Stadtspuren eine Klimaschutzver-
einbarung getroffenen. Die dort formulierten Ziele sind bislang von beiden Seiten teilweise 
erreicht. Als positiv erreichte Ziele sind auf Seiten der Wohnungsunternehmen zu nennen: 
Vielfältige Effizienzmaßnahmen (wie z.B. hydraulischer Abgleich), Passivhaus-Pilotprojekte 
im Neubau, teilweise Unterschreitung gesetzlicher Normen zur energetischen Sanierung, 
verstärkte Aufklärung der Mieter und Mitarbeit an Klimaschutzgremien. Auf Seiten der Stadt 
ist erreicht worden: die Aufstellung eines Integrierten Klimaschutzkonzeptes, die teilweise 
Reduzierung des Energieverbrauchs der städtischen Liegenschaften, die intensivierte Infor-
mation der BürgerInnen, Energiesparprojekte für Haushalte mit Transferleistungen. Weitere 
vereinbarte Ziele wurden bislang nur teilweise erreicht. Auf Seiten der Unternehmen ist der 
Einsatz Erneuerbarer Energien bislang noch gering – hier gibt es jedoch aktuelle Planun-
gen z.B. zur weitreichenden Nutzung von Solarenergie im Rahmen der Sanierung der Gar-
tenstadt Drewitz. Auf Seiten der Stadt muss festgehalten werden, dass die Angebote der 
Wohnungsunternehmen zur Analyse der Betriebskosten nicht ausreichend genutzt werden. 
Über das Benchmarking ist z.B. gut darstellbar, wie sich die Erhöhung von Grundsteuer oder 
Entsorgungsgebühren auf Mieter in Potsdam auswirken. Weiterhin gibt es nach wie vor Be-
darf nach Lösungen zu mehr Klimaschutz im Denkmalbestand und Unterstützung durch die 
Stadt, z.B. über die Förderung der energetischen Sanierung.

3   Zusammengefasste Ergebnisse der Interviews mit den  
 Wohnungsunternehmen im AK Stadtspuren

15     Mit Ausnahme des Studentenwerks Potsdam wegen dessen Sonderstellung.

Energie-Monitoring ist 
bei allen Unternehmen 
verankert und hilft bei 
der Behebung von 
Schwachstellen. 
Die energetische  
Sanierung ist weit fort-
geschritten

Auf Seiten der Woh-
nungsunternehmen  
sollte der Einsatz 
Erneuerbarer Energi-
en weiter ausgebaut 
werden. Die gesetz-
lichen Standards der 
Sanierungen sollten 
unterschritten werden, 
wo dies wirtschaftlich 
möglich ist.

Seitens der LHP 
sollten die Angebote 
der Unternehmen zur 
Wirkungsanalyse von 
Beschlüssen auf die 
Betriebskosten genutzt 
werden. Weiter kann 
die Vereinbarkeit von 
Denkmalschutz und 
Klimaschutz besser
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Abb. Abbildung

AK Arbeitskreis

BAFA Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle

BauGB Baugesetzbuch

BHKW Blockheizkraftwerk

BLP Bäderlandschaft Potsdam GmbH

CO2 Kohlendioxid

EE erneuerbare Energien

EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz

EEWärmeG ErneuerbareEnergienWärmeGesetz

EnEV Energieeinsparverordnung

EVA Energieberater Tool der Fa. Leuchter

EW Einwohner

EWP Energie und Wasser Potsdam GmbH

FW Fernwärme

GEWOBA Gemeinnützigen Wohnungs- und Baugesell-

schaft Potsdam mbH

ggf. gegebenenfalls

GuD Gas und Dampf

HKW Heizkraftwerk

LCA Life-Cycle-Analyse

LHP Landeshauptstadt Potsdam

NGP Netzgesellschaft Potsdam

OBM Oberbürgermeister

ÖPNV öffentlicher Personennahverkehr

PV Photovoltaik

STEP Stadtentsorgung Potsdam Gmbh

SVV Stadtverordnetenversammlung

SWP. Stadtwerke Potsdam GmbH

Tab. Tabelle

THG Treibhausgas

UN Vereinte Nationen

UWB Untere Wasserbehörde

v.a. vor allem

ViP Verkehr in Potsdam GmbH

WZ Wirtschaftszweige

z.B. zum Beispiel

Abkürzungen
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Vorwort 
 

Liebe Potsdamerinnen und Potsdamer, 

 

Klimaschutz und nachhaltige Energieversorgung sind Themen von weiter steigendem 
Interesse. Ich freue mich daher sehr, Ihnen mit dem Klimaschutzbericht 2010 die 
Entwicklungen in der Landeshauptstadt Potsdam näher zu bringen.  

Der Klimawandel wird weltweit bereits deutlich spürbar und die Wissenschaft belegt immer 
deutlicher den Zusammenhang mit den vom Menschen verursachten 
Treibhausgasemissionen. Vor dem Hintergrund der langfristigen Wirkungen stellen sich viele 
Nationen bereits auf die Folgen des Klimawandels in den nächsten Jahrzehnten ein. Auf der 
internationalen Ebene ist man dennoch weit davon entfernt verbindliche Ziele zum 
Klimaschutz festzulegen.  

In der Bundesrepublik sind Ziele festgelegt und Programme auf den Weg gebracht. 
Inzwischen ist die Auseinandersetzung mit der Energieversorgung auch auf kommunaler 
Ebene verankert.  

Der vorliegende Bericht dokumentiert die zunehmende Strukturierung des Klimaschutzes in 
der Landeshauptstadt Potsdam. Nach dem Beitritt zum Klimabündis 1995, einer Vielzahl von 
Einzelinitiativen und der Einrichtung der Koordinierungsstelle Klimaschutz im Jahr 2008, 
wurde in 2010 ein umfassendes Klimaschutzkonzept erstellt. Mit der Umsetzung der 
abgeleiteten Maßnahmen aus den Bereichen Energie, Gebäude, Verkehr, Stadtentwicklung 
und Öffentlichkeitsarbeit ist anschließend begonnen worden. 

Es zeigt sich, dass noch ein gutes Stück Weg vor uns liegt. Die notwendigen Veränderungen 
müssen über viele kleine Schritte erarbeitet werden. Bei wichtigen Ideen, wie etwa der 
modellhaften Einführung von Elektromobilität bei den Stadtwerken oder der Nutzung von 
regionaler Biomasse zur Energiegewinnung wird zudem Neuland betreten. Dies bedeutet 
Unsicherheit im Ausgang eines Vorhabens. Bei bereits realisierten Projekten kann 
beobachtet werden, dass sie nicht immer die an sie gestellten Erwartungen erfüllt haben – 
zum Beispiel bei der Energieeinsparung durch Gebäudesanierung.  

Der Klimaschutzbericht zeigt auf der anderen Seite, dass der in Potsdam eingeschlagene 
Weg eine gute Richtung hat. Die Pro-Kopf-Emissionen gehen zurück und die kontinuierliche 
Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes lässt weitere Minderungen erwarten. Hier ist 
insbesondere das Energiekonzept der Energie und Wasser Potsdam GmbH zu nennen, 
welches auf dem Klimaschutzkonzept aufbaut. Durch bereits umgesetzte Projekte wurden 
bis 2012 38.000 Tonnen CO2 pro Jahr seitens der EWP eingespart. Mit den geplanten 
Maßnahmen werden etwa 104.000 weitere eingesparte Tonnen pro Jahr hinzukommen. Dies 
ist ein wesentlicher Beitrag zur Erreichung unserer Klimaschutzziele. 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine anregende Lektüre des Berichtes. Gleichzeitig bitte 
ich Sie, es nicht dabei zu belassen, sondern sich weiter für ein nachhaltiges Potsdam 
einzusetzen – bei der täglichen Arbeit, in den eigenen vier Wänden, bei der Organisation von 
Mobilität und nicht zuletzt in der kritischen Diskussion mit Ihrem Umfeld. 

 

 

 

 

Jann Jakobs 

Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam 
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0 Einleitung 
 

Seit dem letzten Klimaschutzbericht sind drei Jahre vergangen. In dieser Zeit haben sich 
gesellschaftliche Trends im Bereich der Energieversorgung geändert. Im Projekt Klimaschutz 
in der Landeshauptstadt Potsdam wurden seitdem Strukturen erweitert, ein 
Klimaschutzkonzept erstellt und mit dessen Umsetzung begonnen. 

Mit dem vorliegenden Bericht werden die Entwicklungen in den Bereichen 
Energieversorgung und Treibhausgasemissionen zwischen den Jahren 2003 und 2010 
aufgezeigt. Die Schwerpunkte des Berichtes sind: 

• Die Erstellung von gesamtstädtischen Energie- und CO2-Bilanzen durch 
Fortführung der Methodik des Klimaschutzbericht 2008 sowie der Bilanzierung 
mit dem Tool ECORegion 

• Die Bilanzierung der kommunalen Eigenbetriebe und Unternehmen  

• Die Bestandsaufnahme zu klimarelevanten Aspekten bei der öffentlichen 
Beschaffung, dem Fuhrpark und der IT-Nutzung der Landeshauptstadt Potsdam  

Kapitel 1 gibt eine Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse des Klimaschutzberichtes.  

Die Grundlagen des Berichtes sind in Kapitel 2 mit Ausführungen zur Datenstruktur und 
Bilanzierungsmethoden erläutert.  

Kapitel 3 zeigt die Entwicklungen in Energieverbrauch und –erzeugung, die Trends der 
Treibhausgasemissionen in der Landeshauptstadt sowie den Stand bei der Erreichung der 
Klimaschutzziele auf.  

In Kapitel 4 werden der Eigenbetrieb Kommunaler Immobilienservice (KIS) und kommunale 
Unternehmen untersucht. Die Energieverbräuche und CO2-Emissionen werden dargestellt 
und überschlägige Vergleichswerte aufgezeigt. In diesem Kapitel werden auch der Stand 
zum Klimaschutz in der kommunalen Beschaffung und IT-Nutzung sowie die Daten zum 
Fuhrpark der Landeshauptstadt vorgestellt. 

Kapitel 5 gibt abschließend einen Überblick über die wichtigsten Klimaschutzaktivitäten in 
der Landeshauptstadt von 2008 bis 2012. 
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1 Zusammenfassung  
 

1.1 Bilanzen Stadtgebiet 

 

Die Entwicklungen von Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen sind in Potsdam von 
äußeren Rahmenbedingungen beeinflusst. Auch in der Landeshauptstadt greifen 
bundesweite Trends, etwa zu einem höheren Stromverbrauch, wachsenden 
Wohnungsgrößen und einer steigenden Anzahl von Haushalten. Die Einwohnerzahlen 
wachsen stark und die Neubautätigkeit ist hoch1. 

Daher kann es positiv bewertet werden, dass der Gesamtenergieverbrauch im Zeitraum 
2003 bis 2009 nicht steigt. 2010 stellt als sehr kaltes Jahr eine Ausnahme dar. 
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Abb. 1 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten lokaler EVU 

 

                                                

1 Pressemitteilung LHP vom 23.11.2011: 2010 wurden ca. 1.400 neue Wohnungen im Stadtgebiet gebaut – mehr als der Bedarf 
von 1.000 Wohnungen. 

TOP 3.4



 13 

Endenergieverbrauch nach Energieträgern 
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Abb. 2 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten lokaler EVU, des BAFA und der LHP 

 

Der Verbrauch von Wärmeenergieträgern stagniert bis 2009 (Abb.2). Der Stromverbrauch 
hingegen liegt mit steigenden Werten im bundesdeutschen Trend. 

Der Anteil der Erneuerbaren Energien an der in 2010 in Potsdam insgesamt bereitgestellten 
Endenergie liegt bei ca. 1,3%.  

Die Entwicklung der Erneuerbaren ist bis 2010 eher verhalten (Abb.3). Ausnahme bildet die 
starke Zunahme der Nutzung von Erdwärme. Der ab 2009 dargestellte Anstieg bei der 
Photovoltaik wird in den Folgejahren noch stärker ausfallen, da die installierte Leistung von 
2.403 kWpeak in 2010 auf 3.993 kWpeak in 2011 gestiegen ist. 
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Abb. 3 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten lokaler EVU, des BAFA und der LHP 
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Die Entwicklung der Treibhausgasemissionen korreliert in etwa mit dem Energieverbrauch. 
Auch hier sind in den absoluten Zahlen eine Stagnation zwischen 2003 und 2009 und ein 
Anstieg im kalten Jahr 2010 festzustellen. In diesem Jahr wurden 852.020 Tonnen 
Treibhausgas in Potsdam emittiert2.  

Ein aussagekräftiges Bild der Treibhausgasentwicklungen zeigt Abb. 4. Hier wurden die 
Werte klimabereinigt und auf Einwohner bezogen. Demnach ist ein insgesamt sinkender 
Trend zu erkennen. Die Reduzierung ist insbesondere dem geringeren Erdgasverbrauch 
geschuldet3. Die Emissionen aus importiertem Strom steigen hingegen4. 

Treibhausgase je Einwohner nach Energieträgern (klimabereinigt)
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Abb. 4 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten lokaler EVU, der LHP, des IWU und des UBA 

 

Die Landeshauptstadt Potsdam hat sich Klimaschutzziele auf unterschiedlichen Ebenen 
gesetzt. Durch die Mitgliedschaft im Klimabündnis sind Ziele in verschiedenen Zeiträumen 
definiert. Zusätzlich gibt es den Beschluss der Stadtverordneten den Treibhausgasausstoß 
bis 2020 um 20% zu senken (DS 07/SVV/0221, Basisjahr 2005).  

Abbildung 5 zeigt die Trendfortschreibung des klimabereinigten Treibhausgasausstoßes je 
Einwohner und verschiedene Zielmarken. Das Ziel des Klimabündnis die Emissionen alle 5 
Jahre um 10% zu senken wurde zwischen 2006 und 2011 erreicht (-11% von 2006 zu 
2010)5. Die Darstellung zeigt jedoch, dass bei gleichbleibendem Trend die mittelfristigen 
Ziele für 2016 und 2020 nicht erreicht würden. 

 

                                                
2 Berechnet nach Potsdamer Methode mit CO2-Äquivalenten und Vorketten und Binnenverkehr 
3 Dieser beinhaltet hier den Einsatz von Erdgas im HKW Süd und den Heizwerken der EWP (Erzeugung von Fernwärme und 
Strom) und den Verbrauch von Erdgas beim Endkunden. 
4 Den Großteil des Strombedarfes deckt die EWP selbst, muss jedoch seit 2006 zunehmend überreegionalen Strom ins 
Stadtnetz einspeisen. Nähere Erläuterungen siehe Kapitel 3.3. 
5 Wobei hier mit klimabereinigten Werten gerechnet wurde. Dies ist aus unserer Sicht mit Blick auf die relativ kurzen Zeiträume 
auch notwendig. Das Klimabündnis empfiehlt hingegen die Bilanzen nicht klimazubereinigen. 
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Zielerreichung Potsdam Trendprognose 2020 (mit Klimabereinigung)
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Abb. 5 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten lokaler EVU, der LHP, des IWU, des UBA und des Kimabündnis 

 

Mit der Erstellung des Klimaschutzkonzeptes 2010 hat die Landeshauptstadt Potsdam ihre 
Klimaschutzstrategie weiter strukturiert und einen Fahrplan für die kommenden Jahre 
entwickelt. Die Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen hat bereits begonnen.  

Eine zentrale Rolle kommt dabei der Energie und Wasser Potsdam GmbH (EWP) zu. Diese 
hat seit 2010 bereits Maßnahmen umgesetzt, die zu einer jährlichen Einsparung der CO2-
Emissionen von ca. 39.000 Tonnen geführt haben6. Mit der 2012 von der EWP vorgelegten 
Energiestrategie und den darin enthaltenen Planungen würden bis 2020 weitere 104.000 
Tonnen CO2 eingespart. Zu den Vorhaben der Energiestrategie gehören unter Anderem die 
Nutzung von Fernwärmespeichern, ein deutlich stärkerer Einsatz von Biogas bei der Strom- 
und Fernwärmeerzeugung, die Erhöhung des Anteils der Kraft-Wärme-Kopplung an der 
Energieerzeugung durch Erweiterung des Fernwärmenetzes sowie die Beteiligung an der 
Erzeugung von Windstrom. 

Die Maßnahmen der EWP würden somit, bei vollumfänglicher Umsetzung, eine 
Emissionsreduzierung von ca. 17% im Zeitraum 2010 bis 2020 für die Landeshauptstadt 
bewirken. 

 

                                                
6 Die wichtigste Maßnahme war dabei die Ablösung des bisher aus Deutschlandmix zugekauften Stromes durch Zukauf von 
Strom aus Wasserkraft. 
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1.2 Bilanzen kommunaler Verbraucher 

 

Mit dem Klimaschutzbericht 2010 wurden auch die Verbrauchs- und Emissionsentwicklungen 
der Eigenbetriebe und kommunalen Unternehmen der Landeshauptstadt betrachtet. Die 
Anteile der einzelnen Institutionen zeigt Abbildung 6. 

Vergleich CO2-Emissionen der wichtigsten kommunalen Verbraucher (in Tonnen)
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Abb. 6 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Unternehmen 

 

Diese Unternehmen haben an den Gesamtemissionen von Potsdam einen Anteil von 8%. 
Wichtigste Verbraucher sind die ProPotsdam GmbH (mit dem von der GEWOBA verwalteten 
Mietwohnbestand), der Kommunale Immobilienservice (mit fast allen öffentlichen Gebäuden: 
Schulen, Verwaltung, Kitas etc.), die Verkehr in Potsdam GmbH (mit einem großen Teil des 
öffentlichen Nahverkehrs), das Klinikum Ernst von Bergmann (mit den Standorten 
Charlottenstr., In der Aue und Geschwister-Scholl-Str.) und die EWP (mit dem 
Betriebsverbrauch der Heiz- und Kraftwerke sowie der Verteilnetze). 

Neben den CO2-Emissionen wurden die Gebäude der Unternehmen anhand von 
flächenbezogenen Kennzahlen auf ihre Energieeffizienz hin untersucht. Die jeweiligen 
Gebäudeparks wurden, wo möglich, mit bundesweit erhobenen Verbrauchsdaten von 
vergleichbaren Objekten verglichen.  

Positiv hervorzuheben ist die ProPotsdam deren Wärmekennwert sich von 2003 zu 2010 um 
13% verbessert hat und die in 2010 unterhalb des Mittelwertes der Vergleichsgruppe liegt. 
Ähnliches gilt für die Potsdamer Schulen deren Wärmekennwert in diesem Zeitraum um ca. 
17% reduziert wurde. Bei den Gebäuden der Stadtentsorgung Potsdam GmbH ist bei den 
Betriebsgebäuden sogar eine Kennwertreduzierung um 50% festzustellen. Dies wurde 
hauptsächlich durch verbesserte Steuerung und Regelung der Heizungsanlagen erreicht. 
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Ungünstige Entwicklungen sind im Stromverbrauch zu beobachten. Anhand der 
gebäudeübergreifenden Auswertungen konnten in keinem der betrachteten Unternehmen 
nennenswerte Verbesserungen erreicht werden. Bei den Schulen und Verwaltungsgebäuden 
sind die Verbrauchskennwerte zwischen 2003 und 2010 sogar um 10% bzw. 23% 
gestiegen7. Die Ursachen liegen unter anderem in erhöhten gesetzlichen Anforderungen 
beim Brandschutz, dem verstärkten Einsatz von Lüftungsanlagen, einer verbesserten 
technischen Ausstattung von Fachkabinetten in Schulen, erhöhten Anforderungen bei der 
Datenverarbeitung (Server und Datennetze) sowie einem generell gestiegenen Einsatz von 
IT-Geräten. 

 

 

                                                
7 Bei den Verwaltungsgebäuden ist hier der geringe Anteil an elektrischen Heizungen (v.a. bei Grünanlagenstützpunkten) zu 
berücksichtigen, der im kalten Jahr 2010 zu der Steigerung beiträgt. Von 2003 bis 2009 betrug die Verbrauchszunahme nur ca. 
7%. 

TOP 3.4



 18 

2 Daten- Informationsgrundlagen und Methodik 
 

2.1 Datengrundlagen 

 

2.1.1 Grundsätzliches 

 

Für den vorliegenden Klimaschutzbericht musste eine Fülle unterschiedlichster Daten bei 
diversen Institutionen gesammelt werden. Zu einigen selben Sachverhalten (z.B. Kfz-Daten 
und Erwerbstätigenzahlen) lagen Daten aus verschiedenen Quellen vor – mit zum Teil sehr 
unterschiedlichen Ergebnissen. 

Viele Angaben, vom Energieverbrauch einer Institution bis zu den Erwerbstätigenzahlen 
einer Stadt, sind aus diversen Einzelquellen, Annahmen und der Arbeit verschiedener 
Menschen zusammengesetzt. Die Erfahrung zeigt, dass eine fehlerfreie Datenangabe die 
Ausnahme ist. So liegen z.B. für die Anzahl der in Potsdam zugelassenen 
Personenkraftwagen Unterschiede in den Werten bis zu 20% vor. 

Für den vorliegenden Bericht haben wir uns bemüht, möglichst plausible Daten für die 
einzelnen Sachverhalte zu beschaffen und diese zu synchronisieren bzw. selbst zu 
erarbeiten. Insgesamt fußt der Klimaschutzbericht daher auf einer Datenbasis, die in allen 
Fällen eine realistische Größenordnung abbildet und wichtige Tendenzen erkennen lässt. 

Die Abbildungen nach eigener Darstellung basieren für den gesamtstädtischen Bereich auf 
Daten der lokalen EVU, der LHP, des BAFA, des IWU, des UBA, von ECORegion und des 
Klimabündnis. Die Darstellungen für den Bereich der kommunalen Unternehmen basieren 
auf Angaben der jeweiligen Unternehmen.  

 

2.1.2 Brüche in Jahren und Methoden 

 

Bereits mit dem Klimaschutzbericht 2008 wurde deutlich, dass eine realistische 
Beschreibung der Verbrauchsentwicklung in Potsdam erst ab 2003 möglich ist. Zum Einen 
erfolgte hier die Eingemeindung neuer Ortsteile. Zum Anderen haben die Stromnetzbetreiber 
2003 eine neue Systematik zur Berechnung der Ein- und Ausspeisung von Strommengen ins 
bzw. aus dem Potsdamer Netz eingeführt. Weiterhin hat sich gezeigt, dass die 
Datenplausibilität mit zunehmendem Alter stark abnimmt.  

Die Entwicklung seit 1990 ist entsprechend grob im Klimaschutzbericht 2008 dargestellt. Der 
vorliegende Bericht konzentriert sich auf die Bilanzierung zwischen 2003 und 2010.  

 

2.1.3 Demographische Kennzahlen 

 

Die Zahlen zur Einwohnerentwicklung und zur Erwerbstätigenstruktur wurden vom Bereich 
Statistik und Wahlen der Landeshauptstadt Potsdam und dem Landesamt für Statistik Berlin-
Brandenburg zur Verfügung gestellt. Die Erwerbstätigenzahlen beider Institutionen basieren 
auf derselben Datengrundlage und Methodik8 weichen jedoch geringfügig voneinander ab. 

                                                
8 Basis: wirtschaftsfachliche Gliederung anhand der revidierten europäischen Klassifikation der Wirtschaftszweige NACE Rev. 
1.1 in der deutschen Fassung, der WZ 2003 
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Für den Bericht wurden die Daten der Landeshauptstadt Potsdam verwendet, da hier eine 
längere Zeitreihe vorlag. 

Die Erwerbstätigenzahlen sind Grundlage für die Nutzung des CO2-Bilanzierungstools 
ECORegion. Dieses kennt jedoch die für Potsdam vorliegende Gliederung nach WZ 2003 
nicht. Die sich daraus ergebenen Konflikte sind im Kapitel 2.2 erläutert. 

 

2.1.4 Gesamtstädtischer Verbrauch Strom, Gas, Fernwärme 

 

Abgefragt wurden die Daten der für Potsdam relevanten Versorger EWP, EON-Edis und 
HSW.  
Von der EMB lagen lediglich Daten aus dem Jahr 2006 vor. Da es sich um vergleichsweise 
geringe Erdgasmengen in einigen Ortsteilen der Landeshauptstadt handelt, wurden die 
übrigen Jahre für das EMB-Gebiet anhand 2006 abgeschätzt. 

Strom 

Eingang in die Bilanzierung fanden  

• die Verkaufszahlen der EWP, aufgeschlüsselt nach den Kundenkategorien 
„Haushalt“, „Kleingewerbe“ und „Lastgang“ (i.d.R. Großgewerbe/Industrie) 

• die Daten der Netzbetreiber EWP (altes Stadtgebiet) zum Gesamtabsatz aller 
Stromanbieter beim Endkunden sowie des Netzabsatzes der EON-Edis in den 
neuen Ortsteilen 

Gas 

Eingang in die Bilanzierung fanden  

• die Verkaufszahlen der EWP, aufgeschlüsselt nach den Kundenkategorien 
„Haushalt“, „Kleingewerbe“ und „Anschlussleistungen > 500kW“ (i.d.R. 
Großgewerbe/Industrie) 

• die Daten der Netzbetreiber EWP (altes Stadtgebiet), der HSW (Ortsteile 1) 
sowie Schätzungen der EMB (Ortsteile 2) zum Gesamtabsatz aller Gasanbieter 
beim Endkunden 

• Die Daten der EWP zum gesamten Netzabsatz im alten Stadtgebiet (HKW-
Bedarf plus Gas-Endkunden) 

Die Verbrauchsdaten (und nach Auskunft der Netzbetreiber auch Netzabsatzdaten) beziehen 
sich auf den Brennwert des Erdgases. Da sich die Emissionsfaktoren aber auf den Heizwert 
beziehen, wurden alle relevanten Daten auf diesen umgerechnet (Heizwert=Brennwert/1,11). 

Fernwärme 

Eingang in die Bilanzierung fanden: 

• die Daten der EWP (einziger Netzbetreiber in Potsdam) zum Gesamtabsatz 
beim Endkunden 
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2.1.5 Gesamtstädtische Daten zu Kohle- und Heizölfeuerungsanlagen 

 

Die Daten zu Kohle- und Heizölanlagen sind statistischen Berichten der Landeshauptstadt 
Potsdam zu Wohnungen nach Feuerungsarten entnommen. Diese Daten sind mit großen 
Unschärfen belegt, da bei den Aktualisierungen wichtige Informationen, z.B. zu Sanierungen 
privater Hauseigentümer, nur geschätzt werden. Aktuell lagen uns Daten 2003 bis 2008 
sowie für 2011 vor. Die dazwischenliegenden Jahre wurden interpoliert. 
Verlässlichere Daten wären über die Bezirksschornsteinfeger zu erhalten. Dies ist der 
Erfahrung nach mit einem hohen Aufwand verbunden. Für den vorliegenden Bericht wurde 
darauf verzichtet, da die Heizungsarten Öl und Kohle in Potsdam keine dominante Rolle 
spielen und die Entwicklungstendenzen aus den städtischen Daten ablesbar sind. 

Die Verbrauchsdaten wurden anhand der durchschnittlichen Wohnungsgröße (68m², nach 
Bereich Statistik und Wahlen der LHP) und der Wärmeenergiebedarfsannahmen für Kohle- 
(313 kWh/m²/a) und Öl- (222 kWh/m²/a) befeuerte Wohnungen (Zahlen nach Energieberater-
Tool „EVA“) abgeschätzt. 

Es wäre zu prüfen inwieweit es für die Zukunft möglich ist, die jährlichen Daten der 
Schornsteinfeger an den Bereich Statistik und Wahlen zu übermitteln. 

 

2.1.6 Gesamtstädtische Daten zu Erdwärmepumpen, Biomasse-, Solarthermie- 
und Photovoltaikanlagen 

 

Die Daten zu installierten Erdwärmepumpen wurden aus den Antragsdaten bei der unteren 
Wasserbehörde ermittelt. Aus den Daten zur vorhandenen Wärmeleistung wurden über die 
Annahme von 2000 Volllaststunden pro Jahr die erzeugten Wärmemengen geschätzt. Daten 
zu Luftwärmepumpen konnten nicht ermittelt werden. 

Aus den Daten des Marktanreizprogrammes (MAP) zur Förderung kleiner Biomassekessel 
wurde die Entwicklung der installierten Leistung abgeleitet. Anlagen die nicht in die 
Förderung fallen, z.B. Kaminöfen, wurden nicht erfasst. Zu den ebenfalls durchs MAP nicht 
erfassten großen Anlagen liegen für Potsdam keine genauen Informationen vor. Stand 2008 
war, dass es mindestens seit 2003 drei Heizwerke (Bornstedter Feld und Groß Glienicke) mit 
zusammen 1100 kW Leistung im Stadtgebiet gibt. Zur Berechnung der erzeugten 
Wärmemenge und der Ableitung der CO2-Emissionen wurden 1.800 Betriebsstunden je 
Anlage zugrunde gelegt. 

Aus den Daten des Marktanreizprogrammes zur Förderung von Solarthermieanlagen bis 
10.000 m² Kollektorfläche wurde die Flächenentwicklung abgeleitet. Die Annahmen, welche 
Wärmemengen damit produziert werden, wurden mit 350 kWh/m²/Jahr getroffen 
(Empfehlung Klimabündnis). 

Die eingespeisten Strommengen aus Photovoltaikanlagen im Stadtgebiet wurden von der 
EWP zur Verfügung gestellt. Diese beinhalten nur die Strommengen, die über den 
Eigenverbrauch der Betreiber hinaus eingespeist wurden. 
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2.1.7 Verbräuche Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen 

 

Die Daten wurden von den jeweiligen Institutionen geliefert. Es handelt sich um die 
Endenergieverbräuche für Strom, Erdgas, Fernwärme, Heizöl und Kraftstoff, in der Regel auf 
Basis der Abrechnungsdaten. Wo nötig, wurden Annahmen anhand von 
Bedarfsberechnungen getroffen, z.B. für einzelbefeuerte Wohnungen (Gas/Ofen) der 
ProPotsdam. 

 

2.1.8 Verkehr 

 

Folgende Daten liegen den Emissionsberechnungen des Verkehrs zugrunde: 

• Bestand an Kraftfahrzeugen nach Fahrzeugart für den Verwaltungsbezirk 
Potsdam 2007 und 2010; Quelle: Statistisches Jahrbuch 2007 und 2010 des 
Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg auf Basis der Daten des Kraftfahrt-
Bundesamt Flensburg 

• Entwicklung der PKW-Zahlen in Potsdam; Quelle: StEK-Verkehr 2011 auf Basis 
von Daten der statistischen Jahresberichte der Landeshauptstadt Potsdam 1998 
und 2008 

• Entwicklung des Modal-Split in Potsdam sowie Anzahl der täglich 
zurückgelegten Wege; Quelle: StEK-Verkehr 2011 

• Annahmen zu Weglängen mit KfZ und ÖPNV; Quelle: DIfU 2011 auf Basis MID 

Die Daten zum Bestand an PKW in der Landeshauptstadt Potsdam weichen z.T. deutlich 
voneinander ab. Für die Berechnung der Emissionen mit ECORegion wurden die Angaben 
aus dem aktuellen Stadtentwicklungskonzept Verkehr verwendet. Für die Berechnung der 
Emissionen nach den Empfehlungen des DIfU waren die Anzahl der PKW nicht relevant, 
sondern die Daten aus dem Modal-Split und die Wegedaten (ebenfalls aus StEK-Verkehr 
2011). 

 

2.1.9 Straßenbeleuchtung 

 

Hier konnten keine plausiblen Verbrauchswerte für die einzelnen Jahre ermittelt werden. Im 
Jahr 2010 wurde die Straßenbeleuchtung aus der städtischen Verwaltung durch eine Tochter 
der Stadtwerke (Straßenbeleuchtung Potsdam GmbH) übernommen. Vor 2010 lag die 
Abrechnung bei der Stadtverwaltung, hier liegen keine Verbrauchsdaten für einzelne Jahre 
vor, da die Ablesezeiträume sehr unterschiedlich getaktet waren. Es wurde daher ein 
Mittelwert aus den Ablesedaten 2005-2009 berechnet. Für 2010 wurde seitens der 
Straßenbeleuchtung Potsdam GmbH ein Verbrauchswert angegeben, dieser ist jedoch 
aufgrund der Übernahmen der Abrechnungen im selben Jahr mit ähnlichen Unschärfen 
belegt. Damit gibt es für Potsdam eine Aussage zur Größenordnung, nicht aber zur 
Entwicklung der Verbräuche. 
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2.1.10 Klimabereinigung 

 

Die Klimabereinigung ist sinnvoll, um Fortschritte bei der Senkung von 
Wärmeenergieverbräuchen und Treibhausgasemissionen besser sichtbar zu machen. 
Insbesondere leichte Trends und kurze Zeitreihen können durch sehr warme oder kalte 
Jahre stark beeinflusst werden. Die Klimabereinigung geht daher von einer mittleren 
Gradtagszahl aus einem längeren Zeitraum aus. Die Gradtagszahl eines einzelnen Jahres 
wird dann angepasst. So entsteht ein witterungsunabhängiger Trend, der die 
Verbrauchsentwicklungen deutlicher und erfolgte Maßnahmen besser bewertbar macht. 

Die Klimafaktoren Potsdam für die Energieverbrauchswerte wurden nach der 
Bekanntmachung der Regeln für Energieverbrauchskennwerte im 
Wohnungsgebäudebestand vom 30. Juli 2009 des BMVBS aus den Klimadaten deutscher 
Stationen des Deutschen Wetterdienstes errechnet. 
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2.2 Methoden der Energie- und CO2-Bilanzierung 

 

Bis heute gibt es keine einheitlichen Vorgaben zur CO2-Bilanzierung in einer Kommune. Für 
die einzelnen Energieträger und Energieerzeugungsarten gibt es diverse Möglichkeiten der 
Bilanzierung mit starken Abweichungen in den Ergebnissen. Dies illustriert folgende Graphik 
des VDI, welche die Spannbreite unterschiedlicher Berechnungsmethoden für verschiedene 
Energieträger darstellt (hier für die Stromerzeugung): 

 

 
Abb. 7 Spannbreite der Berechnung spezifischer CO2-Emissionen, Quelle: BWK, Wagner/Koch 
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Exkurs: Begriffsklärung 

• CO2-Äquivalente: darunter fallen weitere Gase, die in der Atmosphäre einen Treibhauseffekt 
verursachen: CH4, N2O, SF6, PFC, HFC 

• Vorketten: dies sind die Energieaufwendungen, die bei der Bereitstellung von 
Endenergieprodukten anfallen z.B. bei der Förderung, dem Transport und der Raffination 

• IPCC-Methode (ECORegion): Standardmethode zur nationalen Emissionsbilanzierung für 
Kyoto-Staaten, die sich nur auf den Endenergieverbrauch im betrachteten Gebiet bezieht (in 
diesem Fall Stadtgebiet Potsdam) 

• LCA-Methode (ECORegion): erweitert die IPCC-Bilanz um Vorkettenemissionen über Faktoren 
für jeden Energieträger 

Im Rahmen des Klimaschutzberichtes kommen drei Bilanzierungsmethoden9 zur 
Anwendung: 

Potsdamer Methode - Anwendung für die gesamtstädtische 
Bilanz 

- Einbezug von Äquivalenten und 
Vorketten über Kumulierten 
Energieaufwand (KEA) 

- Verkehr: Binnenverkehr 

ECORegion - Anwendung für die gesamtstädtische 
Bilanz 

- IPCC-Methode (Endenergie) und 
LCA-Methode (IPCC + mit 
Vorketten)10 

- Verkehr: Gesamtverkehr (mit 
Fernverkehr) 

EWP-Emissionsfaktoren - Anwendung für die Bilanz der 
kommunalen Verbraucher 

- ohne Vorketten und Äquivalente 

- Berücksichtigung der Spezifika der 
EWP (Stromzusammensetzung, 
Ökostromtarife, HKW-
Produktemissionen) 

Tab. 1 Bilanzierungsmethoden Klimaschutzbericht 2010 

 

 

                                                
9 Siehe auch Faktorentabelle im Anhang 
10 Im Gegensatz zur KEA-Methode beinhaltet IPCC keine Äquivalente. Dies macht jedoch max. 5% der hier betrachteten 
energiebedingten Emissionen aus. In der LCA-Berechnung sind die Werte den KEA-Werten sehr ähnlich, da beide Methoden 
auf Primärenergie basieren. Abweichungen entstehen durch z.T. verschiedene Faktorenquellen (ECORegion verwendet z.T. 
Gemis, z.T. Ecoinvent, KEA basiert ausschließlich auf Gemis). 
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2.2.1 Gesamtstädtische Treibhausgasbilanz 

 

2.2.1.1 Vergleich Potsdamer Methode – ECORegion  

 

Für die gesamtstädtische Bilanz wurde zum Einen eine Bilanz mit dem Tool ECORegion 
erstellt. Die Landeshauptstadt Potsdam hat dafür eine Lizenz erworben, da das Tool vom 
Klimabündnis empfohlen wird. Es ist in Deutschland weit verbreitet, u.a. auch durch die 
Nutzung im Rahmen der european energy award Zertifizierung (eea), und bietet eine 
gewisse Vergleichbarkeit der Kommunen untereinander.  

Zum Anderen wurde die 2008er Methodik (hier „Potsdamer Methode“ genannt) fortgeführt.  
Für die Analysen dieses Klimaschutzberichtes wurde in den meisten Fällen diese Methode 
als Grundlage verwendet, da sie gegenüber ECORegion folgende Vorteile bietet: 

- Die Datengrundlage ist detaillierter. 

- Die potsdamspezifische Situation mit Fernwärme- und Stromerzeugung über Kraft-
Wärme-Kopplung wird physikalisch realitätsgetreuer abgebildet. 

- Der Verkehrsbereich kann spezifischer bilanziert werden. 

 

Bilanz mit ECORegion 

ECORegion ist ein internetbasiertes Tool zur Bilanzierung von Energieverbräuchen und CO2-
Emissionen. Als Grundlage dient eine Startbilanz, die mittels Kennzahlen aus den 
Einwohnerzahlen und der Erwerbstätigenstruktur der Kommune erstellt wird. Ergänzend 
können lokalspezifische Daten zum Energieverbrauch aus den Bereichen 
Gebäude/Infrastruktur, Verkehr, eigene Energieerzeugung und öffentliche Einrichtungen 
eingetragen werden. Je mehr spezifische Daten eingepflegt werden, desto realistischer wird 
die Bilanz. 

Die Bilanzierung des Verkehrs berücksichtigt sowohl den Binnen- als auch den Fernverkehr 
(z.B. Gütertransporte und Flugreisen). 

Die verwendeten CO2-Emissionsfaktoren basieren auf den Berechnungen von GEMIS11 und 
Ecoinvent und werden durch zusätzliche LCA-Faktoren (Vorketten) ergänzt.  

Die Darstellung des Endenergieverbrauchs erfolgt ohne Berücksichtigung der Emissionen 
aus Strom und Fernwärme. Dies unter der Annahme, dass durch den direkten Konsum vor 
Ort keine Emissionen entstehen (im Gegensatz z.B. zur Verbrennung von Erdgas). Bei 
Berechnung über die LCA-Methode finden die Emissionen aus Strom und Fernwärme 
hingegen Berücksichtigung, da hier auch die Emissionen bei der Erzeugung der 
Energieträger beinhaltet sind. 

Die Startbilanz ist für Potsdam sehr ungenau, da die Datengrundlagen der 
Erwerbstätigenstruktur nicht in der benötigten Form vorliegen.  

Für die Jahre 2003 bis 2010 wurden für den Bereich Gebäude und Infrastruktur, für die 
lokale Strom- und Fernwärmeproduktion sowie den Bereich kommunale Verwaltung lokale 
Daten eingepflegt. Daraus ergibt sich für diese Jahre eine gute Bilanzgrundlage. 

Im Verkehrsbereich wurden zwar die lokalen Zulassungszahlen für PKW eingepflegt, die 
Programmstruktur benötigt für die Bilanzierung aber deutlich detailliertere Daten. Die 
Verkehrsbilanz basiert daher im Wesentlichen auf der Startbilanz.  

                                                

11 GEMIS - Globales Emissions-Modell Integrierter Systeme: Bei der Berechnung werden von der Primärenergie- bzw. 
Rohstoffgewinnung bis zur Nutzenergie bzw. Stoffbereitstellung alle wesentlichen Schritte berücksichtigt. Hilfsenergie- und 
Materialaufwand zur Herstellung von Energieanlagen und Transportsystemen werden ebenfalls in die Berechnung einbezogen. 
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Potsdamer Methode 

Die Bilanzierung der vorangegangenen Klimaschutzberichte wurde mit geringen Änderungen 
fortgeführt.  

Im Gebäudebereich wurden den einzelnen Endenergieverbräuchen der Energieträger 
Emissionsfaktoren für den Kumulierten Energieaufwand nach GEMIS 4.5 (KEA) nach 
Angaben des IWU zugeordnet. Diese Faktoren beinhalten sowohl CO2-Äquivalente als auch 
Emissionen  aus den Vorketten der Energiebereitstellung (Rohstoffgewinnung, Transport, 
Verluste). Es wurden statische Faktoren über den Betrachtungszeitraum angenommen.  

Verkehr 

Mit dem Klimaschutzkonzept wurde eine Emissionsbilanzierung nach Territorialprinzip mit 
detaillierter Auswertung des Straßenverkehrs vorgenommen. Die Berechnungen erfolgten 
auf Basis des aktuellen Handbuchs für die Bemessung von Emissionsfaktoren für den 
Straßenverkehr (HBEFA 3.1). Die Emissionen aus dem schienengebundenen Verkehr 
wurden nicht berücksichtigt. 

Dem wird hier ein vereinfachtes Modell auf Basis des Modal-Split gegenübergestellt, welches 
für künftige Klimaschutzberichte ggf. einfacher fortzuführen ist. 

Die CO2-Emissionen des Verkehrs wurden zum Einen anhand des Modal-Split und der 
Anzahl der täglich in Potsdam zurückgelegten Wege (statische Annahme aus 2008 von 3 
Wegen/Tag/Person), wie im Stadtentwicklungskonzept Verkehr dargestellt, berechnet. 
Zusätzlich wurde die Annahme getroffen, dass 14,1 km je Weg KfZ und 8,9 km je Weg 
ÖPNV zurückgelegt wurden (Durchschnittswerte nach Leitfaden kommunaler Klimaschutz 
des DifU aus Quelle MID12). Als Faktoren für die CO2-Emissionen wurden die vom DifU, auf 
Basis des TREMOD, veröffentlichten Werte zu Grunde gelegt. Da diese nur in 
Fünfjahresschritten vorliegen, wurden die benötigten Jahreswerte extrapoliert. Im Ergebnis 
steht eine Territorialbilanz, die den innerstädtischen Verkehr bewertet. 

 

Einheit 1998 2003 2008 

MIV g CO2-Äqu./KfZ-km 247,2 229,2 211,2 

ÖPNV g CO2-Äqu./Pers.-km 108,6 94,6 83,6 

Tab. 2 Entwicklung berechneter Emissionsfaktoren für den Binnenverkehr 

 

Die Faktoren beinhalten sowohl die mit der Energiebereitstellung verbundenen Vorketten als 
auch die Emission der klimawirksamen Elemente Methan und Lachgas. 

Es wurden die Werte für die Jahre 1998, 2003 und 2008 berechnet und für die weiteren 
Jahre inter- bzw. extrapoliert. 

Die hier vorgelegte Bilanz entspricht nicht einer Detailbilanz. Beispielsweise liegt den 
Emissionsfaktoren für den ÖPNV die Annahme einer bundesdurchschnittlichen ÖPNV-Flotte 
zugrunde. Das heißt, die für Potsdam spezifischen Zahlen zum Anteil des Tramverkehrs 
(einschließlich der Betrachtung des eingesetzten Stromes) fließen in die Berechnung nicht 
ein. 

Die Aussagekraft ist dennoch deutlich höher als in den vorangegangenen 
Klimaschutzberichten. Dort wurden die Emissionen nur überschlägig aus landesweiten 
Kennzahlen ermittelt und lagen im Ergebnis höher als im vorliegenden Bericht. Die 

                                                
12 DifU 2011, S. 241 
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Emissionen nach der Bilanz des Klimaschutzkonzeptes fallen nochmals ca. 20% geringer 
aus (nur Straßenverkehr berücksichtigt).  

 

Gesamtemissionen Verkehr in 2008 (in Tonnen) 

Klimaschutzbericht 2008 242.800 

Klimaschutzkonzept 2010 151.50013 

Klimaschutzbericht 2010 206.500 

Tab. 3 Verkehrsemissionen nach unterschiedlichen Berechnungsmethoden 

 

2.2.1.2 Unterschiedliche Ansätze zur Bewertung der Kraft-Wärme-
Kopplungsprodukte 

Die Potsdamer Methode nimmt keine getrennte Bilanzierung von aus KWK erzeugtem 
Strom und Wärme vor. Es wird die Verbrennung des Energieträgers Gas (im HKW, in 
Heizwerken und in Einzelfeuerungsanlagen) im Stadtgebiet pauschal mit einem 
durchschnittlichen KEA-Wert bilanziert. Dies kommt der physischen Realität aus unserer 
Sicht am nächsten.  

In ECORegion wird aus Kraft-Wärme-Kopplung erzeugte Energie nicht spezifisch 
berücksichtigt. Im Fall von Potsdam wird für die Fernwärme angenommen, dass diese aus 
einem Erdgas-Heizwerk produziert wurde. Gleiches gilt für den Strom (Produktion aus 
Erdgas-Kraftwerk). 

Im Ergebnisvergleich liegen die Emissionen nach ECORegion ca. 25% höher: 

ECORegion (LCA): CO2 aus Strom- und 
Fernwärmeverbrauch einzeln bilanziert (2010) 

403.000 Tonnen 

Potsdamer Methode: CO2 aus Erdgaseinsatz 
HKW und Heizwerke (mit Produkten Strom und 
Fernwärme) plus importiertem Strom (2010) 

318.000 Tonnen 

Tab. 4 Vergleich der Bilanzierung von Kraft-Wärme-Kopplungsprodukten 

 

Die mit dem Klimaschutzkonzept 2010 der Landeshauptstadt Potsdam angewandte 
Methode zur Bilanzierung der Emissionen von Strom und Fernwärme aus dem HKW konnte 
für den vorliegenden Bericht nicht in Gänze nachvollzogen werden. Anhand der vorliegenden 
Informationen ist davon auszugehen, dass die Bilanzierung auf dem aktuellen rechtlichen 
Stand zur Berechnung der Emissionen nach der EnEV (für den Gebäudebereich) basiert. Die 
Werte der dem zugrundeliegenden Gutschriftmethode (Annahme, dass KWK-Strom den 
„schmutzigen“ Deutschland-Mix verdrängt) spiegeln jedoch nicht die physische Realität der 
in Potsdam erzeugten Emissionen wieder. Daher lehnen z.B. UBA, das Klimabündnis und 
ecospeed diese Methode ab. Dies auch, da die in Potsdam zur Anwendung kommende 
KWK-Technologie als Stand der Technik bezeichnet werden kann. 

Seitens der EWP liegen eigene Emissionsfaktoren für die Strom- und Fernwärmeerzeugung 
vor. Diese basieren auf einer exergetischen produktbezogenen Brennstoffaufteilung. Diese 
Methode stellt zwar eine vielerseits anerkannte Methode dar, bildet die physische Realität 

                                                
13 Nur Straßenverkehr 
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jedoch nicht wesentlich besser ab, als die mit diesem Bericht angewandte Methode der 
alleinigen Erdgasbilanzierung. Außerdem setzen sich die Faktoren anders zusammen (u.a. 
ohne Vorketten und CO2-Äquivalente) als die KEA-Faktoren, so dass eine einheitliche 
Bilanzierung für die Gesamtstadt nicht möglich gewesen wäre. Für die Bilanzierung der 
kommunalen Verbraucher kamen die EWP-Faktoren hingegen zur Anwendung (siehe 
nachfolgendes Kapitel). 

 

2.2.2 Bilanzierung der kommunalen Verbraucher 

 

Im Unterschied zur gesamtstädtischen Bilanz wurden die Emissionen der kommunalen 
Verbraucher ohne Vorketten und CO2-Äquivalente bilanziert. 

Für die Berechnung der Emissionen der einzelnen Institutionen wurden den Verbräuchen 
Emissionsfaktoren wie folgt zugeordnet: 

• Strom: Emissionsfaktor nach Ausweisung des Anbieters (überwiegend EWP) für 
den Handel 

• Gas: Emissionsfaktor der EWP für Erdgas nach TEHG 

• Fernwärme: Emissionsfaktor der EWP für die Erzeugung nach exergetischer 
produktbezogener Brennstoffaufteilung 

• Heizöl: Emissionsfaktor ohne Vorketten und Äquivalente nach UBA 2008 auf 
Basis GEMIS 4.5  

• Kohle: Emissionsfaktor ohne Vorketten und Äquivalente nach UBA 2008 auf 
Basis GEMIS 4.5 

Die Berechnung des EWP-Faktors für den Stromhandel erfolgte anhand der Richtlinie des 
Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW).  Die Berechnung der 
Faktoren für die Strom- und Fernwärmeerzeugung im HKW-Süd erfolgte nach exergetischer 
produktbezogener Brennstoffaufteilung. 

Die Faktoren wurden für die Bilanzierung der kommunalen Unternehmen genutzt, da hier die 
Aufteilung der Faktoren nach Strom und Fernwärme (im Gegensatz zur stadtweiten Bilanz) 
notwendig war. Weiterhin bildet der nach BDEW berechnete Faktor für Emissionen aus 
Stromverbrauch die Verbesserung der jeweiligen CO2-Bilanzen durch die zunehmend 
ökologische Zusammensetzung des EWP-Stroms (stärkerer Zukauf von Strom aus 
Wasserkraft) ab. Auch dies ist für die stadtweite Bilanz nicht relevant, da nur ein Teil der 
Verbraucher Kunden der EWP sind und hier eher die physischen Emissionen eine Rolle 
spielen. Diese werden über die Erdgasbilanzierung gut abgebildet. Die kommunalen 
Verbraucher hingegen verwenden alle Strom der EWP und es können so auch CO2-
Minderungen, zum Beispiel durch Nutzung des EWP-Ökostromtarifs durch die ProPotsdam, 
dargestellt werden. 
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3 Entwicklungen von Energiegrößen und Treibhausgasemissionen 
auf dem Stadtgebiet der Landeshauptstadt Potsdam 

 

3.1 Rahmenbedingungen 

 

Grundsätzlich muss bei der Nutzung von Energie zwischen folgenden Formen unterschieden 
werden: 

• „Nutzenergie“ – z.B. Licht oder Wärme (des Heizkörpers) 

• „Endenergie“ – z.B. der Strom „an“ der Steckdose oder Erdgas „vor“ dem 
Heizkessel bzw. Energie die man dem Energieversorger bezahlt 

• „Primärenergie“ – Energiegehalt des Rohstoffes, z.B. des Erdöls, das in Heizöl 
umgewandelt wird, aber z.B. auch Energiegehalt des Windes als Träger von 
Energie, die in Strom ungewandelt wird. Die Primärenergie beinhaltet zusätzlich 
zu der Endenergie auch die Verluste, die von der Gewinnung des Energieträgers 
an seiner Quelle über Aufbereitung und Transport bis zum Ort des Verbrauchs 
anfallen. 

 

Abb. 8 Quelle: EVA 

 

Es ist zu beachten, dass z.B. der Bedarf an Nutzenergie steigen kann (z.B. mehr Licht), der 
dafür benötigte Endenergieverbrauch (Strom) jedoch sinkt, da er z.B. mittels 
Energiesparlampen effizienter genutzt wird. 

 

Um Energieverbräuche und CO2-Emissionen einer Stadt angemessen bewerten zu können, 
ist eine Vielzahl von Faktoren hinzuzuziehen. Wichtige Trends in Potsdam sind die stets 
steigende Einwohnerzahl, die unter Anderem daraus resultierende Steigerung in der Anzahl 
von Wohnungen und die damit verbundene Neubautätigkeit. Damit einher geht ein stetig 
steigender Nutzenergiebedarf. Dies zeigt die Wichtigkeit der Betrachtung von relativen 
Kenngrößen, etwa dem Energieverbrauch je Einwohner. 
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Abb. 9 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der LHP 

Weitere Rahmenbedingungen sind gesellschaftliche Trends, die sich auch in Potsdam 
widerspiegeln. So nimmt die Wohnfläche je Einwohner stetig zu (vermehrtes Single-Wohnen, 
steigende Ansprüche) und die Anzahl von Wohnungen je Gebäude stetig ab (z.B. im Neubau 
weniger Großwohnquartiere). Der Nutzenergiebedarf jedes/jeder Einzelnen steigt somit in 
der Regel. Diese Aspekte gilt es bei der Bewertung der Potsdamer Entwicklungen zu 
berücksichtigen. 

Zu bundesweiten Entwicklungen beim Energieverbrauch führt das Umweltbundesamt (UBA) 
aus: 

„In der Endenergiebilanz für Deutschland von 1990 bis 2010 verringerte sich der 
Brennstoffverbrauch für die Wärmebereitstellung deutlich um 13 % und der 
Kraftstoffverbrauch erhöhte sich geringfügig um 3 %. Zum Teil kompensierte jedoch der 
starke Anstieg des Stromverbrauches diese für den Klimaschutz vorteilhafte Entwicklung. 
Von 1990 bis 2010 stieg der Stromverbrauch in Deutschland um 3 %.“ (siehe auch Abb. 10) 

 
Abb. 10 Endenergieverbrauch in Deutschland nach Energieträgern, Quelle: UBA auf Basis AG Energiebilanzen 
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3.2 Energiebereitstellung und -verbrauch 

 

Die Betrachtungen von Energiebereitstellung und –verbrauch beziehen sich in der Regel auf 
die Endenergie, da hier eine schlüssige Datengrundlage vorliegt. 

Abbildung 11 zeigt die Unterschiede in der Größenordnung von Endenergie- und 
Primärenergiewerten für Potsdam auf Grundlage von ECORegion auf (mit Verkehr). Die 
einzelnen Werte sind hier mit Unsicherheiten behaftet, das Verhältnis wird aber gut 
abgebildet. 
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4.156 4.231 4.187 4.245 4.172
4.312 4.382

4.631

3.049 3.103 3.133
3.335

3.199
2.9833.0653.056

0

500

1.000

1.500

2.000

2.500

3.000

3.500

4.000

4.500

5.000

2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010

G
W

h

verbrauchte
Primärenergie

verbrauchte
Endenergie

 
Abb. 11 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

 

Als Datengrundlage dienen im Folgenden in der Regel die Auswertungen mit der Potsdamer 
Methode. Auswertungen von ECORegion wurden herangezogen, wenn damit, wie oben, 
eine bessere Anschaulichkeit möglich war. 
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3.2.1 Gebäude und Infrastruktur (ohne Verkehr, ohne Klimabereinigung) 

Den grundlegenden Stand der Energieversorgung von Gebäuden und Infrastruktur in der 
Landeshauptstadt Potsdam zeigt Abbildung 12 mit den Anteilen verschiedener Energieträger 
an der Bereitstellung von End- bzw. Nutzenergie14. 
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0,07%

0,04%

0,23%

0,93%
6,72%

92,02%

1,26%

erzeugte Arbeit (Strom) Photovoltaik

erzeugte Arbeit (Wärme)
Solarthermie

erzeugte Arbeit (Wärme)  Biomasse

erzeugte Arbeit (Wärme)
Erdwärmepumpen

von Kohle und Heizöl bereitgestellte
Endenergie

erzeugte Arbeit (Wärme und Strom)
aus Erdgas

 
Abb. 12 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

 

Es wird deutlich, dass Erdgas mit 92% der dominierende Energieträger ist. Die regenerativen 
Energieträger haben nur einen marginalen Anteil. Davon kommt Erdwärmepumpen bzw. der 
oberflächennahen Geothermie die größte Bedeutung zu. 

Die Trendentwicklungen der Erneuerbaren Energien in Potsdam (Abb. 13) sind zwar in allen 
Fällen positiv; eine durchweg dynamische Entwicklung kann man jedoch nur bei den 
Erdwärmepumpen feststellen. Bei der Photovoltaik hat es, nach bis dato langsamem 
Wachstum, von 2009 zu 2010 eine deutliche Steigerung gegeben. Dies begründet sich vor 
allem mit der Inbetriebnahme großer Anlagen. Von den in 2010 zusätzlich erzeugten 1 GWh 
entfallen ca. 0,5 GWh auf Anlagen der EWP. 

                                                
14 Bei den Erneuerbaren Energieträgern (Wärme) ist die Grenze zur Nutzenergie fließend (z.B. durch Solarthermie erzeugtes 
Warmwasser). 

Die aus Erdgas erzeugte Leistung beinhaltet an Endkunden verkauftes Erdgas und verkaufte Fernwärme sowie die im HKW 
erzeugten Mengen an Strom. Beim Strom sind daher Netzverluste enthalten (ca. 5%). 
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Abb. 13 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

Abbildung 14 zeigt den Endenergieverbrauch nach Energieträgern15 bzw. Abb. 15 den 
Gesamtverbrauch. Die starken Zuwächse von Erdgas und Fernwärme in 2010 sind dem sehr 
kalten Jahr geschuldet. Der Stromverbrauch wächst stetig an. Anhand der (unsicheren) 
Datenlage ergeben sich ein sinkender Verbrauch an Kohle und ein steter Bedeutungsverlust 
des Heizöls, welches nach dieser Darstellung in 2008 von den Erneuerbaren Energien 
„überholt“ wurde. 
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Abb. 14 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

                                                
15 Die Werte Erdgas, Fernwärme und Strom basieren auf Daten zum Endkundenabsatz. Die Werte für Kohle und Heizöl auf der 
Endenergiebedarfsschätzung. Bei den Erneuerbaren Energien wurden die vorgenannten Werte zur Erzeugung 
zusammengerechnet. 
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Abb. 15 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

 

3.2.2 Gesamtverbrauch mit Verkehr (ohne Klimabereinigung) 

 

Abb. 16 (aus ECORegion) zeigt, dass zu den oben erläuterten Verbräuchen in 
Gebäuden/Infrastruktur noch ein erheblicher Anteil des Verkehrssektors hinzukommt (Anteile 
Benzin, Diesel, Kerosin). Dabei ist zu beachten, dass nach der Methodik ECORegion der 
Verkehrsbereich nach dem Verursacherprinzip bilanziert wird. D.h. es fließen auch 
Energieverbräuche ein, die außerhalb des Stadtgebietes erzeugt werden, z.B. durch 
Fernreisen oder Güterverkehr. Die Bilanzierung des Verkehrs erfolgt zu großen Teilen 
anhand von bundesweiten Kennzahlen. Die (hier auch für die Steigerung des 
Gesamtenergieverbrauchs maßgebliche) Steigerung des Dieselverbrauchs begründet sich 
im Wesentlichen auf einen bundesweiten Trend im Güterfernverkehr. 
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Abb. 16 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten und Daten aus ECORegion 

 

Abb. 17 verdeutlicht den hohen Anteil des Verkehrsbereiches16. Die Verbrauchsanteile aus 
dem kommunalen Einflussbereich sind hingegen gering. 
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Abb. 17 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

 

                                                
16 Die Aufteilung basiert auf lokalen Potsdamer Verbrauchswerten und  bundesweiten Kennzahlen auf Basis der 
Erwerbstätigenstruktur. 
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3.2.3 Verbrauch je Einwohner (ohne Verkehr, mit Klimabereinigung) 

 

Die Entwicklung je Einwohner (Abb. 18) bildet den Trend des städtischen Gesamtverbrauchs 
abgeschwächt nach (blaue Linie). Die klimabereinigten Werte (rosa Linie) zeigen jedoch eine 
deutlich sinkende Tendenz. 
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Abb. 18 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

 

Beim Verbrauchstrend der wichtigsten Energieträger je Einwohner (klimabereinigt) in Abb.19 
sind die Stromverbräuche steigend (+8%); die Wärmeverbräuche sinken jedoch relativ stark     
(-17%). 
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Abb. 19 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 
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Hier zeigt sich, dass der steigende Stromverbrauch nicht allein der wachsenden Bevölkerung 
zuzurechnen ist, sondern in Potsdam sogar ein stärker negativer Trend als im 
Bundesvergleich zu beobachten ist (2003-2010: +8% zu +1%). Im Wärmebereich ist der 
Trend jedoch stärker positiv als im Bundesvergleich (2003-2009 (klimabereinigt): -14% zu -
10%). 

Eine Bewertung des Gesamtverbrauchs wird an dieser Stelle nicht vorgenommen. Zwar liegt 
für 2010 der Pro-Kopf-Verbrauch Endenergie (ohne Verkehr) in Potsdam mit 13,4 MWh 
deutlich niedriger als der Wert in oben genannter gesamtdeutscher UBA-Studie (22,0 MWh). 
Jedoch wäre hier ein detaillierter Methodenabgleich notwendig, um einen belastbaren 
Vergleich herstellen zu können. So ist davon auszugehen, dass die bundesweiten Werte die 
Energieaufwendungen aus „grauer“ Energie beinhalten, das heißt auch den Verbrauch 
außerhalb der Stadtgrenzen, den wir durch unseren Konsum erzeugen.  

 

3.2.4 Fazit 

Der Endenergieverbrauch in der Landeshauptstadt Potsdam ist klima- und 
einwohnerbereinigt im Zeitraum 2003 bis 2010 rückläufig. Hauptursache ist der sinkende 
Wärmeenergieverbrauch. Die Gründe dafür können im verbesserten energetischen Standard 
der Gebäude und möglicherweise im steigenden Nutzerbewusstsein liegen. Dem steht ein 
steigender Stromverbrauch gegenüber. 

Die Nutzung Erneuerbarer Energieträger nimmt zu, in vielen Bereichen jedoch nur leicht. Im 
Energiemix der Stadt spielen die Erneuerbaren eine deutlich untergeordnete Rolle. 

 

3.3 Entwicklung der Treibhausgasemissionen und Stand der 
Zielerreichung 

 

3.3.1 Emissionsentwicklung 

 

Die Ergebnisse verschiedener Bilanzierungsmethoden zeigt Abb. 20 anhand der 
einwohnerbezogenen Entwicklungen.  

ECORegion rechnet ohne Klimabereinigung. Die Emissionsdaten für den Bereich 
Gebäude/Infrastruktur basieren auf Potsdamer Endenergieverbrauchsdaten. Die 
Verkehrsemissionen wurden überwiegend anhand der Erwerbstätigenzahlen der 
Landeshauptstadt und bundeseinheitlicher Kennwerte berechnet. Der Verkehr beinhaltet hier 
auch den überregionalen Verkehr. 

Für ECORegion sind zwei Berechnungsvarianten dargestellt: 

1. Bilanz nach Endenergie: Beinhaltet die lokalen Verbräuche Endenergie ohne 
Vorketten. Strom wird nur jener bilanziert, der im Gebiet erzeugt und dort verbraucht 
wird. 

2. Bilanz nach LCA: Beinhaltet die Verbräuche und die Vorketten. Strom wird auch jener 
bilanziert, der außerhalb des Gebietes erzeugt und dort verbraucht wurde. 

In die Berechnungen nach Kumuliertem Energieaufwand (KEA) flossen dieselben Daten zu 
Endenergieverbräuchen ein. Für den Verkehrsbereich konnten die Emissionen mittels einer 
Berechnung anhand des Modal-Split stärker an die Potsdamer Realität angenähert werden. 
Hier ist nur der Binnenverkehr im Stadtgebiet berücksichtigt. 
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Die Klimabereinigung unterstreicht den sinkenden Emissionstrend je Einwohner. 

Die Abbildung verdeutlicht noch einmal den hohen Anteil des überregionalen 
Verkehrssektors und die Bedeutung der Vorketten. 
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Abb. 20 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

 

Wie eingangs erläutert sind die Unschärfen der Berechnung nach der Potsdamer Methode 
geringer als bei ECORegion. Daher basieren die folgenden Analysen auf der Potsdamer 
Methode. 

 

Abb. 21 zeigt die Entwicklung der Treibhausgasemissionen nach Energieträgern ohne 
Klimabereinigung. Hier ist insgesamt ein etwa gleichbleibender Trend erkennbar. Der 
Ausschlag in 2010 ist der kalten Witterung geschuldet.  

Die Zunahme der Emissionen aus Stromverbrauch ist mit der Zunahme der Stromimporte 
und der diesbezüglichen Ansetzung des Faktors für nationalen Strommix begründet17.  

Insgesamt ergibt sich nach dieser Berechnung ein Ausstoß an Treibhausgas-
emissionen in der Landeshauptstadt Potsdam von ca. 852.000 Tonnen. 

                                                
17 Der in Potsdam durch das HKW-Süd erzeugte Strom ist in der Bilanzierung des Energieträgers Gas inbegriffen. 
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Anteile der Endenergieträger am Treibhausgasausstoß
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Abb. 21 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

 

Abb. 22 stellt den absoluten Emissionswerten die klimabereinigten Werte gegenüber. Diese 
bewegen sich im Betrachtungszeitraum in etwa auf gleichem Niveau.  
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Abb. 22 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 
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Die sinkende Tendenz der klimabereinigten Pro-Kopf-Emissionen verdeutlicht Abb. 23 (wie 
auch Abb. 20). 

Die Anteile der Energieträger an den Emissionen zeigen eine Minderung bei Binnenverkehr, 
Erdgas und Kohle sowie die Steigerung durch Stromimporte. 

Treibhausgase je Einwohner nach Energieträgern (klimabereinigt)

0,00

1,00

2,00

3,00

4,00

5,00

6,00

7,00

t/E
W

Binnenverkehr

Erdgas

Stromimport

Kohle

Heizöl

Binnenverkehr 1,56 1,52 1,48 1,44 1,40 1,36 1,33 1,28

Erdgas 3,46 3,45 3,43 3,47 3,34 3,45 3,28 3,02

Stromimport 0,16 0,15 0,15 0,43 0,56 0,38 0,49 0,54

Kohle 0,55 0,52 0,41 0,40 0,36 0,33 0,32 0,31

Heizöl 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03

2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010

 
Abb. 23 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

 

3.3.2 Stand der Erreichung der Klimaschutzziele 

 

Die Landeshauptstadt Potsdam hat sich auf zwei Ebenen Klimaschutzziele gesetzt. Zum 
Einen verpflichtete man sich durch die Mitgliedschaft im Klimabündnis zur Erreichung 
folgender Ziele. 

„Die Mitglieder des Klima-Bündnis verpflichten sich zu einer kontinuierlichen Verminderung ihrer 
Treibhausgasemissionen. Ziel ist, den CO2-Ausstoß alle fünf Jahre um zehn Prozent zu reduzieren. 
Dabei soll der wichtige Meilenstein einer Halbierung der Pro-Kopf-Emissionen (Basisjahr 1990) bis 
spätestens 2030 erreicht werden. 

Langfristig streben die Klima-Bündnis-Städte und Gemeinden eine Verminderung ihrer 
Treibhausgasemissionen auf ein nachhaltiges Niveau von 2,5 Tonnen CO2-Äquivalent pro 
EinwohnerIn und Jahr durch Energiesparen, Energieeffizienz und durch die Nutzung erneuerbarer 
Energien an.“ 

Zum Anderen besteht der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung zur Verringerung 
der Treibhausgase um 20% von 2005 bis 2020 (Beschluss DS 07/SVV/0221). 

 

Nachfolgend sind drei Sichtweisen auf den Stand der Zielerreichung dargestellt. Da es sich 
bei den meisten Zielen um relative Werte handelt, ist es entscheidend, wie im jeweiligen 
Basisjahr bilanziert wurde.  

Das Klimabündis empfiehlt die Bilanzierung ohne Klimabereinigung um möglichst die realen 
Emissionen abzubilden. Abb. 24 zeigt daher den Emissionsverlauf je Einwohner ohne die 
Witterungskorrektur.  
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Das Ziel der Halbierung der Emissionen von 1990 wurde erreicht. Ursächlich sind die sehr 
hohen Werte für 1990, die nach dem Abbau der DDR-Industriestrukturen und der Umstellung 
des Heizkraftwerkes von Kohle auf Erdgas mehr als halbiert wurden. Das Ziel der Senkung 
um 10% alle 5 Jahre wird für 201118 bisher knapp verfehlt. 
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Abb. 24 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

 

In der langjährigen Betrachtung ist die Bilanzierung ohne Klimabereinigung sicher sinnvoll, 
da die realen Verhältnisse abgebildet werden und die Witterung über einen langen Zeitraum 
an Einfluss auf die Entwicklungskurve verliert. Für die Betrachtung der eher kurzfristigen 
Zielzeiträume von 5 Jahren kann diese Methode jedoch in Frage gestellt werden. Abb. 25 
zeigt daher den witterungsbereinigten Emissionsverlauf für Potsdam. Demnach wäre das 
Ziel des Klimabündnis für 2011 im Jahr 2010 erreicht, da die witterungsbedingt sehr hohen 
Verbräuche in 2010 relativiert sind. 

                                                
18 Erstes Bilanzjahr nach dem Beitritt zum Klimabündnis war 1996. Im jetzigen Betrachtungszeitraum gilt es daher die 
Emissionen von 2006 um 10% bis 2011 zu senken. 
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Zielerreichung Potsdam (mit Klimabereinigung)
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Abb. 25 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

 

Abb. 26 zeigt die Trendfortschreibung der Emissionen in Potsdam. Auch hier erschien die 
Klimabereinigung sinnvoll, da erst ab 2003 belastbare Datengrundlagen vorliegen und die 
Trendfortschreibung auf dieser bereinigten Grundlage der reellen Entwicklung näher 
kommen dürfte. Die Darstellung zeigt den Emissionsverlauf bis 2020 unter der Annahme, 
dass die Emissionen weiterhin in dem Maße sinken, wie von 2003 zu 2010.19 Das Ziel des 
Klimabündis für 2016 würde demnach ebenso verfehlt wie das Ziel des SVV-Beschlusses für 
2020. 

                                                
19 Wie bereits an anderer Stelle beschrieben, ist darauf zu achten, dass der klimabereinigte Wert in 2010 sehr gering ausfällt, da 
die Wärmeverbräuche nicht proportional zur kälteren Temperatur in diesem Jahr gestiegen sind. 
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Zielerreichung Potsdam Trendprognose 2020 (mit Klimabereinigung)
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Abb. 26 Quelle: Eigene Darstellung nach gesamtstädtischen Daten 

 

An dieser Stelle darf die Hoffnung geäußert werden, dass die Umsetzung des 
Klimaschutzkonzeptes, insbesondere auch die Realisierung der EWP-Energiestrategie, die 
Emissionskurve stärker sinken lässt als in den vergangenen Jahren. Angesichts der in 
beiden Konzepten getroffenen Minderungsannahmen würden die Ziele dann gut erreicht (vgl. 
Kap. 4.4). 

 

3.3.3 Fazit 

 

Die Ergebnisse verschiedener Bilanzierungsmethoden weichen zum Teil stark voneinander 
ab. Die entscheidenden Parameter sind die Betrachtung der Vorkettenemissionen und der 
Einbezug des Verkehrsbereiches. Den größten Anteil an den Emissionen hat in jedem Fall 
der Wärmesektor. 

Klima- und einwohnerbereinigt sinken die Emissionen der Landeshauptstadt. Dies begründet 
sich mit verringerten Emissionen aus Binnenverkehr, Erdgasverbrennung und Kohlenutzung. 

Ob Klimaschutzziele erreicht wurden hängt teilweise von der Bilanzierungsmethodik ab. In 
der klimabereinigten Variante konnten die Ziele für 2011 im Jahr 2010 erreicht werden. 
Würde in den nächsten Jahren jedoch nur eine Trendfortschreibung eintreten, würde dies 
nicht genügen um die weiter gesteckten Ziele der Landeshauptstadt zu erreichen. 
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4 Energieverbrauch und CO2-Emissionen der kommunalen 
Eigenbetriebe, Unternehmen sowie der Bereiche Beschaffung, IT 
und Fuhrpark der LHP 

 

Im Zuge des Klimaschutzberichtes wurden folgende Institutionen untersucht: 

• Kommunaler Immobilien Service (KIS) 

• ProPotsdam GmbH 

• Energie und Wasser Potsdam GmbH 

• Verkehr in Potsdam GmbH (ViP) 

• Bäderlandschaft Potsdam GmbH (BLP) 

• Stadtentsorgung Potsdam GmbH (STEP) 

• Stadtbeleuchtung Potsdam GmbH20 

In den einzelnen Kapiteln werden jeweils die Verbrauchswerte für Wärme, Strom und ggf. 
Kraftstoffe für die Jahre 2005 bis 201021 dargestellt. Die Daten stammen von den jeweiligen 
kommunalen Unternehmen. Die entsprechenden CO2-Emissionen werden abgeleitet.  

Neben den CO2-Emissionen wurden die Gebäude der Unternehmen anhand von 
flächenbezogenen Kennzahlen auf ihre Energieeffizienz hin untersucht. Die jeweiligen 
Gebäudeparks wurden, wo möglich, mit bundesweit erhobenen Verbrauchsdaten aus der 
gleichen Gebäudekategorie verglichen22.  

 

                                                
20 Vor 2010 liegen keine Verbrauchsdaten für einzelne Jahre vor, da die Ablesezeiträume sehr unterschiedlich getaktet waren. 
Es wurde daher der Mittelwert aus den Ablesedaten 2005-2009 berechnet. Der Stromverbrauch betrug demnach 6.591 MWh 
pro Jahr. 
21 Für einen großen Teil der untersuchten Gebäude lagen ab 2005 plausible Daten vor. Da dies auch das Basisjahr für das 
SVV-Klimaschutzziel ist, wurde dieser Zeitraum einheitlich auf alle Unternehmen angewandt. 
22 Die ages GmbH veröffentlicht regelmäßig bundesweite Erhebungen zu realen Verbräuchen in den offiziellen 
Gebäudekategorien für Wohn- und Nichtwohngebäude. Es wurden ca. 26.000 Nichtwohngebäude und 120.000 
Mehrfamilienhäuser untersucht. Die letzte Erhebung bezieht sich auf das Jahr 2005.  

Zusätzlich wurden die aktuellen Vergleichswerte der EnEV 2009 für jede Gebäudekategorie gegenübergestellt. In der EnEV 
2007 galten als Vergleichswerte noch die Mittelwerte einer Gebäudekategorie. Diese Mittelwerte lagen häufig über den von der 
ages ermittelten Werten. Mit der EnEV 2009 wurde die Mittelwertbildung verworfen und es wurden Vergleichswerte eingeführt 
die deutlich niedriger liegen. Deren Ermittlungsgrundlage geht aus der Bekanntmachung der Regeln für 
Energieverbrauchskennwerte und der Vergleichswerte des BMVBS leider nicht hervor. 

Exkurs: Flächenproblematik 

Für die Kennwertbildung von Energieverbräuchen in Gebäuden ist keine einheitliche 
Bezugsgröße in den Normen verankert. Die Verbrauchskennwerte 2005 der ages GmbH 
arbeiten mit Bruttogrundfläche (BGF) nach DIN 277 für Nichtwohngebäude und mit der 
Bezugsgröße Wohnfläche für Wohngebäude. Die Vergleichswerte des BMVBS für die 
EnEV 2009 sind hingegen für Nichtwohngebäude auf die Nettogrundfläche (NGF) und für 
Wohngebäude auf die Gebäudenutzfläche (AN, aus dem Gebäudevolumen berechnete 
fiktive Größe) bezogen.  

Für die untersuchten kommunalen Gebäude konnten nicht immer einheitliche und zu den 
Vergleichswerten passende Flächen ermittelt werden. Es kommt daher vor, dass auf 
NGF basierende Kennzahlen, z.B. der Schulgebäude, mit den auf BGF basierenden 
ages-Werten verglichen wurden. Die daraus resultierenden Unterschiede liegen, je nach 
Gebäudeart, bei ca. 7-15%. Dementsprechend sind die Kennwertvergleiche nur als erste 
Orientierung zu verstehen. 

TOP 3.4



 45 

4.1 Übergreifende Betrachtungen 

 

Die hier betrachteten kommunalen Verbraucher haben insgesamt etwa 66.000 Tonnen CO2 
im Jahr 2010 emittiert. Dies entspricht einem Anteil an den Gesamtemissionen23 der 
Landeshauptstadt von etwa 8% (Abb. 27).  

 

Anteil CO2 aller kommunalen Verbraucher an Gesamtemissionen
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Abb. 27 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 
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Abb. 28 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 

 

                                                
23 Gesamtemission von ca. 850.000 Tonnen ohne Vorketten und Äquivalente 
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Die ProPotsdam GmbH (hier mit Gewoba-Gebäuden und Fuhrpark) stellt sich schon allein 
aufgrund der erheblichen Zahl der von ihr betreuten Liegenschaften als größter Emittent der 
kommunalen Unternehmen dar (Abb. 28). Der Gebäudebestand des KIS folgt an zweiter 
Stelle vor der ViP mit Fahrzeugen und Gebäuden. Auch das Klinikum zählt zu den großen 
kommunalen Emittenten. Der Sportpark hat ebenfalls einen relativ hohen Anteil – deutlich 
mehr als zum Beispiel die Straßenbeleuchtung der gesamten Landeshauptstadt – und ist 
daher getrennt von der Muttergesellschaft ProPotsdam dargestellt. Die beiden Hallenbäder 
der Stadt emittieren etwas mehr als die Biosphäre. Ebenfalls deutlich wird der hohe Anteil 
des Betriebsverbrauchs24 der EWP. 

 

                                                
24 Dazu gehören die Verbräuche von Fernwärme, Erdgas und Strom in den Gebäuden und insbesondere in den Heiz- und 
Kraftwerken sowie dem Verteilnetz. 
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4.2 Kommunaler Immobilien Service - KIS 

 

Ausgangslage 

Der Kommunale Immobilien Service (KIS) ist ein Eigenbetrieb der Landeshauptstadt 
Potsdam und mit ca. 160 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verantwortlich für die 
bedarfsgerechte Versorgung aller Organisationseinheiten der Verwaltung mit Grundstücken 
und Gebäuden. Nicht durch den KIS betreut werden Straßen, Grün-, Wald- und 
Landwirtschaftsflächen, öffentliche Spielplätze und Friedhöfe. Beginnend mit der Errichtung 
oder Erweiterung bzw. Sanierung der Gebäude ist der KIS auch für den Gebäudeunterhalt, 
die Bewirtschaftung und die Vermietung verantwortlich. 

Neben den eigenen Gebäuden bewirtschaftet der KIS das Sanierungsgebiet 
Schiffbauergasse mit dem Zentrum für Kunst und Soziokultur und verwaltet die Erbbaurechte 
für die Landeshauptstadt Potsdam.  

Der KIS stellt freien Trägern Liegenschaften und Gebäude (z. B. Kindertagesstätten, 
Schulgebäude) zur entgeltlichen Nutzung bereit, z. T. auf langfristiger Grundlage in Form von 
Erbbaurechten. 

Im Klimaschutzbericht wurden die Energieverbräuche und CO2-Emissionen folgender 
Gebäude ausgewertet: 

 

Schulen • 43 Schulen in öffentlicher Trägerschaft einschließlich 
zugehöriger Sporthallen 

Kindertagesstätten • 15 Kitas in freier Trägerschaft für die der KIS die 
Verbrauchsabrechnungen erhält 

o Nicht enthalten sind 28 Kitas in freier Trägerschaft, 
deren Gebäude zwar dem KIS gehören, die ihre 
Abrechnungen jedoch selbst verwalten 

Verwaltungsgebäude • 23 Gebäude der Stadtverwaltung 

Sportstätten • 13 Sportfunktionsgebäude und frei stehende 
Sporthallen  

Jugendclubs • 15 Jugendclubs und Kindertreffs 

Kulturstätten • 19 Kulturstätten – Museen, Musikschulen, 
Bibliotheken, Volkshochschule, Veranstaltungsorte, 
Bürgerhäuser 

Feuerwehren • 17 Feuerwehrgebäude 

Tab. 5 Ausgewertete Gebäudekategorien des KIS 
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Neben den o.g. 28 Kitas verwalten auch bei den Feuerwehrgebäuden und den meisten 
Kultureinrichtungen die Nutzer ihre Verbrauchsabrechnungen selbst. Diese Daten liegen 
dem KIS nicht automatisch vor. Aufgrund der lückenhaften Datenlage konnten die Gebäude 
nur bedingt in die Untersuchung einbezogen werden. Die Daten der Feuerwehren fließen 
z.B. nur in die Auswertungen des gesamten Gebäudeparks ein; eine gesonderte Auswertung 
erfolgt nicht. 

Für die 28 Kitas lagen uns keine Daten vor, weshalb diese Gebäude nicht einbezogen 
wurden. 

Eine größtenteils lückenlose und plausible Datenbasis lag für die Jugendeinrichtungen, 
Schulen und die Verwaltungsgebäude vor. 

 

4.2.1 Übergreifende Auswertung der Verbrauchs- und Emissionsentwicklung 

 

In 2010 wurden über die gesamten betrachteten Gebäude 51.027 MWh Endenergie (Strom, 
Fernwärme, Erdgas, Heizöl) verbraucht. Die aus den Verbräuchen resultierenden CO2-
Emissionen teilen sich auf die Energieträger wie folgt auf: 

KIS: CO2-Emissionen nach Energieträger
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Abb. 29 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 
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Die Anteile der einzelnen Gebäudekategorien am CO2-Ausstoß in 2010 zeigt Abb. 30. 

KIS: Anteile Gebäudearten am CO2-Ausstoß
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Abb. 30 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 

 

Für eine grobe Bewertung der Energienutzung in den Gebäuden des KIS sind nachstehend 
die Kennwerte der Gebäudekategorien für Wärme- und Stromverbrauch dargestellt. Die 
Veränderungen durch Um- und Neubauten werden durch die Angaben je Quadratmeter 
relativiert und eine bereinigte Entwicklung erkennbar.  

KIS: Kennwerte Wärmeverbrauch (klimaber.)
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Abb. 31 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 
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KIS: Kennwerte Stromverbrauch
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Abb. 32 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 

 

Die Entwicklungen in den einzelnen Gebäudekategorien sind bei den nachfolgenden 
Verbrauchstabellen näher erläutert. 
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4.2.2 Einzelne Verbrauchstabellen 

In den Tabellen sind die absoluten Verbräuche (plus Klimabereinigung), die Kennwerte 
Wärme und Strom sowie die CO2-Emissionen dargestellt. Anschließend an die Tabellen der 
Gebäudekategorien wurden jeweils deren Kennwerte mit Vergleichswerten nach der EnEV 
2009 und den Erhebungen der ages GmbH verglichen. So ist eine überschlägige Bewertung 
der Verbrauchswerte der einzelnen Gebäudekategorien möglich. Die ages Vergleichswerte 
meinen jeweils den Mittelwert aus allen Stichproben einer Gebäudekategorie. Die unteren 
Quartilsmittel25 liegen zum Teil deutlich niedriger.  

 

4.2.2.1 Schulen 

KIS (Schulen) 

Verlauf 
  Einheit 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 
Fernwärme [MWh] 22.247 20.641 18.181 18.533 19.130 21.882 
Erdgas (Hi) [MWh] 2.895 2.896 2.378 3.227 3.613 4.026 
Wärme gesamt (klimabereinigt) [MWh] 26.186 26.048 23.946 24.793 24.374 23.685 
Strom  [MWh] 2.651 2.635 2.629 2.716 2.777 2.938 
               
Fläche für Wärmeverbrauch 
(NGF) 

[m²] 207.971 207.971 207.971 207.971 213.457 213.457 

Kennwert Wärme 
(klimabereinigt) 

[kWh/m²/a] 125 124 114 114 110 107 

Fläche für Strom (NGF) [m²] 214.808 214.808 214.808 214.808 216.991 216.991 
Kennwert Strom [kWh/m²/a] 12,3 12,3 12,2 12,6 12,8 13,5 
               
CO2 aus Fernwärme t 5.028 4.620 4.101 4.178 4.347 4.926 
CO2 aus Erdgas t 584 584 474 651 733 818 
CO2 aus Strom t 785 810 774 720 731 603 

Tab. 6 Verbrauchstabelle KIS Schulen 

 

Vergleichswerte für Schulen 2005/10   

  Einheit 
Kennwert Wärme  
(klimabereinigt) 

Kennwert Strom 

KIS (Schulen) 2005 [kWh/m²/a] 125 12,3 
KIS (Schulen) 2010 [kWh/m²/a] 107 13,5 
 
Vergleichswerte für 
Energieausweise auf der 
Grundlage des 
Energieverbrauchs nach der 
ENEV 2009 

[kWh/m²/a] 9726 10 

Vergleichswerte nach 
Verbrauchskennwerten der 
ages (Stichproben in ca. 3300 
Schulen) 

[kWh/m²/a] 108 14 

Tab. 7 Vergleichstabelle für KIS Schulen 

                                                
25 Quartilsmittel: Aus allen Stichproben wurden die Durchschnittsverbräuche der Gebäude mit den niedrigsten Werten (die 
besten 25% aus der Gesamtmenge) ermittelt. 
26 Mittelwert aus großen und kleinen Schulen 
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Trotz Zubauten ab 2009 haben die absoluten Wärmeverbräuche kaum zugenommen bzw. 
sinken klimabereinigt. Der Stromverbrauch steigt jedoch. 

Flächen- und klimabereinigt sinkt der Wärmeverbrauch deutlich. Dies dürfte den Neubauten 
und umfangreichen Sanierungsmaßnahmen geschuldet sein. Der Stromkennwert hingegen 
steigt insbesondere von 2009 zu 2010 sprunghaft an. 

Die KIS-Schulen liegen im Vergleich höher als die EnEV-Werte und haben in 2010 den 
Stand des ages-Mittelwertes erreicht. 

Der Stromverbrauch des untersten Quartils (des „Bestenviertels“) der ages-Stichprobe lag im 
Schnitt allerdings bei nur 6 kWh/m²/Jahr. Hier ist zu berücksichtigen, dass die Daten aus 
2005 (teils davor) stammen und die aktuellen gesetzlichen Anforderungen an Brandschutz 
etc. gegebenenfalls nicht widerspiegeln. 

Der Wärmeverbrauch der Besten lag durchschnittlich bei 63 kWh/m²/Jahr. Dieser sehr gute 
Wärmewert kann nicht als Maßstab für den gesamten Gebäudepark der Schulen in Potsdam 
gelten. Er zeigt lediglich, was in einzelnen Schulen möglich ist. 

Der KIS betreibt seit dem Jahr 2000 ein Energiesparprogramm an Schulen. In den 
Programmauswertungen werden seitens des Programmkoordinators Carbon Busters Inc. 
Einsparungen bei Wärme und Strom von 20% bzw. 24% zwischen 2000 und 2009 
angegeben. Im Betrachtungszeitraum des vorliegenden Klimaschutzberichtes sind derartige 
Einsparungen anhand der hier durchgeführten Gesamtschau des Gebäudeparks nicht zu 
beobachten. Dies begründet sich damit, dass sich das Einsparpotential ab einem gewissen 
Punkt erschöpft und eine Stagnation eintritt. Unabhängig von der zum Teil durch 
hochintensive Sanierungen begründeten Stagnation bei der Einsparung hat der KIS reagiert 
und zum Ende des o.g. Programms im Jahr 2011 entsprechende Nachfolgeprogramme zur 
Suche nach weiteren Energieoptimierungspotentialen aufgelegt. 2012 startete das 
Programm „Energiesparschule Potsdam“ sowie das Pilotprojekt „Smart-Meter“ (gemeinsam 
mit der EWP). 

 

4.2.2.2 Kindertagesstätten 

KIS (Kitas) 
Verlauf   

Einheit 
2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Fernwärme [MWh] 1.176 1.084 921 1.179 1.323 1.573 
Erdgas (Hi) [MWh] 361 499 468 508 485 661 

Wärme gesamt (klimabereinigt) [MWh] 1.601 1.752 1.618 1.922 1.938 2.042 

Strom  [MWh] 142 175 173 237 245 215 
                
Fläche für Wärmeverbrauch 
(NGF) [m²] 13.367 13.906 14.023 16.388 16.388 18.151 
Kennwert Wärme 
(klimabereinigt) [kWh/m²/a] 120 120 110 117 118 113 
Fläche für Strom (NGF) [m²] 7.374 8.567 8.567 10.932 10.932 11.446 

Kennwert Strom [kWh/m²/a] 19,2 20,5 20,2 21,7 22,4 18,8 
                
CO2 aus Fernwärme [t] 266 243 208 266 301 354 
CO2 aus Erdgas [t] 73 101 93 102 98 134 
CO2 aus Strom [t] 42 54 51 63 64 44 

Tab. 8 Verbrauchstabelle KIS Kitas 
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Vergleichswerte für Kindertagesstätten 2005/10  
 Einheit Kennwert Wärme  

(klimabereinigt) 
Kennwert Strom 

KIS (Kitas) 2005 [kWh/m²/a] 120 19 
KIS (Kitas) 2010 [kWh/m²/a] 113 19 
  
Vergleichswerte für 
Energieausweise auf der Grundlage 
des Energieverbrauchs nach der 
ENEV 2009 

[kWh/m²/a] 110 20 

Vergleichswerte nach 
Verbrauchskennwerten der ages 
(Stichproben in knapp 1000 
Kindertagesstätten) 

[kWh/m²/a] 123 18 

Tab. 9 Vergleichstabelle für KIS Kitas 

Durch Flächenzubauten steigen die absoluten Verbräuche von Wärme und Strom an. Der 
flächen- und klimabereinigte Kennwert für Wärme ist hingegen leicht sinkend. Der Kennwert 
für Strom ist trotz der gestiegenen gesetzlichen und technischen Anforderungen bei der 
Sanierung der Kitas etwa gleich geblieben. 

Im Vergleich der ages-Werte reihen sich die untersuchten Kitas bereits 2005 im Mittelfeld 
ein. Gleiches gilt für die 2010er Werte für den EnEV-Vergleich (jeweils Wärme und Strom). 

Der Stromverbrauch des untersten Quartils (des „Bestenviertels“) der ages-Stichprobe lag im 
Schnitt bei 10 kWh/m²/Jahr.  

Der Wärmeverbrauch der Besten lag durchschnittlich bei 73 kWh/m²/Jahr.  
Hier gilt gleiches wie für die Schulen: Der Wärmebestwert kann nur als Anreiz für einzelne 
Gebäude dienen, der Stromwert hingegen als Zielmarke geprüft werden. 

 

4.2.2.3 Verwaltungsgebäude 

Liegenschaften in Verwaltung der KIS (Verwaltung) 
Verlauf   

Einheit 
2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Fernwärme [MWh] 5.509 5.286 4.576 5.067 5.460 6.747 
Erdgas (Hi) [MWh] 0 33 91 92 96 135 

Heizöl [MWh] 249 370 242 321 500 77 

Wärme gesamt (klimabereinigt) [MWh] 5.997 6.296 5.717 6.244 6.491 6.362 

Strom  [MWh] 1.874 2.113 1.971 1.896 2.023 2.330 
                
Fläche für Wärmeverbrauch 
(NGF) [m²] 64.481 64.731 66.235 66.235 66.235 64.830 
Kennwert Wärme 
(klimabereinigt) 

[kWh/m²/a] 91 95 84 92 96 97 

Fläche für Strom [m²] 65.127 65.201 65.677 65.677 65.677 65.677 
Kennwert Strom [kWh/m²/a] 28,8 32,4 30,0 28,8 30,7 35,4 
                
CO2 aus Fernwärme [t] 1.245 1.183 1.032 1.142 1.241 1.519 
CO2 aus Erdgas [t] 0 7 18 19 19 27 
CO2 aus Heizöl [t] 66 98 65 86 133 20 
CO2 aus Strom [t] 555 649 580 502 532 478 

Tab. 10 Verbrauchstabelle KIS Verwaltung 
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Vergleichswerte für Verwaltungsgebäude 2005/10  

  Einheit 
Kennwert Wärme  
(klimabereinigt) 

Kennwert Strom 

KIS (Verwaltung) 2005 [kWh/m²/a] 91 29 
KIS (Verwaltung) 2010 [kWh/m²/a] 97 35 

  
Vergleichswerte für 
Energieausweise auf der 
Grundlage des 
Energieverbrauchs nach der 
ENEV 2009 

[kWh/m²/a] 80 20 

Vergleichswerte nach 
Verbrauchskennwerten der 
ages (Stichproben in knapp 
2000 Verwaltungsgebäuden) 

[kWh/m²/a] 95 30 

Tab. 11 Vergleichstabelle für KIS Verwaltung 

 

Bei schwankenden Flächenzahlen sind die klimabereinigten Wärmeverbrauchswerte leicht 
steigend. In fast allen Verwaltungsgebäuden ist von 2009 zu 2010 ein Anstieg des 
Stromverbrauches festzustellen. Die Ursachen liegen zum Teil an den unter „Strom“ 
erfassten Elektroheizungen von Grünflächenstützpunkten (Erhöhung durch kaltes Jahr 2010) 
und der Installation eines neuen, klimatisierten Serverraumes. 

Der Kennwert des Wärmeverbrauchs ist leicht steigend, ebenso der des Stromverbrauches. 
Von 2009 zu 2010 steigt der Strom sprunghaft an. Dies kann gegebenenfalls mit einer 
geringen Zahl von elektrischen Heizgeräten, insbesondere in den Grünanlagenstützpunkten 
zusammenhängen. Diese Geräte durften im kalten Jahr 2010 einen sehr hohen Verbrauch 
gehabt haben. Anhand der Datenlage ist die Größenordnung jedoch nicht zu bestimmen. 

Die Kennwerte der Verwaltungsgebäude lagen 2005 noch knapp unterhalb des ages-
Vergleiches, 2010 jedoch knapp darüber. Die EnEV-Vergleichswerte liegen deutlich besser. 

Die Werte der besten 25% der ages-Stichprobe liegen bei 55 kWh/m²/Jahr (Wärme) und 10 
kWh/m²/Jahr (Strom). 

 

TOP 3.4



 55 

4.2.2.4 Sportstätten 

KIS (Sportstätten) 
Verlauf   

Einheit 
2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Fernwärme [MWh] 1.433 1.294 1.232 1.335 1.507 1.652 
Erdgas (Hi) [MWh] 138 100 105 124 153 189 

Wärme gesamt (klimabereinigt) [MWh] 1.636 1.543 1.557 1.662 1.779 1.683 

Strom  [MWh] 267 306 308 294 350 347 
                

Fläche für Wärmeverbrauch (BGF) [m²] 12.384 12.384 12.384 12.384 12.384 12.384 

Kennwert Wärme (klimabereinigt) 
[kWh/m²

/a] 132 124 125 134 143 137 
Fläche für Strom (BGF) [m²] 13.347 13.347 13.347 13.347 13.347 13.347 

Kennwert Strom 
[kWh/m²

/a] 19,5 21,5 22,6 21,8 25,9 25,8 
                
CO2 aus Fernwärme [t] 324 290 278 301 342 372 
CO2 aus Erdgas [t] 28 20 21 25 31 38 
CO2 aus Strom [t] 79 94 91 78 92 71 

Tab. 12 Verbrauchstabelle KIS Sportstätten 

 

Vergleichswerte für Sportstätten 2005/10  

  Einheit 
Kennwert Wärme  
(klimabereinigt) 

Kennwert Strom 

KIS (Sport) 2005 [kWh/m²/a] 132 20 
KIS (Sport) 2010 [kWh/m²/a] 137 26 

  
Vergleichswerte für 
Energieausweise auf der 
Grundlage des 
Energieverbrauchs nach der 
ENEV 2009 

[kWh/m²/a] 120 30 

Vergleichswerte nach 
Verbrauchskennwerten der 
ages (Stichproben in knapp 
200 Sportstätten) 

[kWh/m²/a] 178 25 

Tab. 13 Vergleichstabelle für KIS Sportstätten 

 

Die Wärmeverbräuche steigen bei gleichbleibender Fläche leicht an. Beim Strom ist ab 2009 
ein deutlicher Anstieg zu verzeichnen. Dies spiegelt sich auch in den Kennwerten (Wärme 
und Strom) wider.  

Beim KIS sind unter der Kategorie Sportstätten sehr unterschiedliche Gebäude 
zusammengefasst, die nicht in Gänze den Referenz-Gebäudekategorien bei EnEV und ages 
entsprechen. Der Vergleich kann hier, mehr noch als bei den anderen Gebäuden, nur ein 
Anhaltspunkt sein. 

Der Vollständigkeit halber seien die Durchschnittswerte des unteren Quartils der ages- 
Stichprobe genannt. Wärme: 67 kWh/m²/Jahr. Strom: 9 kWh/m²/Jahr. 
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4.2.2.5 Jugendeinrichtungen 

KIS (Jugendeinrichtungen) 

Verlauf 
  Einheit 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 
Fernwärme [MWh] 316 276 256 265 366 395 
Erdgas (Hi) [MWh] 56 56 56 59 105 105 
Heizöl [MWh] 132 132 132 166 165 165 

Wärme gesamt (klimabereinigt) [MWh] 525 514 517 558 682 608 

Strom  [MWh] 155 160 180 186 190 219 
               
Fläche für Wärmeverbrauch 
(Mietvertrag) 

[m²] 4.129 4.129 4.129 4.332 4.332 5.345 

Kennwert Wärme (klimabereinigt) [kWh/m²/a] 126 123 123 128 121 109 

Fläche für Strom (Mietvertrag) [m²] 3.180 3.900 3.900 3.900 4.332 5.317 
Kennwert Strom [kWh/m²/a] 19,6 19,8 20,8 21,2 19,8 22,5 
               
CO2 aus Fernwärme [t] 71 62 58 60 83 89 
CO2 aus Erdgas [t] 11 11 11 12 21 21 
CO2 aus Heizöl [t] 35 35 35 44 44 44 
CO2 aus Strom [t] 46 49 53 49 50 45 

Tab. 14 Verbrauchstabelle KIS Jugend 

 

Vergleichswerte für Jugendeinrichtungen 2005/10   

  Einheit 
Kennwert Wärme  
(klimabereinigt) 

Kennwert Strom 

KIS (Jugendeinrichtungen) 2005 [kWh/m²/a] 126 20 
KIS (Jugendeinrichtungen) 2010 [kWh/m²/a] 109 23 
  
Vergleichswerte für Energieausweise 
auf der Grundlage des 
Energieverbrauchs nach der ENEV 
2009 

[kWh/m²/a] 105 20 

Vergleichswerte nach 
Verbrauchskennwerten der ages 
(Stichproben in 119 Jugendzentren) 

[kWh/m²/a] 110 19 

Tab. 15 Vergleichstabelle für KIS Jugend 

 

Die Wärmeverbräuche sind von 2005 bis 2010 insgesamt leicht steigend. Die 
Stromverbräuche steigen stark. 

Die recht starke Senkung des Wärmeverbrauchskennwertes zwischen 2008 und 2010 ist im 
Wesentlichen mit dem Neubau des Jugendzentrums „Offline“ im Kirchsteigfeld zu erklären. 
Das Zentrum hat einen hohen Flächenanteil an allen Jugendeinrichtungen und weist geringe 
Verbrauchswerte auf. 

Der Stromkennwert ist insgesamt leicht steigend. Ursachen sind in den gestiegenen 
gesetzlichen und technischen Anforderungen sowie einem veränderten Nutzungs- und 
Freizeitverhalten zu finden. So haben nach Aussagen des KIS in den letzten Jahren in den 
Jugendeinrichtungen interaktive Spiele, Netzpartys, soziale Netzwerke etc. stark 
zugenommen. 
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Die Wärmekennwerte der Jugendeinrichtungen bewegen sich 2010 im Bereich der 
Vergleichswerte sowohl der EnEV als auch der ages. Strom liegt etwas höher. 

Die unteren Quartilsmittel der ages setzen auch in dieser Gebäudekategorie neue Maßstäbe: 
Wärme: 46 kWh/m²/Jahr; Strom: 8 kWh/m²/Jahr. 

 

4.2.2.6 Kultureinrichtungen 

KIS (Kultureinrichtungen) 

Verlauf 
      Einheit 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 
Fernwärme [MWh] 3.868 3.243 3.474 3.642 3.738 3.926 
Erdgas (Hi) [MWh] 240 240 232 234 326 374 
Heizöl [MWh] 72 72 33 72 83 83 

Wärme gesamt (klimabereinigt) [MWh] 4.354 3.935 4.355 4.499 4.444 4.007 

Strom  [MWh] 1.524 1.644 1.636 1.462 1.675 1.346 
               
Fläche für Wärmeverbrauch 
(BGF) 

[m²] 43.241 43.241 43.241 43.241 43.241 43.241 

Kennwert Wärme 
(klimabereinigt) [kWh/m²/a] 101 91 100 103 102 93 

Fläche für Strom (BGF) [m²] 46.709 46.709 46.709 46.709 46.709 46.709 
Kennwert Strom [kWh/m²/a] 32,6 35,2 35,0 30,2 32,4 25,3 
               
CO2 aus Fernwärme [t] 874 726 784 821 849 884 
CO2 aus Erdgas [t] 48 48 46 47 66 76 
CO2 aus Heizöl [t] 19 19 9 19 22 22 
CO2 aus Strom [t] 451 505 481 387 441 276 

Tab. 16 Verbrauchstabelle KIS Kultur 

 

Die Rückgänge bei den Strom- und Wärmekennwerten in einzelnen Jahren sind im 
Wesentlichen auf Baumaßnahmen an großen Einrichtungen wie der Stadt- und 
Landesbibliothek und dem Alten Rathaus zurückzuführen. 

Ein Vergleich mit den EnEV und ages-Werten ist für die Kulturgebäude nicht möglich. Die 
vorliegenden Daten beinhalten mehrere Gebäudekategorien, so dass für einen Vergleich 
eine genauere Aufgruppierung notwendig wäre. 

 

4.2.3 Energetische Sanierung und Dachflächennutzung für Photovoltaik 

In den vergangenen Jahren sind umfangreiche Sanierungsarbeiten und Neubauten erfolgt. 
Die energetischen Effekte spiegeln sich insbesondere in Verbrauchskennwerten der Schulen 
und Jugendeinrichtungen wider. Bis 2018 sind weitere ca. 43 Mio. € für Maßnahmen der 
energetischen Sanierung in Gebäuden des KIS vorgesehen. Eine weiterführende 
Betrachtung der Sanierungsmaßnahmen war im Rahmen des Klimaschutzberichtes nicht 
möglich. 

Bis Ende 2011 hat der KIS 5 Dachflächen von Schulgebäuden kostenfrei für Investoren in 
Photovoltaikanlagen zur Verfügung gestellt. Hier wurden Module mit insgesamt 203 Kilowatt 
peak Leistung installiert. 

In 2012 wurden 9 weitere Dächer zur Verfügung gestellt. In den meisten Fällen befindet sich 
der KIS mit den Investoren in der Vertragsphase. Eine Anlage wurde bereits installiert. 
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4.3 ProPotsdam GmbH 

 

Strukturdaten 

 

Tochtergesellschaften:  

• Baugesellschaft Bornstedter Feld 

• Betriebs- und Veranstaltungsgesellschaft 

• Biosphäre Potsdam 

• Entwicklungsträger Bornstedter Feld 

• Facility Management GmbH 

• GEWOBA Wohnungsverwaltung 

• Luftschiffhafen Potsdam 

• POLO Beteiligungsgesellschaft 

• Sanierungsträger Potsdam 

• Terraingesellschaft Neu-Babelsberg 

• Volkspark Potsdam 

 

Im Zuge des Klimaschutzberichtes wurden die Daten folgender Objekte ausgewertet: 

• GEWOBA: Die Gebäude mit ca. 18.500 Mieteinheiten einschließlich der 
Betriebsstätten der ProPotsdam 

• Sanierungsträger Potsdam: Die für die Landeshauptstadt Potsdam verwalteten 
(und in der Regel zum Verkauf vorgesehenen) Gebäude mit ca. 3.500 m² 
Wohnfläche 

• ProPotsdam: Die für die Vermarktung vorgesehenen Eigentumswohnungen in der 
Waldstadt (WEG) mit ca. 20.000 m² Wohnfläche 

• Luftschiffhafen: Das Areal des Sportparks am Luftschiffhafen 

• Biosphäre: Das Gebäude der Biosphäre 

• Fuhrpark: Der gesamte Fuhrpark der ProPotsdam einschließlich aller 
Tochterunternehmen27 

 

 

                                                
27 Zum Fuhrpark zählen der Bestand der ProPotsdam, der GEWOBA, der Facility-Management GmbH, der POLO und des 
Entwicklungsträgers einschließlich der Fahrzeuge zur Bewirtschaftung des Volksparks. 
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4.3.1 Verbrauchs- und Emissionsentwicklung 

 

Die Anteile der untersuchten Verbraucher an den Gesamtemissionen der ProPotsdam zeigt 
Abb. 33. 

 

Anteile CO2 einzelner Verbraucher der ProPotsdam
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Abb. 33 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 

 

Die von der GEWOBA verwalteten Mietwohnungen und Betriebsstätten der ProPotsdam 
verursachen aufgrund der hohen Gebäudeanzahl den Großteil der Emissionen. Auch der 
Komplex am Luftschiffhafen hat noch einen merklichen Anteil. Die weiteren Verbraucher 
spielen insgesamt keine große Rolle, wenngleich die Biosphäre, die letztlich aus einem 
Gebäude besteht, noch einen Anteil von 1,56 Prozent aufweist. Die Emissionen des 
Fuhrparks fallen mit nur 0,03 Prozent kaum ins Gewicht. 
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4.3.1.1 ProPotsdam – Betriebsstätten und Wohnungsbestand unter Verwaltung 
der GEWOBA 

 

Liegenschaftsbestand der ProPotsdam (Vermietung, Betriebsstätten und Verwaltung 
WEG/STP) 

Verlauf   
Einheit 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 
Fernwäme [MWh] 104.485 98.769 90.949 85.580 93.432 102.906 
Erdgas (Hi) - zentral [MWh] 6.268 6.491 6.059 7.231 7.225 8.435 
Gasetagenheizung  
(Bedarf) [MWh] 8.904 8.302 7.596 7.456 7.235 6.876 
Ofenheizung Kohle  
(Bedarf) [MWh] 36.696 32.172 27.243 22.814 18.641 16.249 
Wärme gesamt  
(klimaber.) [MWh] 160.477 155.739 145.963 134.414 132.922 125.920 
Betriebsstrom  [MWh] 3.583 3.546 3.562 3.238 3.474 3.323 
                

Fläche für Wärmeverbrauch [m²] 
1.076.22

6 
1.057.76

8 
1.026.18

4 
1.025.44

4 
1.016.10

7 
1.019.69

3 
Kennwert Wärme  
(klimaber.) [kWh/m²/a] 149 147 142 131 131 123 
                

Fläche für Betriebsstrom [m²] 
1.127.38

1 
1.106.86

1 
1.064.77

6 
1.055.95

3 
1.042.81

7 
1.041.06

8 

Kennwert Betriebsstrom [kWh/m²/a] 3,2 3,2 3,3 3,1 3,3 3,2 
                

CO2 aus Fernwärme [t] 23.615 22.107 20.516 19.292 21.229 23.164 
CO2 aus Erdgas  
(zentral/dezentral) [t] 3.059 2.982 2.724 2.961 2.935 3.112 
CO2 aus Kohle [t] 12.286 10.771 9.121 7.638 6.241 5.440 
CO2 aus Strom [t] 1.061 1.090 1.048 501 0 0 

ProPotsdam: jährlich erzeugte Energie 

Verlauf 
  Einheit 2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Strom aus PV [KWh] 5.007 4.969 5.946 18.073 14.379 12.646 

Wärme aus Solarthermie [KWh] 31.500 31.500 105.350 127.400 150.850 172.550 

Tab. 17 Verbrauchs- und Erzeugungstabelle ProPotsdam GEWOBA 

 

Die Wärmeverbräuche sind insgesamt rückläufig. Bei der zentralen Erdgasversorgung gibt 
es einen leichten Anstieg, da eine zunehmende Zahl von Wohnungen zentral versorgt 
wurde. Die Zahlen der mit Gas oder Kohle einzelbefeuerten Wohnungen nehmen hingegen 
ab.  

Die durchaus stark rückläufigen Kennwerte im Wärmeverbrauch (siehe auch Abb. 35) zeigen 
die kontinuierliche Verbesserung der Effizienz im Gebäudebestand.  

Auch die CO2-Entwicklung kann als positiv bewertet werden (Abb. 34). Diese hängt 
insbesondere mit der Abnahme der kohlebefeuerten Wohnungen zusammen. Hier ist zu 
beachten, dass für die kohlebefeuerten Wohnungen nur die errechneten Bedarfszahlen 
vorliegen. Empirische Erhebungen (z.B. SIMONS 2012) verweisen darauf, dass 
insbesondere in Altbaubeständen die tatsächlichen Verbrauchswerte deutlich niedriger 
liegen können. Zudem wurde bei der CO2-Bilanzierung davon ausgegangen, dass stets 
Braunkohlebriketts als Brennstoff verwendet wurden. Dies vernachlässigt, dass Öfen heute 
auch mit Brennholz betrieben werden und somit eine deutlich bessere CO2-Bilanz aufweisen.  
Ein weiterer Faktor bei der Verringerung der CO2-Bilanz des Mietbestandes der ProPotsdam 
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ist die Nutzung des Ökostromtarifs der EWP für den Hausstrom seit Mitte 2008. Dieser 
Ökostrom wird, entsprechend der aktuellen Stromzertifizierung der EWP, mit 0 Gramm CO2 
je Kilowattstunde bilanziert.  

Neben der energetischen Sanierung von Bestandsbauten und einem großen 
Neubauvolumen tragen auch Verkäufe von Altbaubeständen zu den positiven Kennzahlen 
bei. 

Tabelle 17 zeigt ebenfalls die zunehmende Erzeugung von Strom (PV) und Wärme 
(Solarthermie) durch die ProPotsdam, wenngleich die erzeugten Mengen im Vergleich zum 
Verbrauch noch marginal sind. 
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Abb. 34 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 
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ProPotsdam GEWOBA-Bestand (mit WEG/STP): Kennwertentwicklung 
(klimabereinigt)
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Abb. 35 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 

In der nachfolgenden Abbildung sind die Vergleichswerte nach EnEV zum Energiebedarf 
dargestellt. Der aktuelle Verbrauchswert des Gebäudeparks der ProPotsdam liegt mit 123 
kWh/m²/Jahr energetisch zwischen einem Einfamilienhausneubau und einem gut sanierten 
Einfamilienhaus. Der Stand eines Mehrfamilienhausneubaus wird natürlich über alle 
Gebäude nicht erreicht, andererseits ist der Gebäudepark deutlich besser als der 
Vergleichswert für nicht modernisierte Mehrfamilienhäuser. Die Darstellung verdeutlicht die 
wesentlich bessere energetische Situation von Mehrfamilienhäusern gegenüber 
Einfamilienhäusern (kompaktere Bauweise, geringere Verluste). 

   
Abb. 36 Verbrauchswerte GEWOBA in Vergleichswerten EnEV 2009, Quelle: EnEV 2009 

 

Eine genauere Einordnung des Gebäudeparks der ProPotsdam ermöglichst Tab. 18. 
Ergänzend zum EnEV-Vergleich zeigt sich, dass die ProPotsdam-Kennwerte in 2005 dem 
(ebenfalls 2005 erhobenen) ages-Mittelwert entsprechen und 2010 zwischen diesem und 
dem Mittelwert des unteren Quartils liegen. 

Verbrauch 
ProPotsdam 
- GEWOBA 
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Auch an dieser Stelle dient der Vergleich nur einer ersten Orientierung. So gibt es bei der 
ages-Stichprobe eine weitere Unterteilung der MFH nach Energieträgern und anderen 
Kriterien. Um die Gebäude der ProPotsdam aussagekräftig bewerten zu können wäre eine 
detaillierte Analyse und Einordnung notwendig. 

 

Vergleichswerte für Mehrfamilienhäuser  

  Einheit 
Kennwert Wärme  
(klimabereinigt) 

ProPotsdam Mietbestand 2005 [kWh/m²/a] 149 
ProPotsdam Mietbestand 2010 [kWh/m²/a] 123 
    
Vergleichswerte nach der ENEV 2009 
für MFH-Neubau 

[kWh/m²/a] 60 

Vergleichswerte nach der ENEV 2009 
für MFH-unsaniert 

[kWh/m²/a] 325 

Vergleichswerte nach 
Verbrauchskennwerten der ages 
(Stichproben in ca. 120.000 MFH) 

[kWh/m²/a] 150 

Mittelwertwert ages für unteres Quartil 
 

[kWh/m²/a] 96 

Tab. 18 Vergleichstabelle ProPotsdam GEWOBA 

Die ProPotsdam verfolgt auch ein internes Vergleichsprojekt, das Wohncom-Benchmarking, 
gemeinsam mit dem Arbeitskreis Stadtspuren.  

Weiterhin hat das Unternehmen durch eine eigene Erhebung eine Verbrauchsreduzierung 
von 13% zwischen 2006 und 2008 ermittelt. Dies deckt sich in etwa mit den Ergebnissen des 
vorliegenden Klimaschutzberichtes (-11,5%). 
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4.3.1.2 Luftschiffhafen/Sportpark 

Gebäudekomplex: Luftschiffhafen       
Verlauf   

Einheit 
2008 2009 2010 

Wärme (Fernwärme) [MWh] 7.016 7.224 8.224 
Wärme (Erdgas Hi) [MWh] 947 963 1.193 

Wärme gesamt (klimabereinigt) [MWh] 8.972 8.723 8.670 

Strom  [MWh] 2.756 2.887 2.811 
         

Nettogrundfläche (NGF) [m²] 42.188 42.188 42.188 

Kennwert Wärme (klimabereinigt) [kWh/m²/a] 213 207 206 

Kennwert Strom [kWh/m²/a] 65 68 67 
         
CO2 aus Fernwärme [t] 1.772 1.837 2.094 
CO2 aus Strom [t] 730 759 577 

Tab. 19 Verbrauchstabelle ProPotsdam Sportpark Luftschiffhafen 

 

Der 2008 von der ProPotsdam übernommene Komplex weist relativ hohe Verbräuche 
aufgrund der energieintensiven Infrastruktur des Sportparks auf. Die Entwicklung ist etwa 
gleichbleibend. 

Ein Kennwertvergleich ist aufgrund der differenzierten Bebauungsstruktur des Areals nicht 
möglich. 

 

4.3.1.3 Biosphäre 

Gebäudekomplex: Biosphäre 

Verlauf 
  Einheit 2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Wärme (Fernwärme) [MWh] 1.343 1.373 1.369 1.174 1.299 1.854 

Wärme (klimabereinigt) [MWh] 1.396 1.512 1.583 1.329 1.387 1.703 

Strom [MWh] 724 742 662 652 675 681 
               
Nettogrundfläche (NGF) [m²] 7.750 7.750 7.750 7.750 7.750 7.750 

Kennwert Wärme (klimabereinigt) [kWh/m²/a] 180 195 204 171 179 220 

Kennwert Strom [kWh/m²/a] 93 96 85 84 87 88 
               

CO2 aus Fernwärme [t] 304 277 273 237 264 377 

CO2 aus Strom [t] 214 228 195 173 178 140 

Tab. 20 Verbrauchstabelle ProPotsdam Biosphäre 

 

Der Wärmeverbrauch der Biosphäre ist, auch klimabereinigt, schwankend. Der 
Stromverbrauch geht über den Betrachtungszeitraum leicht zurück. 

Ein Vergleich mit den ages/EnEV-Werten ist für diesen Sonderbau nicht ohne Weiteres 
möglich. 

 

TOP 3.4



 65 

4.4 Stadtwerke Potsdam GmbH 

 

4.4.1 Energie und Wasser Potsdam GmbH 

Die Energie und Wasser Potsdam GmbH (EWP) versorgt ihre Kunden mit Strom, Erdgas 
und Fernwärme. Sie erstellt Hausanschlüsse und betreibt ein umfangreiches Leitungsnetz 
sowie die dazu notwendigen technischen Anlagen. Für ca. 85.000 Kunden ist sie der 
Energielieferant.  

Strom und Fernwärme für die Landeshauptstadt Potsdam erzeugt die EWP im Heizkraftwerk 
Potsdam Süd mit 274 Megawatt Wärmeleistung und 84 Megawatt elektrischer Leistung. Das 
Heizwerk Nord erzeugt zusätzlich Wärme aus 40 Megawatt Leistung. Fast zwei Drittel aller 
Potsdamer Haushalte nutzen die Fernwärme. Strom verteilt die EWP Strom an rund 85.000 
Kundenanschlüsse.  

Seit 1996 erzeugt die EWP den gesamten Potsdamer Fernwärmebedarf und 90 % des 
Strombedarfs selbst. Die Traditionen reichen bis in die Jahre 1856 (Inbetriebnahme der 
Gasanstalt Berliner Straße), 1902 (Elektrizitätswerk Zeppelinstraße) und 1967 (erste 
Fernwärmeleitung) zurück.  

 

4.4.1.1 Verbrauch der Betriebsstätten 

EWP Betriebsverbrauch 
Verlauf   

Einheit 
2008 2009 2010 

Fernwärme [MWh] 2.631 2.339 3.084 
Erdgas [MWh] 1.181 1.298 854 
Wärme (klimabereinigt) [MWh] 4.343 3.898 3.600 
Strom  [MWh] 16.821 17.312 32.238 
          
CO2 aus Fernwärme [t] 593 531 694 
CO2 aus Erdgas [t] 238 263 174 
CO2 aus Strom [t] 4.456 4.555 6.618 

Tab. 21 Verbrauchstabelle EWP Betriebsstätten 

 

Es wird deutlich, dass ein hoher Energieeinsatz notwendig ist, insbesondere um die Heiz- 
und Kraftwerke und die Verteilnetze zu betreiben. In 2010 ist ein deutlicher Anstieg des 
Stromverbrauches festzustellen. Dieser dürfte dem sehr kalten Jahr geschuldet sein, 
wodurch eine deutlich höhere Wärmemenge produziert und verteilt werden musste. 
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4.4.1.2 Rolle der EWP bei der Erreichung der Klimaschutzziele 

Ziele und Maßnahmen nach Klimaschutzkonzept 

Laut Klimaschutzkonzept 2010 der Landeshauptstadt können im direkten Einflussbereich der 
EWP ca. 157.000 Tonnen CO2 bis 2020 eingespart werden (Tab. 24).  

 

Maßnahmen EWP aus Klimaschutzkonzept Einsparpotential CO2 

in Tonnen/Jahr 

M 2-1 Fernwärmeverdichtung 
24.000 

M 2-2 Fernwärmeerweiterung 
44.000 

M 2-3 Einsatz von dezentralen KWK / Mini-KWK 
1.700 

M 2-13 Einsatz von Klärgas-BHKW 
617 

M 2-14 
Einsatz von Aquiferspeichern zur 
saisonalen Speicherung von Wärme 6.000 

M 2-15 
Einsatz von Biomethan bei der zentralen 
Strom- und Fernwärmeversorgung 68.000 

M 2-16 Erzeugung von EEG-Windstrom (3x3MW) 
13.100 

Summe 157.417 

Tab. 22 Mögliche Maßnahmen EWP nach Klimaschutzkonzept 

 

Die (hohen) Werte zum Einsparpotential von Fernwärmeerweiterung und –verdichtung 
basieren auf der Bilanzierungsmethodik des Klimaschutzkonzeptes 2010 (Gutschriftmethode 
für KWK-erzeugten Strom). Nach den im vorliegenden Klimaschutzbericht verwendeten 
Methoden wäre das Einsparpotential geringer (zur Bilanzierungsproblematik KWK siehe Kap. 
2.2). 

 

Bisher erreichte Einsparungen 

Zwischen 2010 und 2012 konnte die EWP bereits Einsparungen von ca. 38.664 Tonnen pro 
Jahr realisieren28: 

• Durch Zukauf von Wasserkraft ist im Strommix der EWP kein Strom aus Kohle und 
Atomkraft mehr enthalten. Mit diesem verstärkten Einsatz von grünem Strom wird 
eine Einsparung von ca. 37.000 Tonnen CO2-Emissionen pro Jahr erreicht. 

• Durch Ausweitung der PV-Nutzung auf Dächern der Stadtwerke wurden weitere ca. 
600 Tonnen eingespart. 

• Die Erzeugung von Kälte aus Fernwärme im Stern-Center spart ca. 600 Tonnen. 

• Holzheizungen im Bornstedter Feld sparen ca. 22 Tonnen. 

• Noch in 2012 wird ein Klärgas-BHKW in Betrieb gehen, mit einer Einsparung von 442 
Tonnen pro Jahr. 

                                                
28 jeweils nach Angaben der EWP 
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Hier werden die Dimensionen von Klimaschutzmaßnahmen deutlich. Allein durch die 
Maßnahme des Zukaufs von Strom aus Wasserkraft konnten die CO2-Emissionen der 
gesamten Landeshauptstadt um ca. 4% reduziert werden.29  

Die hier gering erscheinenden Reduzierungen um 600 Tonnen durch Kälteerzeugung aus 
Fernwärme entsprechen in etwa dem Gesamtausstoß der Biosphäre Potsdam. 

 

Weitere Planungen 

Die geplanten Maßnahmen bis 2020 und die erwarteten Einsparungen (nach Angaben EWP) 
zeigt Tab. 25. 

 

Geplante Maßnahmen Einsparung CO2 in t/a 

Erhöhung KWK-Anteil durch Fernwärmeverdichtung und -erweiterung 11.888 

Einsatz von dezentralen KWK-Anlagen (neue Nahwärmeinseln und 
Modernisierung alter Heizwerke) 

323 

Einsatz von 2 Aquiferspeichern zur saisonalen Speicherung von Wärme 2.000 

Einsatz von Biomethan bei Strom- und Wärmeerzeugung 29.675 

Erzeugung von EEG-Windstrom (insgesamt 27 Megawatt in drei Schritten) 39.300 

Weitere Photovoltaikprojekte 87 

Betrieb eines Holzhackschnitzel-Heizkraftwerkes 9.744 

Einsatz eines Fernwärme-Tagesspeicher am HKW-Süd 10.656 

Weiteres Projekt Kälte aus Fernwärme 378 

Summe 104.051 

Tab. 23 Geplante Klimaschutzmaßnahmen EWP 

 

Weiterhin hat die EWP einen Klimaschutzfonds für Kunden eingeführt. Dieser bietet den 
Bürgerinnen und Bürgern der Stadt die Möglichkeit, sich finanziell an ökologischen 
Energieversorgungsprojekten zu beteiligen. 

Gemeinsam mit den bereits erfolgten Maßnahmen ergäbe sich laut Rechnung eine 
Einsparung von 142.715 Tonnen jährlich. Das mit dem Klimaschutzkonzept ermittelte 
Potential von 157.417 Tonnen würde somit nicht ganz erreicht. Allerdings ergäbe sich allein 
durch diese Maßnahmen der EWP bis 2020 im Vergleich zu 2005 eine Reduzierung von 
18% der Gesamtemissionen der Landeshauptstadt. 

                                                
29 Wobei auch hier die Bilanzierungsmethode beachtet werden muss. Nach der im Klimaschutzbericht für die Gesamtstadt 
hauptsächlich angewandten Potsdamer Methode spielt die Art des zugekauften Stroms keine Rolle, da nach dem 
Territorialprinzip die lokal erzeugten Emissionen berücksichtigt werden. 

TOP 3.4



 68 

Nun gilt es die Maßnahmen umzusetzen und die tatsächlichen Treibhausgaseinsparungen 
anhand einer transparenten Methodik nachvollziehbar zu machen. 

Die Einsparung durch Maßnahmen zur Fernwärmeverdichtung und –erweiterung gibt die 
EWP für ihre Planungen bis 2020 mit ca. 12.000 Tonnen jährlich an. Dies weicht stark von 
den im Klimaschutzkonzept dargestellten Potentialen ab (68.000 Tonnen). Über diesen 
Punkt sollten die Beteiligten gemeinsam diskutieren30. 

                                                
30 Aus unserer Sicht sind hier unter Anderem die Bilanzierungsmethode und die notwendigen Rahmenbedingungen (z.B. 
Erweiterung der Fernwärmevorranggebiete) zu diskutieren. 
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4.4.2 Verkehr in Potsdam GmbH 

 

Strukturdaten 

Der ÖPNV der Landeshauptstadt Potsdam wird vorrangig durch die Verkehr in Potsdam 
GmbH (ViP) bedient und ist im Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg (VBB) eingebunden. 

 

Die wichtigsten Kennzahlen auf einen Blick (Stand September 2011) 

Fahrzeuge  106 

davon Bus 50 

davon Tram 55 

Fähre 1 

Linienlänge  389,0 km 

davon Schienennetz 79,8 km 

davon Busnetz 309,2 km 

Fähre 0,3 km 

Betriebshöfe 2 

Tab. 24 Betriebskennzahlen ViP, Quelle: ViP 

 

Verbrauchs- und Emissionsentwicklung 

 

VIP - öffentlicher Nahverkehr 

Verlauf   
Einheit 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Diesel [l] 1.308.607 1.218.995 1.248.389 1.321.379 1.375.708 1.738.214 

Strom [MWh] 11.271 11.386 11.581 11.534 10.705 11.023 

                

CO2 aus Diesel [t] 3.451 3.214 3.292 3.484 3.628 4.584 

CO2 aus Strom [t] 3.337 3.500 3.407 3.055 2.816 2.263 

Tab. 25 Verbrauchstabelle ViP Verkehr 
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Der Dieselverbrauch für die Stadtlinienbusse ist im Jahr 2010 stark angestiegen. Dies ist 
begründet in der Übernahme von Linien der Havelbus Verkehrsgesellschaft mbH (HVG). 
Daraus resultiert der Anstieg der CO2 -Emissionen für Diesel auf 4.584 t. 

Der Stromverbrauch hingegen verläuft weitestgehend gleichförmig. Die Emissionswerte für 
CO2 aus Strom hingegen sinken in den Jahren 2009 und 2010 etwas ab, da sich der CO2-
Faktor des EWP-Stroms durch den Zukauf Wasserkraft verbessert. 

Die Verbrauchswerte für den Verkehrsbereich gibt die ViP wie folgt an: 

• Kraftomnibusse 31,0 l / 100 km 

• Stadtbahnen 373 kWh/ 100 km 

Anfang 2012 hat die ViP in einem dreiwöchigen Einsatz im Linienverkehr einen Hybridbus 
von Volvo getestet. Der Kraftstoffverbrauch des Fahrzeugs soll dadurch um bis zu 30 % und 
die Emissionen um 40 bis 50 % gegenüber einem vergleichbaren normalen Dieselbus 
sinken. Bei diesem Hybridbus wird die Bremsenergie in Elektrizität umgewandelt und in 
Batterien gespeichert.  

Im nachfolgenden Diagramm sind die CO2- Emissionen der Verkehrsmittel nach 
Energieträgern abgebildet. Die CO2-Emissionen für Strom berücksichtigen den Tram- und 
Fährverkehr, die CO2-Emissionen für Diesel den Busverkehr. 
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Abb. 37 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 
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Liegenschaften der VIP (Betriebshöfe: Holzmarktstr., Wetzlarer Str.) 

Verlauf   
Einheit 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Fernwärme [MWh] 1.844 1.194 1.758 1.833 1.746 2.080 

Wärme gesamt (klimabereinigt) [MWh] 1.917 1.315 2.033 2.076 1.865 1.910 

Strom  [MWh] 1.126 1.032 920 972 1.013 990 

                

CO2 aus Fernwärme [t] 417 267 397 413 397 468 

CO2 aus Strom [t] 334 317 271 257 266 203 

Tab. 26 Verbrauchstabelle ViP Gebäude 

 

Die Ursache des deutlich geringeren Wärmeverbrauchs in 2006 konnte nicht geklärt werden. 
Über den Betrachtungszeitraum ist beim Stromverbrauch ein leichter Rückgang 
festzustellen. 

Im nachfolgenden Diagramm sind die CO2-Emissionen der Betriebshöfe der ViP nach 
Energieträgern dargestellt.  
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Abb. 38 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 
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4.4.3 Bäderlandschaft Potsdam GmbH 

 

Standorte Bäder 

 

- Bad am Brauhausberg 

- Kiezbad am Stern 

- Stadtbad Park Babelsberg 

- Waldbad Templin 

 

Die beiden Freibäder weisen lediglich einen geringen Stromverbrauch zwischen 10 und 44 
MWh pro Jahr auf. Daher werden nur die beiden Hallenbäder im Detail dargestellt. 

BLP: Bad am Brauhausberg 
Verlauf  

Einheit 
2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Fernwärme [MWh] 1.892 1.497 2.295 1.499 1.881 2.106 
Wärme (klimabereinigt) [MWh] 1.932 1.576 2.484 1.603 1.948 2.016 
Strom  [MWh] 499 471 500 345 552 658 
               
Wasseroberfläche [m²] 1.145 1.145 1.145 1.145 1.145 1.145 
Kennwert Wärme [kWh/m²/a] 1.687 1.377 2.169 1.400 1.702 1.761 
Kennwert Strom [kWh/m²/a] 435,8 411,7 436,5 301,5 482,2 574,2 
               
CO2 aus Fernwärme [t] 428 335 518 338 427 474 
CO2 aus Strom [t] 148 145 147 91 145 135 

Tab. 27 Verbrauchstabelle BLP Brauhausberg 

 

BLP: Kiezbad am Stern 
Verlauf  

Einheit 
2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Fernwärme [MWh] 957 649 298 589 835 725 
Wärme (klimabereinigt) [MWh] 977 683 322 630 865 694 
Strom  [MWh] 678 481 293 496 512 374 
               
Wasseroberfläche [m²] 375 375 375 375 375 375 
Kennwert Wärme [kWh/m²/a] 2.605 1.822 860 1.681 2.306 1.850 
Kennwert Strom [kWh/m²/a] 1.808,8 1.283,0 780,3 1.322,6 1.364,2 998,4 
               
CO2 aus Fernwärme [t] 216 145 67 133 190 163 
CO2 aus Strom [t] 201 148 86 131 135 77 

Tab. 28 Verbrauchstabelle BLP Kiezbad 
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Vergleichswerte für Schwimmbäder 2005/10  

 Einheit 
Kennwert Wärme  
(klimabereinigt) 

Kennwert 
Strom 

BLP - Brauhausberg 2005 [kWh/m²/a] 1.687 436 
BLP - Brauhausberg 2010 [kWh/m²/a] 1.761 575 

Vergleichswerte nach ages 
für Hallenbäder > 500m² 
(Stichprobe: 46 Bäder) 

[kWh/m²/a] 2.287 668 

       
BLP - Kiezbad 2005 [kWh/m²/a] 2.605 1.809 

BLP - Kiezbad 2010 [kWh/m²/a] 1.850 998 

Vergleichswerte nach ages 
für Hallenbäder < 500m² 
(Stichprobe: 57 Bäder) 

[kWh/m²/a] 3.097 873 

Tab. 29 Vergleichstabelle BLP  
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Abb. 39 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 

TOP 3.4



 74 

Verbauchsentwicklung Kiezbad am Stern
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Abb. 40 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 

 

Die Verbrauchs- und Kennwerte beider Bäder schwanken aufgrund unterschiedlicher 
Nutzung und Sanierungsmaßnahmen in den einzelnen Jahren zum Teil sehr stark. 

Das Bad am Brauhausberg musste in den Jahren 2006 und 2008 wegen 
Sanierungsmaßnahmen zeitweise geschlossen werden. Daraus resultiert für diese Jahre ein 
deutlich niedriger Energieverbrauch für Fernwärme und Strom.  

Sowohl für 2005 als auch für 2010 liegen die klimabereinigten Verbrauchswerte für 
Heizenergie beim Bad am Brauhausberg unterhalb des Verbrauchsmittelwerts der ages-
Sichprobe im Bereich ab 501 m² Wasseroberfläche (2.287 kWh/m²/a). Das Bad liegt jedoch 
oberhalb des Mittelwertes der 25 % geringsten Verbrauchswerte für Schwimmhallen dieser 
Größe (1.325 kWh/m²/a). 

Der Stromverbrauch des Bad am Brauhausberg liegt jeweils unterhalb des Mittelwertes von 
668 kWh/m²/a, aber oberhalb des Mittelwertes der 25 % geringsten Verbrauchswerte mit 351 
kWh/m²/a.  

 

Beim Kiezbad am Stern ist der Energieverbrauch für Wärme und Strom im Jahr 2007 
deutlich niedriger als in anderen Jahren. Der Grund liegt in umfangreichen 
Sanierungsmaßnahmen mit Betriebspause des Bades. 

Die klimabereinigten Verbrauchswerte für Heizenergie liegen auch beim Kiezbad für 2005 
und 2010 unterhalb des Verbrauchsmittelwertes für Heizenergie von vergleichbaren 
Schwimmhallen (3.097 kWh/m²/a) aber knapp oberhalb des Mittelwertes der 25 % geringsten 
Verbrauchswerte für Schwimmhallen dieser Größe (1.605 kWh/m²/a).  

Der Stromverbrauch des Kiezbades am Stern lag 2005 mit 1.809 kWh/m²/a noch weit 
oberhalb des Mittelwertes von 873 kWh/m²/a, näherte sich diesem in 2010 mit 998 kWh/m²/a 
aber deutlich an. Der Mittelwert der 25 % geringsten Stromverbrauchswerte liegt bei 402 
kWh/m²/a. 

Die Erklärung des hohen Stromverbrauchs kann in den erfahrungsgemäß sehr hohen 
Besucherzahlen des Kiezbades liegen. 
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CO2-Emissionen Bäderlandschaft
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Abb. 41 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 

 

Die Darstellung der CO2-Emissionen relativiert die starken Nutzungsschwankungen, da die 
Bäder in der Regel nicht zeitgleich geschlossen waren. Die geringeren Emissionen ab 2006 
dürften auf die umfangreichen Sanierungsmaßnahmen in beiden Bädern ab diesem 
Zeitpunkt zurückzuführen sein. 

 

 

TOP 3.4



 76 

4.4.4 Stadtentsorgung Potsdam GmbH 

 

Standorte und Flottendaten: 

Gebäude: 

• Drewitzer Str. 47 

• Handelshof 1-3 

• Neuendorfer Anger 9 

• Lerchensteig 25b 

• Saarmunder Weg 47 (Michendorf) 

• Zum Heizwerk 16-18 

Flotte: 

• 52 Entsorgungsfahrzeuge 

• 50 Reinigungs- und Winterdienstfahrzeuge 

 

STEP: Liegenschaften 
Verlauf    

Einheit 
2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Erdgas (Hi) [MWh] 1.293 1.300 769 768 781 971 
Wärme gesamt (klimabereinigt) [MWh] 1.344 1.432 890 869 834 892 
Strom  [MWh] k.A. 717 752 698 674 732 
               
Fläche für Wärmeverbrauch  [m²] 9.471 9.471 9.471 9.471 9.471 9.471 
Kennwert Wärme (klimabereinigt) [kWh/m²/a] 142 151 94 92 88 94 
Fläche für Strom [m²] 9.471 9.471 9.471 9.471 9.471 9.471 
Kennwert Strom [kWh/m²/a] - 75,7 79,4 73,7 71,2 77,3 
               
CO2 aus Erdgas [t] 261 262 153 155 159 197 
CO2 aus Strom [t] - 220 221 185 177 150 

Tab. 30 Verbrauchstabelle STEP Gebäude 
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STEP: Kennwertentwicklung 
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Abb. 42 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 

 

Bemerkenswert ist der starke Rückgang des Wärmeverbrauchs ab 2007. Nach Auskunft der 
STEP konnte die Reduzierung durch optimierte Steuerung und Regelung der 
Heizungsanlagen erreicht werden. Der Stromverbrauch ist hingegen etwa gleichbleibend. 

Die Kennwertentwicklung ist dementsprechend. 

Der Rückgang der CO2-Emissionen des Stroms ab 2008 ist den günstiger werdenden 
Emissionsfaktoren der EWP geschuldet. 

 

STEP: Fuhrpark 
Verlauf   

Einheit 
2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Diesel Liter 763.149 692.510 748.790 698.498 700.792 753.281 
Benzin Liter 14.347 11.727 10.473 6.574 7.929 8.591 
               
CO2 aus Diesel [t] 2.012 1.826 1.975 1.842 1.848 1.986 
CO2 aus Benzin [t] 33 27 24 15 18 20 

Tab. 31 Verbrauchstabelle STEP Fuhrpark 

 

Die Entwicklung des Dieselverbrauchs ist etwa gleichbleibend, Benzin wird weniger 
verbraucht. 
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STEP: BHKW Fresdorfer Heide 
Verlauf   

Einheit 
2005 2006 2007 2008 2009 2010 

aus Deponiegas erzeugter Strom [MWh] 387 6.388 6.341 5.400 4.537 3.943 

Tab. 32 Energieerzeugung aus Deponiegas STEP 

 

Mit der Verstromung von Deponiegas in der Fresdorfer Heide wird eine signifikante Menge 
an Strom erzeugt, die ins Netz der EON-Edis eingespeist wird. Zum Vergleich: In Potsdam 
wurden durch Photovoltaik in 2010 nur ca. 1.300 MWh erzeugt – durch das Deponiegas 
3.943 MWh. 
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Abb. 43 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 

 

Die Darstellung der CO2 -Emissionen verdeutlicht den hohen Anteil des Fuhrparks der STEP, 
der über 80% der Immissionen verursacht. 
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4.5 Klinikum Ernst von Bergmann gGmbH 

 

Standorte und Tochtergesellschaften 

- Klinikum am Campus Charlottenstraße mit 1049 Betten 

- Zentrum für Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik am Standort In der Aue 
mit 109 Betten 

- Poliklinik am Campus Charlottenstraße mit 40 Ärzten 

- Seniorenwohnheim in der Geschwister-Scholl-Straße mit ca. 50 Plätzen 

- Betriebskita und Ausbildungsheim am Campus Charlottenstraße 

 

Am Standort Charlottenstraße ist in den vergangenen Jahren ein starker Ausbau der 
Gebäudekapazität erfolgt. Allein zwischen 2007 und 2009 wurden zwei Bettenhäuser und die 
Betriebs-Kita neu errichtet. Die stetig steigenden Verbrauchszahlen am Standort 
Charlottenstraße sind in erster Linie diesen Zubauten geschuldet.  

Gebäudekomplex: Campus Charlottenstrasse 72 

Verlauf 
  

Einheit 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Strom  [MWh] 9.419 8.990 9.408 10.672 11.856 12.301 

Fernwäme [MWh] 12.993 11.708 12.274 13.440 14.710 17.073 

Wärme (klimabereinigt) [MWh] 13.405 12.630 13.791 14.886 15.544 15.871 
                

Nettogrundfläche 
(NGF) [m²] 77.965 77.965 85.583 94.897 94.897 97.499 
                

Kennwert Wärme 
(klimabereinigt) [kWh/m²/a] 172 162 161 157 164 163 

Kennwert Strom [kWh/m²/a] 121 115 110 112 125 126 
                

CO2 aus Fernwärme t 2.937 2.621 2.769 3.030 3.342 3.843 

CO2 aus Strom t 2.789 2.763 2.768 2.827 3.119 2.525 

Tab. 33 Verbrauchstabelle Campus Charlottenstraße 

 

Beide Kennwerte (Wärme und Strom) lassen keine eindeutigen Trends erkennen. Da 
insbesondere bei der Wärme eine Senkung durch kontinuierliche Sanierung und Neubau mit 
hohem energetischen Standard zu erwarten wäre, ist eine Ursachenklärung anzuraten. 

Eine Bewertung der klimabereinigten Kennwerte (Verbräuche Wärme und Strom je m² und 
Jahr) ist nur eingeschränkt möglich, da bei Fertigstellung des Klimaschutzberichtes die 
Gebäudekategorie des Klinikums nicht zweifelsfrei bekannt war bzw. aufgrund der Vielzahl 
von Nutzungen (Klinik, Kita, Poliklinik) nicht festgelegt werden konnte. Den Vergleich mit den 
möglichen Gebäudekategorien zeigt Tabelle 36. 
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Vergleichswerte Campus Klinikum in 2010 und EnEV 2009  

  Einheit 
Kennwert Wärme  
(klimabereinigt) 

Kennwert Strom 

Gebäudekomplex:  
Klinikum Charlottenstrasse 72 

[kWh/m²/a] 163 126 

Vergleichswerte nach EnEV 2009 
Krankenhäuser und Uni-
kliniken für Akutkranke 

[kWh/m²/a] 250 125 

Krankenhäuser mit über 1000 
Betten 

[kWh/m²/a] 200 80 

Tab. 34 Vergleichstabelle Klinikum 

 

Gebäudekomplex: In der Aue 

Verlauf 
  

Einheit 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Strom  [MWh] 366 344 353 353 359 344 

Wärme/Fernwärme [MWh] 1.188 1.023 1.038 978 961 1.113 

Wärme  
(klimabereinigt) [MWh] 1.233 1.120 1.192 1.099 1.022 1.027 
                

Nettogrundfläche (NGF) [m²] 7.139 7.139 7.139 7.139 7.139 7.139 
                

Kennwert Wärme  
(klimabereinigt) [kWh/m²/a] 173 157 167 154 143 144 

Kennwert Strom [kWh/m²/a] 51 48 49 49 50 48 
                

CO2 aus FW  t 269 229 234 220 218 251 

CO2 aus Strom t 108 106 104 93 95 71 

Tab. 35 Verbrauchstabelle In der Aue 

 

Die Verbrauchsdaten des Standortes In der Aue stellen sich insgesamt gleichbleibend dar. 
Hier sind keine nennenswerten Sanierungen oder Änderungen in der Nutzung erfolgt. 
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Gebäudekomplex: Senioreneinrichtung 

Verlauf 
  

Einheit 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Strom  [MWh] 157 134 130 118 126 138 

Wärme/Erdgas [MWh] 247 326 382 324 332 434 

Wärme  
(klimabereinigt) [MWh] 255 361 435 361 351 403 
                

Nettogrundfläche (NGF) [m²] 3.035 3.035 3.035 3.035 3.035 3.035 
                

Kennwert Wärme  
(klimabereinigt) [kWh/m²/a] 84 119 143 119 116 133 

Kennwert Strom [kWh/m²/a] 52 44 43 39 41 46 
                

CO2 aus Erdgas t 50 66 76 65 67 88 

CO2 aus Strom t 47 41 38 31 33 28 

Tab. 36 Verbrauchstabelle Senioreneinrichtung 

 

Die Kennwerte des Wärmeverbrauchs der Senioreneinrichtung sind starken Schwankungen 
unterworfen. Bauliche Veränderungen wurden im Betrachtungszeitraum nicht vorgenommen, 
so dass hier möglicherweise wechselnde Belegungszahlen eine Rolle spielen. 
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Abb. 44 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 
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Die CO2-Emissionen des gesamten Gebäudeparks des Klinikums zeigen eine steigende 
Tendenz. Ursächlich dafür sind die Zubauten am Standort Charlottenstraße. In 2010 ist ein 
zusätzlicher Anstieg der Emissionen aus Fernwärme mit dem sehr kalten Jahr begründet. 
Dagegen sinken in 2010 die Emissionen aus Stromverbrauch, da hier eine Verbesserung 
des Emissionsfaktors des EWP-Stroms durch Zukauf von Wasserkraft berücksichtigt wurde. 
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Abb. 45 Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der kommunalen Verbraucher 

 

Die witterungsbereinigte Darstellung in Abbildung 45 bezieht sich auf die Kennwerte über 
den gesamten Gebäudepark. Dies gibt ein Bild, welches Witterungsschwankungen 
ausgleicht und von Änderungen bei den CO2-Faktoren unabhängig ist. 

Die Trends sowohl bei Wärme (neutral bis leichter Rückgang) als auch bei Strom (neutral bis 
leichte Steigerung) zeigen, dass in den vergangenen 5 Jahren keine einschneidende 
Verbesserung der energetischen Situation eingetreten ist. 
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4.6 Beschaffung, IT- Nutzung und Fuhrpark der Landeshauptstadt 
Potsdam 

 

4.6.1 Beschaffung und IT 

 

Umweltfreundliche Beschaffung rückt zunehmend in den Fokus kommunaler 
Klimaschutzaktivitäten. Diverse Studien haben die Potentiale zur Treibhausgasreduzierung 
und Verbesserung weiterer umweltrelevanter Aspekte aufgezeigt und dabei insbesondere 
die auch finanziellen Vorteile für die öffentliche Hand dargestellt. Laut dem 
Beratungsunternehmen McKinsey ist durch konsequente grüne Beschaffung eine CO2-
Reduktion in der öffentlichen Verwaltung um 30% möglich und zum großen Teil auch 
langfristig wirtschaftlicher (Lebenszyklus).  

Auf der rechtlichen Ebene wurden in den letzten Jahren deutliche Verbesserungen zur 
Anwendung umweltrelevanter Kriterien bei der Beschaffung erzielt, z.B. entsprechende 
Anpassungen im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen und in der VOL/A. 

Das Umweltbundesamt sieht dennoch eine Reihe von Hemmnissen: 

• tatsächliche oder angenommene höhere Kosten der umweltfreundlichen 
Produkte, 

• eine verbreitete Unsicherheit über die rechtlichen Rahmenbedingungen sowie 

• mangelnde praktische Erfahrung bei der Gestaltung umweltfreundlicher 
Beschaffungsprozesse. 

Erschwerend kommt hinzu, dass für die Beschaffer oft der mit umweltfreundlichen Produkten 
einhergehende finanzielle Einspareffekt schwer einzuschätzen ist. Dieser liegt zum Beispiel 
in niedrigem Energieverbrauch und langer Lebensdauer der Produkte – so sind etwa 
energieeffiziente Geräte in der Anschaffung oft etwas teurer, amortisieren diese Mehrkosten 
aber durch niedrigere Betriebskosten. 

Zu den wichtigsten Nachfragebereichen zählen unter anderem die Energiebeschaffung, der 
Transport und der Verkehr sowie die Informationstechnik und andere elektronische Geräte. 

 

In der Landeshauptstadt Potsdam wurden umweltrelevante Aspekte bislang in einzelnen 
Bereichen berücksichtigt, z.B. mit dem Einkauf von Recyclingpapier und der Anschaffung 
abschaltbarer Steckdosenleisten zur Reduzierung des Stand-By-Verbrauchs von 
Elektrogeräten. 

Aus ursprünglich wirtschaftlichen Erfordernissen wurde im Bereich IT die Nutzung visueller 
Server ausgeweitet. Damit wird neben den verringerten Investitionskosten für sonst übliche 
Einzelserver auch ein geringerer Energieverbrauch erzielt. Weiterhin regelt eine für die 
gesamte Stadtverwaltung gültige Richtlinie die Beschaffung effizienter Geräte, wobei auf 
bestehende Normen nur hinsichtlich der (sehr ambitionierten) Norm 80plus für Netzteile 
zurückgegriffen wird31. 

Die geltenden rechtlichen Vorgaben zum öffentlichen Beschaffungswesen werden nach 
Angaben der Stadtverwaltung in der Landeshauptstadt Potsdam erfüllt. Eine nähere Prüfung 

                                                
31 Die 80 PLUS® Zertifizierung ist eine Norm für die Energieeffizienz von Netzteilen. Sie garantiert, dass ein Netzteil bei Lasten 
zwischen 20 und 100 % mit mindestens 80 % Energieeffizienz arbeitet. Bei herkömmlichen Geräten ohne diese Norm variiert 
dieser Wert je nach Last und Temperatur zwischen 65 und 85 %. 
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ist im Rahmen des Klimaschutzberichtes nicht erfolgt. Die Vorgaben sind jedoch bislang 
nicht umfangreich. So berücksichtigen die Vorgaben der Vergabeordnung zu 
Energieeffizienzlabeln nur Haushaltsgeräte aber keine IT-Ausstattung. Gleichwohl diese 
Vorgaben in der Stadtverwaltung berücksichtigt werden, handelt es sich um eine sehr 
begrenzte Zahl von Geräten. 

 

Eine strukturelle Einbindung umweltrelevanter Aspekte in das Beschaffungswesen erfolgt 
bislang nicht. Dafür bietet jedoch die aktuelle Umstrukturierung der Vergabestellen und die 
Aufstellung einer allgemeingültigen Vergaberichtlinie eine gute Möglichkeit. Diese sollte 
genutzt werden, um die im Leitbildszenario des Klimaschutzkonzeptes verankerte 
Maßnahme M 1-6 zum Klimaschutz bei Ausschreibungen, Investitionen und Beschaffung 
umzusetzen. 

 

Das Umweltbundesamt bietet eine Reihe von Hilfen für öffentliche Verwaltungen an: 

• Arbeitshilfe Beschaffung Ökostrom 

• Webportale für diverse Produktgruppen 

• Berechnungswerkzeug Lebenszyklus 

• Rechtsgutachten Nationale Umsetzung der neuen EU-Beschaffungs-Richtlinien  

 

4.6.2 Fuhrpark 

 

Die Stadtverwaltung der Landeshauptstadt Potsdam unterhält insgesamt 89 Fahrzeuge 
(davon über die Hälfte Nutzfahrzeuge). Diese haben im Jahr 2011 39.734 Liter Diesel und 
19.641 Liter Benzin verbraucht. Dadurch wurden insgesamt 151 Tonnen CO2 emittiert32. Der 
derzeitige Mittelwert CO2 je Kilometer und Fahrzeug der Flotte liegt bei 241 Gramm 
(Realverbrauch). Die Stadtverwaltung plant, bei Neuanschaffungen die Empfehlungen der 
EU-Genzwerte zu beachten. Diese liegen bei: 

- PKW: 130g/km Normverbrauch bzw. ca. 163g/km Realverbrauch33 

- Leichte Nutzfahrzeuge: 147g/km Normverbrauch bzw. ca. 183 g/km Realverbrauch 

Bei einer Ausrichtung der kompletten Flotte an den Grenzwerten und einem etwa hälftigen 
Anteil PKWs (Mittelwert realer Emissionen ca. 173g/km) lägen die Gesamtemissionen bei ca. 
115 Tonnen CO2. pro Jahr Dies würde einer Reduzierung um 36 Tonnen bzw. 24% 
entsprechen. 

Angesichts der durch die Verwaltungsgebäude (Wärme und Strom) verursachten 
Emissionen von ca. 2.000 Tonnen wird der geringe Emissionsanteil des Fuhrparks deutlich. 
Berücksichtigt man weiterhin die Emissionen von 10-15 Tonnen CO2 für die Produktion eines 
Neuwagens, kann aus Klimaschutzsicht durchaus empfohlen werden, anstelle eines 
Abwrackens aufgrund unwesentlich geringerer Emissionen, die vorhandenen Fahrzeuge im 
wirtschaftlich tragbaren Rahmen möglichst lange zu nutzen.34 

 

                                                
32 Die Ermittlung der Emissionen erfolgte auf Basis der realen Verbräuche, nicht des Normverbrauchs. 
33 Etwa 25% über Normverbrauch 
34 Vergleich auch: AutoBild 02.04.2009: Oldies für den Klimaschutz. http://www.autobild.de/klassik/artikel/klimaschutz-oldtimer-
oder-neuwagen--883771.html 
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5 IST-Stand Klimaschutz in Potsdam – Entwicklungen und 
Maßnahmen seit 2008 im Überblick 

 

Die Landeshauptstadt Potsdam engagiert sich bereits seit Beginn der 1990er Jahre für eine 
nachhaltige Energieversorgung. Ein bekannter Meilenstein war 1995 die Ersetzung des 
Kohleheizwerkes, mit einem modernen Gas-und-Dampf Heizkraftwerk (kurz: GuD-HKW) 
gegen den Widerstand der (damals auch landespolitisch breit getragenen) 
Braunkohlebefürworter. Für die Unterstützung einer strukturierten Klimaschutzarbeit war der 
Beitritt der Landeshauptstadt zum Klima-Bündnis der europäischen Städte mit indigenen 
Völkern der Regenwälder e.V. (kurz: Klima-Bündnis) 1995 mit entsprechenden 
Zielsetzungen wesentlich. Seitdem gab es eine Vielzahl Aktivitäten zum Klimaschutz die bis 
zum Jahr 2008 den Klimaschutzberichten 2000, 2005 und 2008 entnommen werden können. 

Für das Jahr 2008 ist als wichtiger Meilenstein die Gründung die Koordinierungsstelle 
Klimaschutz der Stadtverwaltung zu nennen. Dort sind heute zwei MitarbeiterInnen tätig. 
Gleichzeitig wurde die Projektstruktur „Klimaschutz in der Landeshauptstadt Potsdam“ 
etabliert. Diese beinhaltete regelmäßige Fachgruppentreffen mit wichtigen Akteuren der 
Stadt und die Einrichtung des durch den Oberbürgermeister geführten Klimaschutzrates. 
Dieser nimmt bis heute eine Steuerungsfunktion wahr, während die Fachgruppentreffen nach 
Vorbereitung und Begleitung des unten erläuterten Klimaschutzkonzeptes momentan 
ausgesetzt sind. 

Insbesondere die Anfangszeit der Koordinierungsstelle Klimaschutz stellte sich nicht immer 
einfach dar. Es galt das Thema Klimaschutz in den Köpfen der Akteure zu verankern, 
Netzwerke zu spinnen und Projekte zu initiieren. Im Jahr 2010 war dann die Erstellung des 
Integrierten Klimaschutzkonzeptes ein wesentlicher Meilenstein für die weitere Arbeit bis 
2020. Hier flossen die Anstrengungen der Vorjahre zusammen, die Handlungsfelder wurden 
von Experten analysiert und es wurde ein mit den Potsdamer Akteuren abgestimmter 
Maßnahmenplan erarbeitet. 

Mit dieser „Rückendeckung“ ist die Landeshauptstadt Potsdam nun in der ersten Phase der 
Umsetzung des Konzeptes. Die dortigen Empfehlungen sind Grundlage für weiterführende 
Planungen, z.B. für das Energiekonzept der EWP (siehe Kap. 4.4), und den Start erster 
konkreter Projekte, z.B. der strukturierten Öffentlichkeitsarbeit durch Vortragsreihen und der 
Vergabe des Potsdamer Klimapreises (siehe unten). 

Die wichtigsten Aktivitäten der Landeshauptstadt Potsdam von 2009 bis Frühjahr 2012 sind 
nachfolgend im Überblick dargestellt: 

 

2009 

- Klimaschutzvereinbarung mit gesellschaftlich relevanten Institutionen 

o Die Vereinbarung wurde u.a. mit dem Arbeitskreis Stadtspuren, der Industrie- 
und Handelskammer, dem Klinikum Ernst von Bergmann u.a. über 
gemeinsame Anstrengungen zum Energiesparen, dem Einsatz Erneuerbarer 
Energien und dem Engagement für einen gesellschaftlichen 
Bewusstseinswandel geschlossen. 

- Projekt „Wohnen lernen“ (gemeinsam mit der ProPotsdam und der heutigen Agentur 
für Arbeit) 

o Im Projekt wurden Langzeitarbeitslose zu „Haushalts- und Energieberatern" 
qualifiziert, um danach sozial schwachen Haushalten in Potsdam ein Umwelt - 
und Energiebewusstsein nachhaltig in Form einer kostenlosen 
Energieberatung zu vermitteln. 
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2010 

- Elektrofahrradtest in der Stadtverwaltung (in Kooperation mit der RADHaus GmbH) 

o Über die Sommermonate testeten viele Mitarbeiter der Stadtverwaltung 
mehrere Elektrofahrradmodelle und teilten ihre Erfahrungen auf den 
Internetseiten der Stadt mit 

- Multivisionsprojekt „Klima&Energie“ mit Schulklassen im Kino Thalia 

o Das u.a. von der UN ausgezeichnete Medienprojekt wurde mit Klassen aus 
drei Potsdamer Schulen durchgeführt 

- Teilnahme am Wettbewerb Bundeshauptstadt Klimaschutz der Deutschen 
Bundesstiftung Umwelt 

o Der Wettbewerb mit 73 teilnehmenden Kommunen konnte zwar nicht 
gewonnen werden, er diente Potsdam jedoch zur Standortbestimmung und 
zur Analyse der Handlungsmöglichkeiten. 

- Klimaschutzkonzept der Landeshauptstadt Potsdam  

o Dies stellte die Hauptaufgabe des Jahres 2010 dar. Mit einem Konsortium 
verschiedener Planungsbüros und Forschungseinrichtungen wurden alle 
relevanten Bereiche für Potsdam untersucht und ein Katalog mit 99 
Maßnahmen entwickelt. Näheres zum Klimaschutzkonzept siehe am Ende 
dieses Kapitels. 

2011 

- Durchführung der Partnerstädte-Klimaschutzkonferenz 

o An der dreitägigen Konferenz mit breitem Programm wirkten über 50 
Teilnehmer aus ganz Europa mit. 

- Vortragsreihe zum Klimaschutz in der Urania 

o In 2011 wurde die gemeinsame Vortragsreihe „Klimadialog“ begonnen, die in 
2012 fortgeführt wurde und auch 2013 weitergehen wird. 

- Begleitung von Projekten der regionalen Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming 

o Als unabhängige Stadt im Planungsgebiet beteiligte sich die 
Landeshauptstadt Potsdam am MORO-Projekt zur Klimaanpassung und dem 
Regionalen Energiekonzept  

- Beteiligung am EU-Programm von Potsdams Partnerstadt Bonn „Local government 
meets the millenium development goals” 

o Hier fand u.a. ein Austausch mit den Städten Bonn, Oxford, Villach und 
Nagykanisza statt. 

- Energienachbarschaften 

o Freunde, Arbeitskollegen, Vereinsmitglieder oder Nachbarn haben sich zu 
EnergieNachbarschaften zusammengeschlossen und wetteten, dass sie es 
schaffen, mindestens 9% Energie im Vergleich zum Vorjahr einzusparen. 
Zusammen mit weiteren deutschen Kommunen steht Potsdam mit anderen 
europäischen Ländern im Wettbewerb um die größte Energieeinsparung. 
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2012 

- Begleitung der Studie „Aktivierung der Klimaschutzfunktion von Niedermoorflächen in 
der LHP“ 

o Die im Klimaschutzkonzept ermittelten hohen Potentiale zur 
Treibhausgaspufferung von ehemaligen Moorstandorten in Potsdam werden 
näher untersucht und es werden Umsetzungsmöglichkeiten entwickelt, die 
sowohl die wirtschaftliche Zukunft der Landwirte, welche diese Flächen 
bewirtschaften, sichern sollen, als auch die Klimafunktion der Flächen 
reaktivieren sollen 

- Vergabe des Potsdamer Klimapreises 

o In den zwei Kategorien „Bürger“ und „Schulen“ bewarben sich 15 Projekte. In 
beiden Kategorien wurden jeweils drei Projekte mit dem Preis, dem „Kleinen 
König Zukunft“ ausgezeichnet und erhielten je 1.000 Euro Preisgeld. Die 
erfolgreichen Projekte sind: 

� UniSolar Potsdam.e.V, mit dem Projekt Photovoltaik-Anlage "Energie 
Sans Souci"  

� Baugemeinschaft Behlertstrasse GbR mit dem Projekt "Passiv-
Stadthäuser"  

� Ökologiekreis des Kirchenkreises Potsdam mit dem Projekt 
"Ökocentfonds"  

� Ev. Grundschule Potsdam mit dem Projekt "Wasser ist (Über)Leben"  

� Käthe-Kollwitz-Oberschule mit dem Projekt "Lehmklassenzimmer"  

� Gesamtschule Peter Josef Lenné mit dem Projekt "Lennergy"  

 

Bei Fragen zu den einzelnen Projekten steht die Koordinierungsstelle Klimaschutz als 
Ansprechpartner zur Verfügung. 

Die in weiteren Bereichen der Stadtverwaltung und kommunalen Unternehmen 
durchgeführten Maßnahmen wurden zum Teil in den jeweiligen Kapiteln erläutert. 

 

Integriertes Klimaschutzkonzept Potsdam 

Die zentrale Maßnahme der letzten Jahre war die Erstellung des Integrierten 
Klimaschutzkonzeptes 2010, das von einem Konsortium aus 10 Dienstleistern erstellt wurde. 
Es beinhaltet die Analyse aller klimarelevanten Bereiche der Landeshauptstadt Potsdam und 
einen daraus resultierenden Katalog mit 99 Maßnahmen. Das Konzept beinhaltet weiterhin 
ein Solardach- sowie ein Wärmekataster.  

Die größte Klimawirkung verspricht ein neues Energiekonzept für die Jahre 2010 bis 2030. 
Es sieht unter anderem vor, das Fernwärmenetz zu erweitern und zu verdichten und bei der 
Strom- und Fernwärmeversorgung auch Biomethan einzusetzen. Dass Potsdam mit seinen 
Stadtwerken das Fernwärmenetz und die zentralen Heizkraftwerke selbst besitzt, erleichtert 
die Umsetzung erheblich. Die diesbezüglichen Planungen der Energie und Wasser Potsdam 
GmbH sind in Kap. 4.4.1 näher erläutert. 

Mit der energetischen und thermischen Sanierung der öffentlichen Gebäude forciert die 
Stadt ihre Einsparbemühungen. 

• Die „Solardachpotenzialanalyse“ liefert Erkenntnisse, wie viele Solardächer zum 
Gesamteinsparziel in Sachen CO2-Emissionen beitragen können. Auch unter 
Berücksichtigung des Denkmalschutzes – in Potsdam eine besondere 
Herausforderung – sind hier erhebliche Möglichkeiten vorhanden. Auf der „Solardach-
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Webseite“ (siehe Linkliste) können die Bürgerinnen und Bürger Potsdams individuell 
ermitteln, welches Solarpotenzial in ihrem Dach steckt. Ein Wirtschaftlichkeitsrechner, 
der regelmäßig angepasst wird, hilft dabei, die nötigen Investitionskosten 
abzuschätzen. Seit der Freischaltung der Solardachwebseite am 16.11.2010 hatte 
die Seite 11609 Zugriffe (Stand 01/2013). 

Im Hinblick auf Stadtplanung und Stadtentwicklung beinhaltet die Strategie unter anderem 
die Weiterentwicklung der kompakten Stadt, die Förderung des Umweltverbund im Verkehr 
und den Ausbau von CO2-bindenden und klimaregulierenden Strukturen. 

Zu den wirksamsten Maßnahmen im Handlungsfeld „Verkehr“ dürften die weitere 
Umsetzung des Radverkehrskonzepts, der beschleunigte Wandel der Fahrzeugflotte der 
Landeshauptstadt Potsdam und neue Mobilitätsangebote zählen, mit denen bis zum Jahr 
2020 10% des privaten PKW-Verkehrs auf den ÖPNV und den Radverkehr verlagert werden 
sollen. 

Nur schwer beziffern lässt sich, was gezielte Öffentlichkeitsarbeit zu Klimaschutz und 
Klimaanpassung beizutragen vermag – sind doch die Wirkungen eher indirekt. Im 
Handlungsfeld Öffentlichkeitsarbeit ist beschrieben, wie verschiedene Verbrauchergruppen 
angesprochen und zu bewussterem Umgang, beispielweise mit Energie, motiviert werden 
können. So soll langfristig die Unterstützung des Themas in der Bürgerschaft gesichert und 
zugleich das Image als „Klimaschutz-Stadt“ gefestigt werden. 

In elf Stadtteilkonferenzen brachten die Potsdamerinnen und Potsdamer ihre Vorstellungen 
zu den Maßnahmen ein. Von der Stadtverordnetenversammlung schließlich am 4. Mai 2011 
als Orientierungsrahmen angenommen, soll das Integrierte Klimaschutzkonzept nun Schritt 
für Schritt umgesetzt werden. 

 

Weitere Akteure 

In Potsdam gibt es eine Reihe von Institutionen und Organisationen, die sich der 
Weiterentwicklung einer nachhaltigen Energieversorgung widmen. Die wichtigsten sind: 

• Die Neue Energie Genossenschaft betreibt mehrere große 
Photovoltaikanlagen auf öffentlichen Dächern und finanziert sich durch 
Beteiligungen von Potsdamer Bürgerinnen und Bürgern 

• Der Potsdamer Solarverein unterstützt Erneuerbare Energien Projekte durch 
Öffentlichkeitsarbeit und Organisationsunterstützung. 

• Das Potsdamer Energieforum ist ein Verein, der sich aus Wirtschaft, 
Wissenschaft und Bürgerschaft zusammensetzt und Aufgaben der 
Öffentlichkeitsarbeit und fachkundiger Stellungnahmen wahrnimmt. 

• Die Energieberatung der Verbraucherzentrale Brandenburg für Haushalte 
und Hauseigentümer 

• Das Klima-Bündnis Potsdam organisiert als Zusammenschluss verschiedener 
Organisationen Informationsveranstaltungen und Öffentlichkeitsarbeit. 

• Uni-Solar ist eine studentische Initiative, die unter Anderem eine 
Photovoltaikanlage auf dem Campus Golm in Eigenregie realisiert hat. 
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Stadtwerke Potsdam GmbH  http://www.swp-potsdam.de/swp/de/stadtwerke-potsdam/home.php 

Potsdamer Solardachwebseite http://potsdam.publicsolar.de/ 

Koordinierungsstelle Klimaschutz http://www.potsdam.de/cms/ziel/933932/DE/ 

Umweltbundesamt http://www.uba.de/ 

Potsdamer Solarverein http://www.potsdamer-solarverein.de/ 
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Verbraucherzentrale 
Energieberatung http://www.vzb.de/Energie-Bauen-Wohnen 
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Anhang 
 

Verwendete Treibhausgas-Emissionsfaktoren 

Energieträger Einheit Faktor Quelle 
Erdgas H g/kWh 244             KEA nach IWU 
Strommix BRD   633             KEA nach IWU 
                    
Heizöl g/kWh 319             UBA nach Zuteilungsgesetz 2007 
Braunkohle g/kWh 432             UBA nach Zuteilungsgesetz 2007 
CO2 Diesel Kg/Liter 2,637             UBA nach Zuteilungsgesetz 2007 
CO2 Benzin Kg/Liter 2,333             UBA nach Zuteilungsgesetz 2007 
                    
      2005 2006 2007 2008 2009 2010   
Strom-Erzeugung g/kWh   272,12 277,79 267,27 270,87 271,90 259,00 EWP 
Strom-Handel g/kWh   296,10 307,40 294,20 264,90 263,10 205,28 EWP 
Erdgas g/kWh   201,60 201,60 199,50 201,60 203,00 203,24 EWP 
Fernwärme g/kWh   226,01 223,82 225,58 225,42 227,21 225,10 EWP 
                    
      1998 2003 2008         
MIV g CO2-Äqu./KfZ-km   247,2 229,2 211,2       DifU/eigene Berechnung 
ÖPNV g CO2-Äqu./Pers.-km   108,6 94,6 83,6       DifU/eigene Berechnung 
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Vorwort

Liebe Potsdamerinnen und Potsdamer,

beim UN-Klimagipfel vor einigen Wochen in New York rang die Weltgemeinschaft wieder um verbindliche 
Zusagen zum Klimaschutz. Angesichts der politischen Krisen im Nahen Osten, in der Ukraine sowie der 
kaum fassbaren Ebola-Epidemie in Westafrika fiel die mediale Aufmerksamkeit gering aus. Dabei war erst 
kurz zuvor bekanntgeworden, dass 2013 der weltweite Treibhausgasausstoß so stark gestiegen ist wie seit 
30 Jahren nicht mehr. Gleichzeitig wird die Bedrohlichkeit eines unkontrollierten Klimawandels immer realer. 
Der grönländische Eisschild nimmt mit zunehmender Geschwindigkeit ab und der deutlich messbare Anstieg 
des Meeresspiegels wird im Laufe dieses Jahrhunderts weiter zunehmen. In einigen Gebieten der Erde 
breiten sich Wüsten aus, zerstören Lebensräume und machen Menschen zu Klimaflüchtlingen.  Auch bei 
uns in Deutschland nehmen Extremwetterereignisse zu und können Menschenleben fordern – etwa diesen 
Sommer durch Unwetter und Starkregen im westfälischen Münsterland.
Um all dem entgegenzuwirken haben sich die EU und Deutschland ambitionierte Klimaschutzziele gesetzt. 
Die Landeshauptstadt Potsdam orientiert  sich mit ihren Zielen und der Mitgliedschaft im Klima-Bündnis der 
europäischen Städte daran. Häufig wird vorgebracht, es nütze  wenig, wenn wir Klimaschutz betreiben, aber 
große Emittenten von Treibhausgasen, wie die USA oder China, weitermachen wie bisher. Nun, dieses Jahr 
hat es ernsthafte Ankündigungen beider Staaten gegeben, ihren CO2-Ausstoß künftig begrenzen zu wollen. 
Ohne Vorreiter wie die EU wäre das nicht denkbar gewesen, zudem ist der derzeitige chinesische Solar-
boom nicht unerheblich auf die Erfolge deutscher Solarpioniere und die EEG-Förderung zurückzuführen. 
Klimaschutz ist daher generell der Mühe wert.
Und Potsdam? Der vorliegende Klimaschutzbericht  zeigt, dass die Pro-Kopf-Emissionen weiterhin  abneh-
men. Die kontinuierliche Orientierung am Klimaschutzkonzept  lässt  jährliche Minderungen und damit die 
Erreichung unserer Ziele bis 2020 erwarten. Die Gründe dafür bieten Maßnahmen in den Bereichen Gebäu-
desanierung und –neubau sowie  eine Effizienzsteigerung in der Energieerzeugung der Energie und Wasser 
Potsdam GmbH (EWP). Die lobenswerten Anstrengungen jedes Einzelnen zum Energiesparen, die vielen 
Aktionen zur Bewusstmachung von Ursachen und Problemen des Klimawandels sowie die kontinuierliche 
Information, wie Energie gespart und nachhaltige Technologien genutzt werden können, ergänzen all das,  
sind aber in Zahlen schwierig auszudrücken. 
Wo Licht ist, ist auch Schatten. Diesen Schatten wirft die geringe Nutzung von Erneuerbaren Energien 
in der Landeshauptstadt. Die Ursachen liegen in der gewachsenen und bereits treibhausgasmindernden 
Energieinfrastruktur unserer Stadt sowie der herausragenden Bedeutung vieler Gebäude und Stadtareale 
für den Denkmalschutz. Um unsere mittel- und langfristigen Ziele zu erreichen, müssen wir aber  Lösungen 
finden, nicht-fossile Energiesysteme in die Stadt  zu integrieren. Dies ist eine Herausforderung, an der wir 
konzeptionell arbeiten müssen.
Ich möchte mich bei allen Bürgerinnen und Bürgern Potsdams für ihre Beiträge zum Klimaschutz bedanken 
und Sie dazu auffordern, unsere Zukunft weiter mitzugestalten. In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine 
anregende Lektüre des Klimaschutzberichtes.

Jann Jakobs
Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam, Potsdam, 30.11.2014
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1   Einleitung

1 Klima-Bündnis der europäischen Städte mit indigenen Völkern der Regenwälder / Alianza del Clima e.V.

Bereits seit vielen Jahren stellt sich die Landeshauptstadt Potsdam den Herausforde-
rungen einer kommunalen nachhaltigen Energieversorgung und des globalen Klima-
schutzes. Mit der Mitgliedschaft im Klimabündnis1 hat sich die LHP u.a. zur Erreichung 
von Klimaschutzzielen verpflichtet. Das Bündnis empfiehlt in diesem Zusammenhang, 
alle zwei Jahre einen Klimaschutzbericht zu erstellen. Dieser dokumentiert die Ent-
wicklungen und die Zielerreichung, stellt Projekte vor und bewertet die Umsetzung 
von Maßnahmen.

Zusätzlich wird in jedem Klimaschutzbericht ein Schwerpunktbereich definiert, dieses 
Mal die genossenschaftliche und kommunale Wohnungswirtschaft.

Der vorliegende Bericht umfasst folgende Bereiche:

 Teil A
 » Die gesamtstädtische Energie- und CO2-Bilanz wird erstmals vollständig mit  

   dem vom Klimabündnis empfohlenen Tool ECORegion erstellt.
 » Die Ergebnisse der Energie- und CO2-Bilanzen seit 2003 werden analysiert  

   und Empfehlungen für die Zukunft abgeleitet.
 » Die Maßnahmen der LHP zum Klimaschutz werden erläutert. 

 Teil B
 » Die verschiedenen Formen des Monitorings und des Energiemanagements  

   der Wohnungsunternehmen im AK Stadtspuren werden vorgestellt.
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2   Zusammenfassung

Grundlage für die Erstellung des Klimaschutzberichts sind verschiedene Beschlüsse der 
SVV zum Klimaschutz und die Mitgliedschaft der Landeshauptstadt im Klimabündnis, ver-
bunden mit Zielen zur Emissionsminderung und der Empfehlung der regelmäßigen Bericht-
erstattung. Die Koordinierung von Klimaschutzmaßnahmen, die Erfolgskontrolle und die 
Verantwortung der Berichterstattung liegt bei der Koordinierungsstelle Klimaschutz im Ge-
schäftsbereich des Oberbürgermeisters.

Mit dem vorliegenden Bericht kommt erstmals die Methode des webbasierten Bilanzierungs-
tools ECORegion vollumfänglich zur Anwendung (anstelle eines eigenen Excel-Tools). Das 
Tool ist in vielen Kommunen der Bundesrepublik verbreitet und ist eine gute Grundlage für die 
in einigen Jahren wahrscheinlich bevorstehende Einführung eines bundesweit verpflichten-
den Tools, das sich an ECORegion orientiert (siehe Kapitel Klimaschutzplaner). Weiterhin 
bietet das Tool eine sogenannte STARTBILANZ an. Diese zeigt mittels Kennzahlen aus 
den Einwohnerzahlen und der Erwerbstätigenstruktur der Kommune sowie bundesweiten 
Durchschnittswerten auf, welche Verbräuche und Emissionen in einer durchschnittlichen 
deutschen Stadt mit der Einwohner- und Erwerbsstruktur Potsdams zu erwarten sind. Damit 
besteht die Möglichkeit Datenlücken „aufzufüllen“ aber auch des Vergleichs der Potsdamer 
Werte mit diesen anzunehmenden Werten. 

Durch den Wechsel der Bilanzierungsmethode ergeben sich zwangsläufig andere Bilanz-
räume und Berechnungsverfahren, so dass die Zahlen zum CO2-Ausstoß in der LHP andere 
sind als im Klimaschutzbericht 2010. Alle Eingangsdaten wurden jedoch rückwirkend erho-
ben, so dass ab 2003 eine methodengleiche Bilanz vorliegt. Für die Auswertung der Pots-
damer Daten kommen vor allem Lebenszyklusbilanzen des Endenergieverbrauchs und der 
CO2-Emissionen zum Einsatz. Die Eingangsdaten sind zum größten Teil potsdamspezifische 
Daten, die über Energieversorger und Netzbetreiber sowie statistische Ämter, Fachämter 
und das BAFA erhoben wurden. 

Die LHP nutzt das bun-
desweit anerkannte Tool 
ECORegion zur Berech-
nung der Energie- und 
CO2- Bilanzen.

Ab 2003 liegt eine  
methodengleiche Bilanz 
vor.
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10                     2  Zusammenfassung 

Potsdams Energie-
verbrauch liegt deut-
lich unter dem nach 

ECO Region erwarte-
ten Wert, vor allen in 
den Bereichen Strom- 
und Wärmeverbrauch.

Energieverbauch
In 2012 wurden 3.143 GWh Endenergie verbraucht.

Endenergieverbrauch Gesamt
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region

Abbildung 1: Endenergieverbrauch Gesamt

Der Endenergieverbrauch in Potsdam liegt deutlich unter den bundesdurchschnittlich er-
wartbaren Werten. Dies kann vor allem auf den relativ hohen Sanierungsstand, viele Neu-
bauten mit hohem Energiestandard (aufgrund der wachsenden Stadt) und einen (für Ost-
deutschland typischen) geringen Stromverbrauch zurückgeführt werden.

Je Einwohner ergibt sich daraus ein abnehmender Trend, der vor allem auf die kontinuierli-
che energetische Verbesserung des Gebäudebestandes zurückgeführt werden kann (Rück-
gang vor allem bei Wärmeenergieträgern). Im Bereich Strom und Verkehr sind hingegen 
(bundestypisch) Stagnationen zu beobachten.
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Endenergieverbrauch je Einwohner
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region

Abbildung 2: Endenergieverbrauch je Einwohner

Die Verbräuche teilen sich wie folgt auf die Sektoren auf:

Energieverbrauch Gesamt gegliedert nach Bereichen
            
 
            

30%	  

27%	  

41%	  

2%	  

Wirtscha1	  

Haushalte	  

Verkehr	  

Kommunale	  
Gebäude	  

Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region 

Abbildung 3: Energieverbrauch Gesamt gegliedert nach Bereichen

Der überregiona-
le Verkehr hat den 
höchsten Anteil am 
Endenergieverbrauch. 
Die kommunalen Ge-
bäude machen nur ca. 
2% aus.

Je Einwohner geht der 
Endenergieverbrauch 
insgesamt zurück; in 
den Bereichen Verkehr 
und Strom stagniert er.
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Hier ist zu beachten, dass der Verkehr auch überregionale Verbräuche berücksichtigt, 
etwa durch Potsdamer erzeugten Güter- und Flugverkehr. Wirtschaft umfasst alle Bereiche 
(Dienstleistungen, produzierendes Gewerbe, Land- und Forstwirtschaft).
Der Anteil der Erneuerbaren Energien an der Energiebereitstellung ist nach wie vor sehr 
gering, weist jedoch in den Bereichen Erdwärme und Photovoltaik eine hohe Dynamik auf. 
Der Anteil der Erzeugung von Strom und Wärme aus Kraft-Wärme-Kopplung ist bedingt 
durch die Potsdamer Fernwärmestruktur und das HKW-Süd sehr hoch (fast ein Drittel des 
Gesamt-Endenergieverbrauchs).

Energiebereitstellung aus Erneuerbaren Energien
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region

Abbildung 4: Endenergiebereitstellung aus Erneuerbaren Energien

Bei der Erzeugung aus Solarthermie und Biomasse ist eine Stagnation zu erkennen, was be-
deutet, dass im Stadtgebiet in den letzten Jahren kaum neue Anlagen hinzugebaut wurden. 
Angesichts der zudem sehr geringen absoluten Zahlen und bundesweit deutlich positiveren 
Trends, muss man hier von einer sehr schlechten Situation sprechen. Dies wird verdeutlicht 
in einem Vergleich mit der Startbilanz und anderen Städten. Die Ursachen dürften vor allem 
im hohen KWK-Anteil der Wärmeerzeugung und den in der LHP häufi g hohen Denkmalan-
forderungen liegen. Insbesondere bei Sanierung und Neubau wäre eigentlich der häufi ge 
Einbau von Solarthermie- und Biomassetechnik erwartbar2.In den meisten Gebieten der 
Stadt liegt jedoch entweder Fernwärme oder Nahwärme an, die häufi g als Ersatzmaßnahme 
für Erneuerbare-Energie genutzt wird3, oder es besteht Denkmalschutz, der die Nutzung von 
Erneuerbaren Energieträgern einschränkt.

Zum Verkehr lassen sich derzeit nur bedingt Aussagen treffen, da relevante Daten, wie etwa 
zum Modal-Split, nicht aktuell genug vorliegen. Anhand der Zulassungszahlen wird jedoch 
eine Steigerung der PKW je Einwohner deutlich.

2 Zum Einen ist dies häufi g wirtschaftlich darstellbar, zum Anderen ist dies durch die EnEV und das EEWärmeG i.d.R. vorgeschrieben.

3 KWK kann als Ersatzmaßnahme für Erneuerbare Energie eingesetzt werden. Zudem verfügt die Potsdamer Fernwärme über einen   
 sehr geringen Primärenergiefaktor, der dazu führt, dass die gesetzlichen Anforderungen an den Einsatz von Erneuerbaren Energien  
 und Energieeffi zienz mit der Fernwärme bereits erfüllt sind und auf weitere Maßnahmen (z.B. Solarthermie oder stärkere 
 Wärmedämmung) verzichtet werden kann. Ähnliches gilt für Nahwärmenetze, die (virtuell) mit Biomethan befeuert werden.

Der Anteil der Erneu-
erbaren Energien 

in der LHP ist sehr 
gering. Dies begründet 

sich zum Teil mit dem 
sehr hohen Anteil an 

Energie aus Kraft-Wär-
me-Kopplung aber 

auch Denkmal-
belangen.
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CO2-Emissionen

Für die Bilanzierung der Treibhausgasemissionen wurde eine Lebenszyklusbilanz auf Basis 
potsdamspezifi scher Daten und nationaler Emissionsfaktoren gewählt.4 Daraus ergibt sich im 
Jahr 2012 eine Gesamtemission von ca. 1.007.469 Tonnen bzw. 6,33 Tonnen je Einwohner.
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region // Abbildung 5: CO2 Emissionen Potsdam

CO2 Emissionen LCA pro Einwohner
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region // Abbildung 6: CO2 Emissionen LCA pro Einwohner

Die CO2 Emissionen 
in Potsdam pro Ein-
wohner weisen einen 
fallenden Trend auf 
und liegen ebenfalls 
unterhalb des bun-
desdurchschnittlich 
erwartbaren Wertes 
laut ECO Region.
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4 Die Verwendung nationaler Emissionsfaktoren ist methodisch nicht alternativlos, bildet jedoch einen üblichen Standard kommunaler   
 CO2-Bilnazierung ab und bietet u.a. eine Vergleichbarkeit wie z.B. vom Benchmark Kommunaler Klimaschutz empfohlen (vgl. Kapitel  
 3.4). Dies führt dazu, dass für die Emissionen aus Stromverbrauch der sogenannte Deutschlandmix als Faktor mit ca. 500g/kWh   
 angesetzt wird. Bei der Fernwärme liegt der Emissionsfaktor etwa 10% über dem von der EWP angegebenen Faktor einschließlich   
 Vorkettenemissionen. Alternative Berechnungsmethoden sind in Kapitel 3.4 erläutert. Entsprechende Ergebnisvergleiche sind im   
 CO2-Kapitel vertieft. 
 Diese methodische Darstellung ermöglicht keine vollständige Transparenz der Erfolge aus der lokalen Strom- und Fernwärmepro-
 duktion. Im Vergleich zu Emissionen aus einem bundesweiten Strom- bzw. Fernwärmeerzeugungsmix vermeiden die in Potsdam   
 eingesetzten Erzeugungstechnologien ca. 100.000 Tonnen CO2 pro Jahr (siehe vertieft im CO2-Kapitel). Dies ist im Wesentlichen auf  
 die effi ziente Erzeugung von Strom und Fernwärme der EWP über KWK zurückzuführen.
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Diese Werte sind im Vergleich der Startbilanz, wie schon beim Endenergieverbrauch, als 
niedrig zu bewerten. Im regionalen ostdeutschen Vergleich relativiert sich dies etwas5.

Vergleicht man die CO2 – Emissionen pro Einwohner in dem Zeitraum von 2005 bis 2012 ist 
ein Rückgang von etwa 8% zu verzeichnen; äquivalent sind das ca. 0,55 Tonnen je Einwoh-
ner bzw. 91.000 Tonnen absolut.

Der sinkende Trend wird auch in der Darstellung der Zielerreichung deutlich:

Stand Klimaschutzziele der LHP, Trend bis 2020

Quelle: Eigene Darstellung nach ECORegion und Klimabündnis

Abbildung 7: Stand Klimaschutzziele der LHP, Trend 2020

Die Zwischenziele zum Klimabündnis 2006 und 2011 wurden nahezu erreicht6. Bei gleich-
bleibendem Trend der Emissionsreduzierung würde das Ziel der SVV bis 2020 erreicht wer-
den. Die Erreichung des Zwischenziels Klimabündnis 2016 wäre jedoch fraglich.

Die Emissionsreduzierung von 2003 bis 2012 begründet sich im Wesentlichen mit folgenden 
Sachverhalten:

 » Reduktion des Wärmeverbrauchs durch anhaltende Gebäudesanierung sowie  
   steigenden Neubauanteil 

 » Rückgang der kohlebefeuerten Wohnungen
 » Stagnation des Stromverbrauchs bei leicht verbesserten Emissionsfaktoren des   

   Bundesstrommixes
 » Reduktion im Verkehrsbereich7

 » Reduktion durch erhöhten Einsatz von Erneuerbaren Energieträgern
 » Effizienzmaßnahmen an der zentralen Energieproduktion der EWP

5 Beispielsweise liegt der Stromverbrauch zwar deutlich unter dem Bundesdurchschnitt aber etwa im ostdeutschen Mittel.

6 Ein Ziel der Klimabündnismitglieder ist es, auf dem Weg bis 2050 alle 5 Jahre die Treibhausgasemissionen der Stadt um 10% zu   
 reduzieren. Für Potsdam ergaben bzw. ergeben sich entsprechende Ziele für 2001, 2006, 2011, 2016 usw.

7 eine eindeutige Ursachenzuschreibung ist hier nicht möglich, da die Daten zum Teil auf Bundeswerten basieren und notwendige   
 Modal-Split-Daten für Potsdam nur bis 2008 vorliegen.

Der Trend der CO2 
Emissionen bis 2020 

weist darauf hin, dass 
das SVV-Ziel in Bezug 

auf CO2 Einsparung 
wahrscheinlich er-

reicht wird.
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Mittel- und langfris-
tig steht die LHP vor 
großen Herausforde-
rungen für den Umbau 
der Energiever- 
sorgung.

Nach Analyse der Gründe für den sinkenden Trend einerseits und der Abschätzung der bis 
2020 zu erwartenden Maßnahmen (v.a. seitens der Wohnungswirtschaft und der Energie-
versorger, aber auch gesellschaftlich erwartbarer Trends) andererseits, kann grundsätzlich 
mit einem weiter sinkenden Trend gerechnet werden. Voraussetzung für die Erreichung der 
Klimaschutzziele ist dabei die konsequentere Fortführung der energetischen Gebäudemo-
dernisierung, die Sicherstellung sinkender Verkehrsemissionen, weitere Maßnahmen im Be-
reich der Effizienz der Energieerzeugung und der weitere Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien. 

Um den Zielen nach 2020 gerecht zu werden, sollte die Stadt bereits heute mehr Einfluss auf 
die energetische Gebäudequalität nehmen – Passivhäuser sollten im Neubau der Normalfall 
werden, da diese auch in 36 Jahren noch den Bestand bilden werden8. Weiterhin erscheint 
es geboten, über die Effekte der Fernwärmeversorgung auf den Ausbau Erneuerbarer Ener-
gien und den Beitrag zu den Treibhausgasemissionen zu diskutieren9. 

Es fehlt zudem eine langfristige Perspektive für den Klimaschutz in der LHP. Um 2050 den 
Ansprüchen von Klimaneutralität gerecht zu werden und das Ziel von 2,5 Tonnen CO2 pro 
Einwohner zu erreichen, sind grundlegende Änderungen im Energiesystem notwendig. We-
sentliche Impulse zur Erreichung der Klimaneutralität werden sich aus gesamtgesellschaftli-
chen Änderungen ergeben. So würde etwa ein Paradigmenwechsel hin zur Elektromobilität 
(auf Basis Erneuerbaren Stroms) deutliche Effekte auf den CO2-Ausstoß mit sich bringen. 
Es muss weiter davon ausgegangen werden, dass ein städtischer Raum wie Potsdam im 
Vergleich zum ländlichen Raum eher eine Energiesenke als – Quelle sein wird. Es müssen 
jedoch die Voraussetzungen für energetische Stadt-Umlandbeziehungen geschaffen wer-
den und es muss sichergestellt werden, dass der Hauptteil des Energiebedarfs aus regene-
rativen Quellen gedeckt wird.

8 Auf städtischen Grundstücken, in Entwicklungsgebieten und über Bauleitpläne gibt es über das BauGB Möglichkeiten Passiv- oder   
 Niedrigenergiehausstandards zu unterstützen. Bundesweit gibt es zahlreiche Beispiele, dass diese Bauwesen nicht wesentlich teurer  
 sein müssen, als nach gesetzlichem Standard. Mittelfristig macht sich die Mehrinvestition für Eigentümer und Mieter i.d.R. bezahlt.   
 Bei der richtigen Materialwahl verbessern sich zudem die ökologischen Lebenszykluskosten der Gebäude.

9 Zu den Fragen gehören: Wie entwickelt sich der Primärenergiefaktor in Zukunft bzw. wie ändert er sich bei anderen  
 Berechnungsvorgaben? Wie wirkt sich der heute geringe Primärenergiefaktor der Fernwärme auf die energetische Gebäudequalität  
 und den Einsatz erneuerbarer Energien und somit auch die späteren Betriebskosten aus? Wie kann das System der Potsdamer   
 Strom- und Wärmeerzeugung regional eingebunden werden?
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Bisherige Maßnahmen und Ausblick
Die Einrichtung der Koordinierungsstelle Klimaschutz und die Erstellung des Integrierten Kli-
maschutzkonzeptes der LHP haben tragfähige Strukturen geschaffen, welche die Erreichung 
der Klimaschutzziele unterstützen. Die LHP wirkt als Motivator, Vernetzer und Projektent-
wickler. Hervorzuheben sind die Organisation des Potsdamer Klimapreises, die Veranstal-
tungsreihe „Klimadialog“, die Organisation der Netzwerkplattform Klimapartner-Potsdam, 
die Pflege von Internetangeboten wie der Solardachbörse und die Initiierung von Projekten 
etwa über die Niedermoorstudie oder das Klimaschutz-Bonus-Malus-System in kommuna-
len Unternehmen. Diese Aktivitäten sollten fortgesetzt werden, um die Erreichung der Klima-
schutzziele weiter zu unterstützen. In Hinblick auf eine verstärkte Nutzung der Erneuerbaren 
Energien sollte die Öffentlichkeitsarbeit in diesem Bereich ausgebaut werden. Um messba-
re Klimaschutzerfolge über 2020 hinaus sicherzustellen, sollten zudem strukturelle Ansät-
ze wie das Bonus-Malus-System oder Projektansätze zur Transformation des Potsdamer 
Strom- und Fernwärmesystems (weiter) unterstützt werden, ggf. über die Fortschreibung 
des Klimaschutzkonzeptes. Zur Erreichung der langfristigen Ziele erscheint die Erarbeitung 
einer Strategie zur Klimaneutralität notwendig.

Klimaschutz als übergreifende Aufgabe spielt letztlich in allen Verwaltungsbereichen eine 
Rolle. Hervorzuheben sind der Kommunale Immobilienservice (KIS) und die mit der Stadtpla-
nung befassten Bereiche. Der KIS kann auf zahlreiche Sanierungserfolge und das Energie-
sparprogramm für Schulen zurückblicken (siehe auch Klimaschutzbericht 2010). Beispiels-
weise wurden bis 2014 ca. 85% der Schulgebäude und 64% der Sporthallen energetisch 
saniert oder teilsaniert. Es besteht aktuell ein hoher Investitionsdruck für Schulneubauten 
und Sanierungen. Die gesetzlichen Anforderungen zur Energieeffizienz sind zwar mittlerwei-
le hoch, es gibt darüber hinaus aber  weiteres Potential für Maßnahmen mit zusätzlichem 
Treibhausminderungspotential. Es ist daher zu prüfen, inwieweit solche Maßnahmen unter 
Beachtung des  Beschlusses 14/SVV/0063 der Stadtverordnetenversammlung zukünftig re-
alisiert werden könnten.
 
Wichtigster Akteur im kommunalen Einflussbereich ist die EWP. Wichtige Maßnahmen der 
letzten Jahre waren: 

 » Einsatz dezentraler BHKWs (teils Biomethanbetrieben) in Nahwärmenetzen
 » Effizienzsteigerung am HKW Süd
 » Errichtung eines Tagesspeichers zur Optimierung des HKW-Süd  

   (derzeit im Bau befindlich)
 » Beteiligung an zwei Windparks
 » Auflage eines Klimaschutzfonds aus dem u.a. Photovoltaikprojekte realisiert   

   wurden
 » Einrichtung einer Klimaschutzagentur, die Bauherren, Unternehmen und  

   Privatpersonen zum Energiesparen und dem Einsatz Erneuerbarer Energien berät
 » Zunehmender Stromzukauf aus Wasserkraft und Verzicht auf Stromzukauf aus   

   Atomkraft
 » Einsatz eines Klärgas-BHKWs in der Kläranlage in Nedlitz

Maßnahmen werden 
bereits auf allen Ebe-
nen umgesetzt. Um 

die kurzfristigen Ziele 
zu erreichen besteht 

an einigen Stellen 
Handlungsbedarf.
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Um die Erreichung der 
mittel- und langfristi-
gen Klimaschutzziele 
sicherzustellen bedarf 
es einer abgestimm-
ten Strategie und der 
Fokussierung auf die 
Themen Erneuerbare 
Energien, Energieef-
fizienz, Verkehr und 
Stadt-Umland-Bezie-
hungen.

Auch die anderen kommunalen Unternehmen haben eine Reihe von Maßnahmen    
realisiert. Zu nennen sind u.a.

 » energetische Sanierung und Neubau der ProPotsdam teilweise über  
   gesetzlichem Standard

 » Umstellung des Hausstroms auf Ökostrom und Initiierung von  
   Energiesparprojekten mit den Mietern bei der ProPotsdam

 » Optimierung der Betriebsgebäude der STEP
 » Emissionsreduzierung durch Sanierung der Schwimmbäder am Stern und  

   Brauhausberg
 » weitere Erhöhung der Fahrgastzahlen beim ViP und Maßnahmen zum Vorrang  

   des ÖPNV

Empfehlungen
Um die Ziele bis 2020 zu erreichen, sollten die begonnenen Strukturen und Projekte fort-
geführt werden. Dies gilt insbesondere für die Gebäudesanierung und die Optimierung 
des Energieversorgungssystems der EWP. Mit Blick auf die Zeit nach 2020 und die lang-
fristigen Klimaschutzziele sollten folgende Bereiche bereits heute unterstützt werden. 

 » Verstärkte Anstrengungen zum Einsatz Erneuerbarer Energien 

Dazu gehört in erster Linie eine weitere Klärung der Ursachen der bisher sehr geringen 
Zahlen in Potsdam (siehe auch 2.). Das Thema sollte zudem stärker als bisher in die  
Öffentlichkeit getragen werden, um den Informationsstand von Bauherren zu verbessern 
und die Akzeptanz zu steigern. Bereits heute sollten Möglichkeiten der Decarbonisierung 
von Nah- und Fernwärme untersucht und genutzt werden. 
 
Eine langfristige Strategie sollte Möglichkeiten der lokalen und regionalen Einbindung von 
Erneuerbaren Energien aufzeigen (siehe 3.).

 » Klärung der Auswirkungen geringer Primärenergiefaktoren von Nah- und  
   Fernwärme auf die energetische Gebäudequalität 
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In Potsdam gibt es ein großes Fernwärmenetz und verschiedene Nahwärmenetze (teils 
über Biomethan versorgt). Bei der Entwicklung neuer Baugebiete bietet sich häufig eine 
entsprechende Versorgungslösung an. Hier müssen sowohl die Fragen geklärt werden, 
die sich aus Klimaschutzsicht stellen10, als auch Fragen langfristiger Wirtschaftlichkeit und 
Effizienz11. In Kooperation mit Bund oder Land sollte diesen Fragen im Rahmen von Stu-
dien und Masterarbeiten nachgegangen werden. In diesem Zusammenhang sollten auch 
die Möglichkeiten der Einflussnahme der Stadtplanung untersucht und aufgezeigt werden12. 

 » Die Erarbeitung einer langfristigen Strategie, um die Klimaschutz-Ziele zu  
   erreichen (z.B. Masterplan 100% Klimaschutz im Rahmen der  
   Klimaschutzinitiative des BMUB)

Ein solcher Masterplan zeigt mögliche gesellschaftliche Entwicklungen auf, die mittel- und 
langfristig Einfluss auf die Energieversorgung in der LHP nehmen. Daran angepasst werden 
lokalspezifische organisatorische und technische Maßnahmen entwickelt, die einen Weg hin 
zur Klimaneutralität unterstützen. Für Potsdam relevant dürften hier verstärkte Stadt-Um-
land-Beziehung und die schrittweise Decarbonisierung der Strom- und Wärmeerzeugung 
sein.

 » Die Aktualisierung der Verkehrsdaten und Maßnahmen zur weiteren Stärkung   
   des Umweltverbundes 

Zum Modal-Split der LHP und entsprechenden Wegedaten sollten aktuelle Daten    
erhoben werden. Die Aktivitäten zur Umsetzung der Radverkehrsstrategie sollten    
weitergeführt werden. Herausforderungen zur Steigerung des ÖPNV-Anteils  
müssen angenommen werden13. 
Zusammengefasste Ergebnisse der Interviews mit den Wohnungsunternehmen

Befragt wurden die 7 Mitgliedsunternehmen im AK Stadtspuren14. Alle befragten Wohnungs-
unternehmen haben in den vergangenen Jahren viele ihrer Gebäude energetisch saniert. 
Dies spiegelt sich auch in den kontinuierlich sinkenden Wärmeverbrauchszahlen wieder. 
Die Sanierungsergebnisse sind sehr unterschiedlich. Während in Typenbauten zum Teil sehr 

10 Siehe Fußnote 7. Kernfrage wäre, wie sich nah- und fernwärmeversorgte Gebäude bei sich verschlechternden Primärenergiefaktoren  
 aus Klimaschutzsicht mittelfristig im Vergleich zu einem dezentral versorgten Referenzgebäude verhalten werden.

11 Nach heutiger Berechnungsmethode und Annahmen entspricht ein nah- oder fernwärmeversorgtes Gebäude den gesetzlichen   
 Anforderungen an einen geringen Primärenergieverbrauch bzw. der entsprechenden Treibhausgasemissionen. Der Endenergiever  
 brauch des Endkunden an Wärme ist jedoch ggf. sehr hoch und entsprechend teuer, da die Gebäude z.B. weniger gedämmt werden  
 müssen, als ein dezentral versorgtes Referenzgebäude. Bei steigenden Energiepreisen vergrößert sich diese Kluft. 

12 Das Baugesetzbuch eröffnet z.B. Möglichkeiten, wie in den nah- und fernwärmeversorgten Gebieten trotz geringer  
 Primärenergiefaktoren hohe Gebäudestandards erreicht werden können.

13 Laut Pressestelle des ViP ist die Kapazitätsgrenze insbesondere in der Innenstadt (für viele Verbindungen das „Nadelöhr“) nahezu   
 erreicht. Da die Stadt (bei gleichzeitigem Anspruch der Erhöhung des ÖPNV-Anteils) weiter wächst, müssen Lösungen entwickelt   
 werden, wie weitere Kapazitäten erschlossen und attraktiv gestaltet werden können.
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14 Mit Ausnahme des Studentenwerks Potsdam wegen dessen Sonderstellung.

hohe Einsparungen realisiert werden können, ist dies in denkmalgeschützten Bereichen 
nicht immer möglich. Aber auch in diesen Gebäuden haben alle betroffenen Unternehmen 
die wesentlichen Möglichkeiten (z.B. Dämmung der Kellerdecken, der Dachböden, der Netz- 
infrastruktur) realisiert.

Die Erfolge der Sanierungen, aber auch Schwachstellen im Energieverbrauch können durch 
Verbrauchsmonitoring festgestellt werden. Die überwiegende Zahl der befragten Unterneh-
men nutzt für das Monitoring das Betriebskostenbenchmark der Wohncom GmbH. Es kom-
men aber auch eigene Monitoringsysteme zum Einsatz. Dadurch werden bei fast allen Un-
ternehmen Unstimmigkeiten aufgedeckt, z.B. hohe Verbrauchszunahmen in einer Wohnung. 
Es wird dann nach den Ursachen gesucht, die im technischen Bereich oder im Verhalten 
der Nutzer liegen können. Technische Probleme werden entsprechend behoben und Nutzer 
über die Verbräuche und Optimierungspotentiale aufgeklärt. 

Im Zuge der Befragungen wurde deutlich, dass alle Unternehmen im Rahmen ihrer Kapazi-
täten und wirtschaftlichen Möglichkeiten in Hinblick auf die energetische Gebäudesanierung 
und das Energiemonitoring sehr gut aufgestellt sind.

2009 haben die Landeshauptstadt Potsdam und der AK Stadtspuren eine Klimaschutzver-
einbarung getroffenen. Die dort formulierten Ziele sind bislang von beiden Seiten teilweise 
erreicht. Als positiv erreichte Ziele sind auf Seiten der Wohnungsunternehmen zu nennen: 
Vielfältige Effizienzmaßnahmen (wie z.B. hydraulischer Abgleich), Passivhaus-Pilotprojekte 
im Neubau, teilweise Unterschreitung gesetzlicher Normen zur energetischen Sanierung, 
verstärkte Aufklärung der Mieter und Mitarbeit an Klimaschutzgremien. Auf Seiten der Stadt 
ist erreicht worden: die Aufstellung eines Integrierten Klimaschutzkonzeptes, die teilweise 
Reduzierung des Energieverbrauchs der städtischen Liegenschaften, die intensivierte Infor-
mation der BürgerInnen, Energiesparprojekte für Haushalte mit Transferleistungen. Weitere 
vereinbarte Ziele wurden bislang nur teilweise erreicht. Auf Seiten der Unternehmen ist der 
Einsatz Erneuerbarer Energien bislang noch gering – hier gibt es jedoch aktuelle Planun-
gen z.B. zur weitreichenden Nutzung von Solarenergie im Rahmen der Sanierung der Gar-
tenstadtDrewitz. Auf Seiten der Stadt muss festgehalten werden, dass die Angebote der 
Wohnungsunternehmen zur Analyse der Betriebskosten nicht ausreichend genutzt werden. 
Über das Benchmarking ist z.B. gut darstellbar, wie sich die Erhöhung von Grundsteuer oder 
Entsorgungsgebühren auf Mieter in Potsdam auswirken. Weiterhin gibt es nach wie vor Be-
darf nach Lösungen zu mehr Klimaschutz im Denkmalbestand und Unterstützung durch die 
Stadt, z.B. über die Förderung der energetischen Sanierung.
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____ 3.1  Wechsel der Methode

Die LHP arbeitet für die Energie- und Treibhausgasbilanzierung bereits seit 2009 mit dem 
Tool ECORegion, das seitens des Klimabündnisses empfohlen wird. Aufgrund von Inkompa-
tibilitäten des Programms in den Bereichen KWK und Erwerbstätigenzahlen kam jedoch in 
den vorangegangenen Berichten ein eigenes Excel-Tool der LHP zum Einsatz. 

Mit dem vorliegenden Bericht kommt nun erstmals die ECORegion-Methode vollumfänglich 
zur Anwendung. Seit 2013 wurde die Möglichkeit der Abbildung von Wärme und Strom aus 
KWK in hinreichender Form in das Programm implementiert.15 Zudem liegen seit 2012 die 
Ausgangsdaten der Erwerbstätigenstruktur für Potsdam vom Landesamt für Statistik in der 
benötigten Form vor – rückwirkend bis 2000.

Die Nutzung des Tools ist zudem eine gute Grundlage für die in einigen Jahren wahrschein-
lich bevorstehende Einführung eines bundesweit verpflichtenden Tools (siehe Kapitel Klima-
schutzplaner).

____ 3.2  ECO Regionen

ECORegion ist ein internetbasiertes Tool zur Bilanzierung von Energieverbräuchen und 
CO2-Emissionen. Als Grundlage dient eine Startbilanz, die mittels Kennzahlen aus den Ein-
wohnerzahlen und der Erwerbstätigenstruktur der Kommune sowie bundesweiten Durch-
schnittswerten erstellt wird. Die sich ergebende Bilanz zeigt somit auf, welche Verbräuche 
und Emissionen in einer durchschnittlichen deutschen Stadt mit der Einwohner- und Er-
werbsstruktur Potsdams zu erwarten sind.

Für eine aussagekräftige lokalspezifische Endbilanz werden ergänzend Energieverbrauchs-
daten aus den Bereichen Gebäude/Infrastruktur, Verkehr, Energieerzeugung und öffentliche 
Einrichtungen eingetragen. 

Im Ergebnis bildet das Programm im Wesentlichen vier verschiedene Endbilanzen ab:

1. Endenergiebilanz
Hier wird der gesamte Energiekonsum nach Energieträgern beim Endverbraucher, also ab 
Zapfsäule, Gashahn, Steckdose etc. erfasst. Über den Bereich der Energiebereitstellung 
(Energieverbrauch bei Herstellung, Vertrieb etc.) gibt die Endenergiebilanz keine Auskunft.
 

15   Z.B. die Energieverbrauch für Exploration und Transport von Erdgas
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2. Lebenszyklus (LCA)-Energiebilanz bzw. Primärenergiebilanz
Die Primärenergiebilanz berücksichtigt auch den für die Erzeugung und Verteilung der 
Endenergie notwendigen Energieverbrauch mit, d.h. die Bilanz umfasst auch die dem 
Energiekonsum vorgelagerten Produktionsketten16. Entsprechende Aufwendungen fallen 
lokal, national und global an. ECORegion bilanziert nur die fossilen Anteile der Energie-
aufwendungen. Zur Berechnung dieser fossilen Anteile in den Vorketten der verschiede-
nen Energieträger werden sogenannte LCA-Daten (Life Cycle Assessment) verwendet. 

3. CO2-Endenergiebilanz (nach IPCC)
Bei der CO2-Bilanzierung des Endenergiekonsums der Bereiche Wirtschaft, Haushal-
te und Verkehr basiert ECORegion 1:1 auf der Methodik und den Daten des nationa-
len Treibhausgasinventars (IPCC-Systematik17). Dabei bezieht sich die Emissionsbi-
lanzierung nur auf den Endenergieverbauch im betrachteten Gebiet und es werden nur 
reine CO2-Emissionen berücksichtigt (keine weiteren Treibhausgase bzw. sogenannte 
CO2-Äquivalente). Die Darstellung des Endenergieverbrauchs erfolgt ohne Berücksich-
tigung der Emissionen aus Strom und Fernwärme. Dies unter der Annahme, dass durch 
den direkten Konsum vor Ort keine Emissionen entstehen (im Gegensatz z.B. zur Ver-
brennung von Erdgas in einer Gastherme oder einem Brennwertkessel). Dies erscheint 
wenig praktikabel, ist jedoch notwendig, um methodische Kohärenz zu gewährleisten und 
somit eine „saubere“ Grundlage für die weiterführende CO2-LCA-Bilanzierung zu haben. 

4. CO2-LCA-Energiebilanz 
In der LCA-Methode wird auch die gesamte Vorkette der Energieproduktion bilanziert, 
welche auch die Aufwendungen (lokal wie überregional) bei der Produktion von Strom 
und Fernwärme berücksichtigt. 
Die verwendeten CO2-Emissionsfaktoren basieren auf den Berechnungen von GEMIS18  
und Ecoinvent und werden durch die zusätzlichen LCA-Faktoren (siehe LCA-Energiebi-
lanz) ergänzt.  

16 Z.B. die Energieverbrauch für Exploration und Transport von Erdgas

17 Standardmethode zur nationalen Treibhausgasbilanzierung für Kyoto-Staaten, so auch für die BRD

18 GEMIS - Globales Emissions-Modell Integrierter Systeme: Bei der Berechnung werden von der Primärenergie- bzw.  
 Rohstoffgewinnung bis zur Nutzenergie bzw. Stoffbereitstellung alle wesentlichen Schritte berücksichtigt. Hilfsenergie- und   
 Materialaufwand zur Herstellung von Energieanlagen und Transportsystemen werden ebenfalls in die Berechnung einbezogen.

TOP 3.4



22                     3  Grundlagen und Methoden der Energie- und CO2-Bilanzen  

Wie bei der CO2-Endenergiebilanz werden nur reine CO2-Emissionen berücksichtigt 
(keine weiteren Treibhausgase bzw. sogenannte CO2-Äquivalente).

Endenergieverbrauch

Endenergieverbrauch

LCA - Energiebilanz

CO2-Energiebilanz
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LCA - Faktoren

CO2-Emissionsfaktoren je 
Energieträger - Endenergie

CO2-Emissionsfaktoren je 
Energieträger - LCA-Energie

X

X

X

Quelle: ECO Region

Abbildung 8: Schema der verschiedenen Bilanzgrenzen

____ 3.3  Exkurs Klimaschutzpartner

Insbesondere seit der Einrichtung der Nationalen Klimaschutzinitiative des Bundesumwelt-
ministeriums (BMUB) haben viele Kommunen mit zielgerichteter Klimaschutzarbeit begon-
nen. Um den Beitrag der Kommunen quantifizierbar zu machen, Vergleichsmöglichkeiten zu 
schaffen und Förderinstrumente zielgerichteter einsetzen zu können, hat das BMUB eine 
Initiative zur Vereinheitlichung der Energie- und CO2-Bilanzierung auf der kommunalen Ebe-
ne gestartet – den Klimaschutzplaner.

Ein Ziel dieses Vorhabens ist die Harmonisierung und Standardisierung von Methoden 
zur Bilanzierung und Entwicklung von kommunalen Klimaschutzmaßnahmen. Ein Konsul-
tationsprozess mit relevanten Institutionen soll die gemeinsamen Grundlagen an Berech-
nungsverfahren festlegen. Darüber hinaus sollen die Bilanzierungsebenen auf kommunaler, 
Länder-, Bundes- und EU-Ebene miteinander verknüpft werden: Methodik und Datenbasis 
sollen aufeinander abgestimmt und in ein System mit verschiedenen Ebenen integriert wer-
den, so dass in Zukunft eine Verknüpfung bzw. Anrechnung von Maßnahmeneffekten auf un-
terschiedlichen Handlungsebenen (EU, Bund, Land, Kommune) und damit eine Abstimmung 
der unterschiedlichen Programme ermöglicht wird.
Die Landeshauptstadt Potsdam beteiligt sich an dem Entwicklungsverfahren im Rahmen 
einer Arbeitsgruppe des Klimabündnisses.
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Als Ergebnis des bisherigen, eineinhalbjährigen Abstimmungsprozesses zwischen kommu-
nalen und wissenschaftlichen Akteuren liegt nun eine Empfehlung zur Bilanzierungsmetho-
dik vor. Diese soll die Grundlage für ein softwarebasiertes Bilanzierungstool bilden, welches 
dann den Kommunen zur Verfügung gestellt werden kann.

Das Tool umfasst folgende Module: 

Bilanzierung: Hiermit können die Kommunen/Regionen fortschreibbare Energie- und 
CO2-Bilanzen nach einheitlichen Berechnungsverfahren erstellen. Das Tool soll ebenfalls 
die Anforderungen aufzeigen, mit denen Daten der Bundesländer als Hintergrunddaten ein-
gespeist und so die Berechnungsgrundlagen zusätzlich verfeinert werden können. Außer-
dem soll die Kompatibilität zu den derzeit weit verbreiteten Instrumenten wie insbesondere 
ECORegion gewährleistet werden.

Szenarienentwicklung: Dieses Modul umfasst die Bausteine Potentialermittlung, regionale 
Wertschöpfung und Maßnahmenmatrix. Es soll in Form eines Simulators angelegt sein, mit 
dem – aufbauend auf den tatsächlichen Potentialen in der Kommune/Region – die Wir-
kungen und Wechselwirkungen von einzelnen Maßnahmen(-paketen) visualisiert werden 
können. Es ist damit ein Instrument zur Sensibilisierung der verschiedenen Akteure für die 
notwendigen Maßnahmen zur Zielerreichung und gibt den Entscheidungsträgern konkrete 
Hilfestellung bei der Prioritätensetzung und Strategieentwicklung.

Benchmark: In diesem Modul soll das bereits bestehende „Benchmark Kommunaler Kli-
maschutz“ weiterentwickelt und v.a. für Landkreise zur Verfügung gestellt werden. Das 
Benchmark dient der Darstellung der eigenen Aktivitäten und Erfolge im Vergleich zu ande-
ren Kommunen bzw. Regionen. Die Darstellung des Erreichten in Relation zum Erreichbaren 
dient dabei der Motivation zur Ergreifung von (weiterführenden) Maßnahmen. Dabei können 
sich Kommunen konkrete Projektanregungen aus bereits erfolgreichen umgesetzten Maß-
nahmen einholen.

Zum Ende des Projektes im Frühjahr 2016 soll ein den Bedürfnissen der Kommunen ange-
passter Planungsassistent für Energie und Klimaschutz inklusive Dokumentation und Schu-
lungskonzept vorliegen.

Die Texte sind teilweise der Internetpräsenz http://www.klimabuendnis.org/klimaschutz-planer.
html?&L=1#c4872 entnommen.
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Derzeitige Beurteilung:
Dem Anspruch der Vergleichbarkeit der Kommunen untereinander wird voraussichtlich auch 
der Klimaschutzplaner nicht vollends gerecht werden. Tools wie ECORegion bieten heute 
bereits ein hohes Maß an Vereinheitlichung der Datenbasis. Hier wie dort muss damit ge-
rechnet werden, dass die Datenverfügbarkeit in den Kommunen unterschiedlich ist, was den 
Vergleich ebenfalls erschwert. Das Problem der Vergleichbarkeit beschränkt sich jedoch 
nicht auf die Datenbasis/-verfügbarkeit und die Bilanzierungsmethoden. Wesentliche Fak-
toren für die Vergleichbarkeit sind die strukturellen Besonderheiten einer Kommune: Geo-
graphie, Wirtschaft, Funktion etc. Ob der Klimaschutzplaner in dieser Hinsicht zielführende 
Kategorien bildet wird sich zeigen.
Zu verfolgen sind die Versuche der Verknüpfung der Bilanzierungen der verschiedenen 
räumlichen Ebenen. Hier setzt das Tool an den Versuchen Bayerns an, Energiekataster auf 
Landes- und Kommunalebene zu verknüpfen.

Das Szenarien- und Benchmarktool wird die Herausforderung haben, Maßnahmen hinrei-
chend quantifizieren zu können. Wie am Beispiel des Potsdamer Klimaschutzkonzepts zu 
sehen, ist dies oft nicht möglich. 

Es muss damit gerechnet werden, dass der Klimaschutzplaner zu einem Zeitpunkt für die 
Kommunen verbindlich wird, sofern sie Klimaschutz-Fördermittel des Bundes in Anspruch 
nehmen wollen. Für die LHP empfiehlt es sich daher, mit dem Tool ECORegion weiterzuar-
beiten, da der Klimaschutzplaner dazu voraussichtlich eine hohe Kompatibilität sicherstellen 
wird. Damit wären in der LHP gute Voraussetzungen für die Nutzung des Klimaschutzpla-
ners gegeben.
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Methode CO2-Basisbilanz der LHP und Eingangsdaten für die Energie  
und CO2-Bilanzen 

Es wird der unter 3.2 erläuterte Ansatz der LCA-CO2-Bilanz verfolgt um auch die Emissionen 
aus Strom- und Fernwärmeverbrauch sowie aus vorgelagerten Prozessen der Energiewirt-
schaft (Exploration der Rohstoffe, Transport etc.) abzubilden. Die Bildung der CO2-Faktoren 
erfolgt nach dem nationalen Ansatz, dessen wichtigste Eigenschaften nachfolgend erläutert 
sind:

 » Für die Emissionen aus dem Stromverbrauch der Stadt wird der sogenannte   
   Deutschlandmix verwendet, d.h. die durchschnittliche Emission aller in Deutsch-  
   land zur Stromerzeugung verwendeten Energieerzeugungsarten (Kohle, Atom,   
   KWK, Wind, PV etc.). Dies sind derzeit ca. 500 g CO2 je kWh Strom.19 

 » Für die Emissionen aus Fernwärme wird ebenfalls ein Bundesdurchschnittsmix der  
   Emissionen von aus KWK erzeugter Fernwärme verwendet. Dies sind ca. 290g   
   CO2 je kWh Fernwärme (einschließlich Vorkettenemissionen). 

Beide Werte sind methodisch nicht alternativlos, jedoch nach heutigem Stand des Wissens 
der kommunalen CO2-Bilanzierung gut vertretbar.20

Die auf diesem Ansatz berechnete CO2-Bilanz für Potsdam ist der Ausgangspunkt für die 
Ermittlung der Zielerreichung. 

Diese methodische Darstellung ermöglicht keine vollständige Transparenz der Erfolge aus 
der lokalen Strom- und Fernwärmeproduktion. Im Vergleich zu Emissionen aus einem bun-
desweiten Strom- bzw. Fernwärmeerzeugungsmix vermeiden die in Potsdam eingesetzten 
Erzeugungstechnologien ca. 100.000 Tonnen CO2 pro Jahr. Dies ist im Wesentlichen auf die 
effiziente Erzeugung von Strom und Fernwärme der EWP über KWK zurückzuführen21. Die 
Ergebnisse der letzten Jahre sind im CO2-Kapitel graphisch dargestellt.

19 Dieses Art der Bilanzierung wird auch vom Benchmark Kommunaler Klimaschutz des Umweltbundesamtes empfohlen, um eine   
 möglichst hohe Vergleichbarkeit von Kommunen untereinander zu gewährleisten.

20 So könnte im Strombereich anstelle des Deutschlandmixes zum Einen auch der physische Ansatz betrachtet werden, wonach ca.  
 2/3 des verbrauchten Stroms direkt aus dem HKW-Süd der EWP kommen und ca. 1/3 aus dem überregionalen Netz aus  
 unterschiedlichen Quellen. Die Emissionen aus dieser Kombination dürften unter den o.g. 500g/kWh liegen. Die Ermittlung wäre   
 jedoch aufwendig und die Methode keineswegs anerkannter als der Deutschlandmix. Zum Anderen kann ein Handelsansatz verfolgt  
 werden. Dies würde berücksichtigen, von welchen Stromanbietern die Potsdamer ihren Strom beziehen und welche CO2-Emissionen  
 deren Angeboten entsprechen. Die Ermittlung der Anteile der Anbieter und der jeweiligen Emissionszuordnung wäre jedoch mit   
 einem unverhältnismäßig hohen Aufwand verbunden. Auch dies wäre methodisch nicht anerkannter als der Deutschlandmix. 
 Für die Fernwärme gibt der einzige Potsdamer Anbieter, die EWP, ca. 225 g/kWh an. Dazu wären ca. 17% LCA-Ansatz für die   
 Vorkettenemissionen hinzuzurechnen, so dass der Faktor mit 263 g ca. 10% unter dem von ECORegion läge. Die genaue  
 Berechnung und der Einbezug dieses lokalen Faktors in die Berechnung ist möglich, jedoch mit relativ hohem Aufwand verbunden.   
 Angesichts der relativ geringen Abweichung wurde darauf verzichtet.

21 Bezogen auf die CO2-Vermeidung durch Einsatz der KWK-Technologie berechnet ECORegion die Werte über die Finnische   
 Methode. Dies ist eine unter verschiedenen möglichen Methoden.
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Eingangsdaten

Demographische Kennzahlen
Die Zahlen zur Einwohnerentwicklung wurden vom Bereich Statistik und Wahlen der Landes-
hauptstadt Potsdam zur Verfügung gestellt. Die Daten zur Erwerbstätigenstruktur22 kommen 
vom Amt für Statistik Berlin-Brandenburg.

Gesamtstädtische Erzeugung und Verbrauch Strom, Gas, Fernwärme
Abgefragt wurden die Daten der für Potsdam relevanten Produzenten und Netzbetreiber EWP, 
NGP, EON-Edis und HSW. Weiterhin beim BAFA (Biomasse- und Solarthermieanlagen) und 
der unteren Wasserbehörde (Erdwärmepumpen).
Von der EMB liegen lediglich Daten aus dem Jahr 2006 vor. Da es sich um vergleichsweise 
geringe Erdgasmengen in einigen Ortsteilen der Landeshauptstadt handelt, werden die übri-
gen Jahre für das EMB-Gebiet anhand 2006 abgeschätzt. Ab 2010 ging der Netzbetrieb an 
die EWP bzw. ab 2013 an die EWP Tochter NGP über; für diese Jahre wurden die Daten von 
dort geliefert. Die Verbrauchs- und Erzeugungsdaten liegen somit mindestens ab 2003 immer 
für Potsdam mit allen Ortsteilen vor.

Es werden Daten aus vorangegangenen Klimaschutzberichten übernommen (Daten der Netz-
betreiber, Verkehrsdaten, Daten zu Erneuerbaren Energien). Einige aktuell abgefragte Daten 
gleicher Zeiträume weichen jedoch von den alten Daten ab. In diesen Fällen wurden mit den 
Verantwortlichen die Ursachen gesucht und plausible Daten erarbeitet. Dies führt zu (geringfü-
gig) abweichenden Daten in diesem Bericht im Vergleich zum vorangegangenen Bericht (z.B. 
bei Strom- und Gasverbräuchen).

Erzeugung 
Eingang in die Bilanzierung fanden folgende Daten:

 » Netzeinspeisung lokale Fernwärmeproduktion aus KWK (HKW Süd und dezentral)  
   und Nicht-KWK (Heizwerke) konventionell sowie aus Biomasse (kleine Anlage in   
   Bornstedt) (EWP)

 » Netzeinspeisung lokale Stromproduktion aus KWK (HKW und dezentral)  
   konventionell, Photovoltaik, Biogas (mit Klärgas) und Pflanzenöl (NGP)

Die eingespeisten Strommengen aus Photovoltaikanlagen und BHKW Stadtgebiet werden 
von der NGP zur Verfügung gestellt. Diese beinhalten nur die Strommengen, die über den 
Eigenverbrauch der Betreiber hinaus eingespeist werden. Die PV-Mengen der Ortsteile vor 
2011 liegen nicht konkret vor, sondern werden anhand von Anlagenzahlen und angenomme-
nen Durchschnittsgrößen auf Basis der Angaben der Edis geschätzt.
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22 Die Daten liegen von 2000 bis 2012 seit 2012 in der Wirtschaftszweigklassifikation WZ 2008 vor. Diese ist kompatibel mit  
 ECORegion zur Erstellung der Startbilanz.
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Verbrauch
 » Energieverbrauch (Strom, Erdgas, Fernwärme) von Gebäuden und Infrastruktur;   

   Strom und Erdgas nach den Sektoren Haushalten, Gewerbe und RLM-Kunden   
   (NGP, EWP, HSW, EMB, Edis)

 » Wärmeverbrauch aus Biomasseanlagen und solarthermischen Anlagen (BAFA  
   über biomasseatlas.de und solaratlas.de) sowie aus Erdwärmepumpen (UWB)

Die Daten zu installierten Erdwärmepumpen werden aus den Antragsdaten bei der unteren 
Wasserbehörde ermittelt. Aus den Daten zur vorhandenen Wärmeleistung werden über die 
Annahme von 2000 Volllaststunden pro Jahr die erzeugten Wärmemengen geschätzt. Daten 
zu Luftwärmepumpen konnten nicht ermittelt werden.
Aus den Daten des Marktanreizprogrammes (MAP) zur Förderung kleiner Biomassekessel 
wird die Entwicklung der installierten Leistung abgeleitet. Anlagen die nicht in die Förderung 
fallen, z.B. Kaminöfen, werden nicht erfasst. Zu den ebenfalls durchs MAP nicht erfassten 
großen Anlagen liegen für Potsdam keine genauen Informationen vor. Stand 2008 war, dass 
es mindestens seit 2003 zwei Heizwerke (Bornstedter Feld und Groß Glienicke) mit zusam-
men 1100 kW Leistung im Stadtgebiet gibt. Zur Berechnung der erzeugten Wärmemenge 
und der Ableitung der CO2-Emissionen werden 1.800 Betriebsstunden je Anlage zugrunde 
gelegt.

Aus den Daten des Marktanreizprogrammes zur Förderung von Solarthermieanlagen bis 
10.000 m² Kollektorfläche wird die Flächenentwicklung abgeleitet. Die Annahmen, welche 
Wärmemengen damit produziert werden, wird mit 350 kWh/m²/Jahr getroffen (Empfehlung 
Klimabündnis).

Gesamtstädtische Daten zu Kohle- und Heizölfeuerungsanlagen
Die Daten zu Kohle- und Heizölanlagen sind statistischen Berichten der Landeshauptstadt 
Potsdam zu Wohnungen nach Feuerungsarten entnommen. Diese Daten sind mit großen 
Unschärfen belegt, da bei den Aktualisierungen wichtige Informationen, z.B. zu Sanierungen 
privater Hauseigentümer, nur geschätzt werden. Aktuell liegen uns Daten von 2003 bis 2008 
sowie für 2011 vor. Die fehlenden Jahre werden interpoliert. 

Die Verbrauchsdaten werden auf dieser Basis anhand der durchschnittlichen Wohnungsgrö-
ße (68m², nach Bereich Statistik und Wahlen der LHP) und der Wärmeenergiebedarfsan-
nahmen für Kohle- (313 kWh/m²/a) und Öl- (222 kWh/m²/a) befeuerte Wohnungen (Zahlen 
nach Energieberater-Tool „EVA“) abgeschätzt.
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Gesamtstädtische Daten zu Verkehr
Hier gibt es zwei „Verkehrsbereiche“: Den überregionalen Verkehr (ECORegion) und den 
Binnenverkehr (eigene Berechnungen anhand Modal-Split). Für ECORegion fließen zuge-
lassene Fahrzeuge ein. Aufgrund der reellen Zulassungszahlen der Fahrzeuge in Potsdam 
errechnet das Programm ECO Region- basierend auf den bundesdeutschen Durchschnitts-
wert - die angenommene Fahrleistung für die Stadt Potsdam. Die reellen Zulassungszahlen 
werden aus dem Bereich der Statistik der Landeshauptstadt Potsdam entnommen.
Um potsdamspezifischere Aussagen treffen zu können werden zudem Fahrleistungen des 
Öffentlichen Verkehrs ermittelt und ECORegion-Ergebnissen gegenübergestellt (Quelle: 
SteK Verkehr Potsdam 2014).

Die Emissionen des Binnenverkehrs werden aus dem Modal-Split der LHP und Wegedaten 
(SteK Verkehr 2011) sowie Annahmen und Berechnungsmodellen aus DifU 2011 ermittelt.

Daten für den Städtevergleich
Die Daten für die Landeshauptstadt Potsdam werden dem Tool ECO Region entnommen, 
ausgenommen die Daten für den Modal Split. Die Datenentnahme der Vergleichsstädte er-
folgt aus den Bereichen der Statistik der jeweiligen Stadt und dem Klimabericht der Stadt 
Augsburg.
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4   Basisdaten

____ 4.1  Einwohner

Seit 2000 wächst die Zahl der Einwohner der Stadt wieder beständig durch Zuzug und auf 
Grund zahlreicher Eingemeindungen. Seit 2003 zählt die Stadt durchschnittlich 1500 neue 
Einwohner pro Jahr. Mit einer relativ hohen Geburtenrate und einer niedrigen Sterberate 
hatte Potsdam im Jahr 2004 das höchste natürliche Bevölkerungswachstum aller Landes-
hauptstädte.

Bevölkerungsentwicklung Potsdam
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Abbildung 9: Bevölkerungsentwicklung Potsdam
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Abbildung 10: Potsdam: Aktuelle Bevölkerungsentwicklung und Prognosen

____ 4.2  Erwerbsstruktur

Die Zahlen zur Erwerbstätigenstruktur wurden vom Landesamt für Statistik Berlin-Branden-
burg zur Verfügung gestellt. Diese Daten haben für den vorliegenden Bericht eine hohe 
Relevanz, da sie Ausgangspunkt für die Startbilanz von ECORegion sind. Bis vor Kurzem 
lagen die Erwerbstätigendaten lediglich in der Klassifi kation der Wirtschaftzweige von 1993 
bzw. 2003 vor23. Bei den in diesem Bericht verwendeten Ergebnissen handelt es sich um neu 
berechnete Zahlen im Rahmen der großen Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen von 2011. In dieser Revision wurde hauptsächlich die neue Wirtschaftszweigklassi-
fi kation WZ 2008 eingeführt. Darüber hinaus wurden die Ergebnisse und Datengrundlagen 
überprüft, methodische Weiterentwicklungen vorgenommen und neue Ausgangsstatistiken 
in die Berechnung integriert. Diese Daten liegen rückwirkend bis 2000 vor.

Der Hauptanteil der Erwerbstätigen liegt in Potsdam im Dienstleistungsbereich mit 94,3 % 
im Jahr 2011. Mit knapp der Hälfte ist der Bereich der öffentlichen Dienstleister, Erziehung 
und Gesundheit an erster Stelle, danach folgt mit gut über einem Viertel die Finanz-, Ver-
sicherungs- und Unternehmensdienstleistungen sowie das Grundstücks- und Wohnungs-
wesen. Mit knapp unter einem Viertel schließt der Bereich Handel, Verkehr, Gastgewerbe, 
Information und Kommunikation.

23 Auf Basis dieser Daten konnte mit ECORegion keine hinreichende Startbilanz berechnet werden. Die Umstellung der 
 Erwerbstätigenzahlen auf die Wirtschaftszweigsystemtik 2008 erfolgte für Brandenburg relativ spät in 2013.
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Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Tabelle 1: Struktur der Erwerbstätigen in Potsdam

____ 4.3  Wohnungs- und Haushaltsstruktur

Die durchschnittliche Anzahl an Räumen je Wohnung liegt ungefähr bei 2,8. Dieser Wert hat 
sich kaum verändert innerhalb der letzten 14 Jahre. Ebenso konstant verhält sich die durch-
schnittliche Einwohnerzahl je Wohnung. Hier liegt der Wert etwa bei 1,9.

Die durchschnittliche Wohnfl äche pro Einwohner unterliegt im Gegenzug einer starken 
Schwankung. So liegt der Höchststand von etwa 37,5 qm pro Einwohner im Jahr 2002 und 
bereits im Jahr darauf der Tiefstand von etwa 35,8 qm pro Einwohner. Im Jahr 2013 bewohnt 
ein Einwohner durchschnittlich etwa 36,9 qm.

Wohnungsstrukturen in Potsdam
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Abbildung 11: Wohnungsstrukturen in Potsdam
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Die durchschnittliche Einwohnerzahl je Wohnung von etwa 1,9 lässt sich auch aus der Auf-
teilung der Haushaltsgrößen ablesen. Die Hälfte aller Haushalte in Potsdam bestehen aus 
Einpersonenhaushalten. Mit 30% folgen die Zweipersonenhaushalte, mit 12% die Dreiper-
sonen-, mit 6 % die Vierpersonen- und abschließend mit 2 % die Fünf- oder Mehrpersonen-
haushalte.

Haushaltstypen Potsdam

50%	  

30%	  

12%	  

6%	  

2%	  

Haushaltstypen	  Potsdam	  

1-‐Personenhaushalt	  

2-‐Personenhaushalt	  

3-‐Personenhaushalt	  

4-‐Personenhaushalt	  

5	  u.m.-‐
Personenhaushalt	  

Quelle: Bereich Bürgerservice Landeshauptstadt Potsdam, Zeitbezug: 31.12.2013

Abbildung 12: Haushaltstypen Potsdam

____ 4.4  struktur des Klimaschutzes in der Verwaltung

Die Landeshauptstadt Potsdam engagiert sich bereits seit Beginn der 1990er Jahre für eine 
nachhaltige Energieversorgung. Ein bekannter Meilenstein war 1995 die Ersetzung des 
Kohleheizwerkes mit einem modernen Gas-und-Dampf Heizkraftwerk (kurz: GuD-HKW) der 
damaligen kommunalen EVP gegen den Widerstand der (auch landespolitisch breit getra-
genen) Braunkohlebefürworter. Der Beitritt der Landeshauptstadt zum Klima-Bündnis der 
europäischen Städte und Gemeinden mit indigenen Völkern der Regenwälder e.V. (kurz: Kli-
ma-Bündnis) im Jahr 1995 war ein weiterer Baustein für eine strukturierte Klimaschutzarbeit 
mit entsprechenden Zielsetzungen. Nach verschiedenen Aktivitäten und Initiativen der LHP 
bis 2008 (siehe Klimaschutzberichte 2000–2008) wurde das „Projekt Klimaschutz“ etabliert, 
aus dem heraus 2010 das Integrierte Klimaschutzkonzept erstellt wurde. Dieses wurde von 
der SVV als Orientierungsrahmen beschlossen.

Die Koordinierung der Klimaschutzaktivitäten der LHP erfolgt über die Koordinierungsstelle 
Klimaschutz. Diese fällt in den Geschäftsbereich des Oberbürgermeisters im Fachbereich 
Kommunikation, Wirtschaft und Beteiligung. Die in den letzten Jahren umgesetzten Maß-
nahmen sind in Kap. 6 erläutert.
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5   Entwicklung von Energiegrößen und Treibhausgasemissionen 
 in der Landeshauptstadt Potsdam

Die nachfolgenden Darstellungen beinhalten zwei Herausforderungen. Zum einen die Erläu-
terung der unterschiedlichen methodischen Ansätze im jeweiligen Kontext, zum anderen die 
Interpretation und Bewertung der Ergebnisse. Letzteres hängt mit einer Vielzahl von Rah-
menbedingungen zusammen: Geographische, wirtschaftliche und demographische Struktu-
ren, Historie der Energieversorgung, Wetter und Klima, bundesweite Rahmenbedingungen 
bis hin zu globalen Konsumtrends. Die Interpretation und Bewertung erfolgt daher unter 
Berücksichtigung dieser Rahmenbedingungen; zugleich wird über Indikatorenvergleiche mit 
der ECORegion-Startbilanz (vgl. Methodenkapitel), Bundesdurchschnittswerten und ande-
ren Städten eine Annäherung an ein kommunales Klimaschutzbenchmark erreicht.

Auf die Darstellung des Primärenergieverbrauchs wird verzichtet, da sich dessen Herleitung 
aus der Endenergie praktisch eins zu eins in den Berechnungen der CO2-Emissionen wie-
derspiegelt.

____ 5.1  Endenergie 

Abbildung 13 zeigt den Endenergieverbrauch24 nach Energieträgern. In 2012 lag der Ge-
samtverbauch bei ca. 3.143 GWh. Die Schwankungen zwischen den Jahren entstehen v.a. 
durch witterungsbedingte Veränderungen bei den Wärme-Energieträgern. Der Trend ist ins-
gesamt etwa gleichbleibend trotz stark wachsender Bevölkerung.
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 Quelle: Eigene Darstellung nach ECORegion

Abbildung 13: Endenergieverbrauch nach Energieträgern

24   Defi nition siehe Methodenkapitel ECORegion
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Im Vergleich zur Startbilanz25 ist in Potsdam insgesamt ein geringerer Verbrauch um etwa 
25% zu erkennen. 

Der Stromverbrauch entspricht in der relativen Entwicklung dem erwartbaren Trend26, ist 
aber absolut geringer. Die Ursache für den geringen Verbrauch in der LHP ist nicht eindeutig 
zu bestimmen.27 Wenige Quellen (z.B. Frankfurter Allgemeine Zeitung) machen ein geringes 
Lohn- und Wohlstandsniveau in den neuen Bundesländern sowie höhere Stromkosten ver-
antwortlich. Die höheren Stromkosten entstehen, da die Netzentgelte (als Bestandteil des 
Strompreises) nicht bundesweit umgelegt werden, sondern auf die Netzkunden einer Regi-
on. In Brandenburg sind hohe Einspeisemengen aus Erneuerbaren Energien mitverantwort-
lich für hohe Netzentgelte und somit einen höheren Strompreis als in „Verbrauchsländern“ 
wie z.B. Baden-Württemberg.

Heizöl ist bedingt durch historische Entwicklungen und die gute Erdgasversorgungsstruktur 
im städtischen Raum sehr gering (viel Fernwärme; nach der Wende Einzelfeuerungssanie-
rung eher auf Erdgas). Die verkehrsbedingten Treibstoffverbräuche sind nur wenig geringer 
als in der Startbilanz. Ebenso der Erdgasverbrauch. Der Braun- und Steinkohleverbrauch 
ist ebenfalls geringer. Dies kann vermutlich auf den, im Vergleich insbesondere zu den alten 
Bundesländern, besseren Sanierungsstand der Gebäude zurückgeführt werden, durch den 
entsprechende Heizanlagen verschwunden sind. Eine deutlich überdurchschnittliche Rolle 
spielt in der LHP die Fernwärme, die ca. 60% der Haushalte abdeckt. Die Erneuerbaren 
Energien sind hingegen deutlich weniger vertreten, als aus der Startbilanz erwartbar (siehe 
nachfolgende Detaildiagramme und Städtevergleichstabelle).

Abbildung 14 und Tabelle 2 zeigen den Endenergieverbrauch je Einwohner. Für die Entwick-
lung in Potsdam ist dies wegen der dynamischen Bevölkerungsentwicklung deutlich aussa-
gekräftiger als die absoluten Zahlen.

25 Erwartbarer Verbrauch anhand Erwerbsstruktur und Bundesdurchschnittswerten, vgl. Methodenkapitel

26 Bundesweite Daten der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen zeigen eine leichte Steigerung bis ca. 2006, dann Stagnation.  
 Auch die Startbilanz verhält sich im Trend über die Jahre ähnlich den Potsdamer Daten.

27 Im Vergleich zum Bundesdurchschnitt ist als eine Ursache der sehr geringe Anteil an Industrie und produzierendem Gewerbe in   
 Potsdam zu sehen. Dies ist in der ECORegion Startbilanz allerdings über die Erwerbstätigenstruktur berücksichtigt – die Werte in   
 Potsdam sind aber auch Vergleich zur Startbilanz geringer.
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Endenergieverbrauch je Einwohner
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Quelle: Eigene Darstellung ECO Region // Abbildung 14: Endenergieverbrauch je Einwohner

Energieträger Einheit 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Strom [MWh] 3,47 3,51 3,57 3,59 3,61 3,62 3,66 3,63 3,58 3,57

Benzin [MWh] 3,08 3,11 2,93 2,85 2,70 2,94 2,91 2,82 2,80 2,82

Diesel [MWh] 4,01 4,14 4,05 4,15 4,36 4,29 4,15 4,04 3,95 3,88

Kerosin [MWh] 0,99 1,01 1,17 1,22 1,27 1,29 1,25 1,23 1,18 1,18

Heizöl EL [MWh] 0,09 0,09 0,09 0,09 0,09 0,08 0,08 0,08 0,08 0,08

Braunkohle [MWh] 1,27 1,20 0,96 0,92 0,82 0,77 0,75 0,73 0,70 0,68

Erdgas [MWh] 5,04 4,90 4,78 4,62 4,27 4,33 4,47 5,23 3,84 4,17

Fernwärme [MWh] 3,70 3,65 3,48 3,33 3,03 3,11 3,19 3,62 3,07 3,21

Holz [MWh] 0,02 0,02 0,02 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03

Umweltwärme [MWh] 0,004 0,011 0,020 0,039 0,055 0,077 0,099 0,112 0,128 0,138

Sonnen-

kollektoren

[MWh] 0,001 0,002 0,002 0,003 0,003 0,004 0,005 0,005 0,005 0,005

Tabelle 2: Endenergieverbrauch je Einwohner

Daraus ist ein insgesamt sinkender Trend (-8,8% von 2003 zu 2012) ersichtlich. Rückgänge 
gibt es im Bereich der Kraftfahrzeuge sowie der Wärmeenergieträger der Kohle, Fernwär-
me und Erdgas. Bei der Kohle liegt dies, wie oben erläutert, am Wechsel der Heizsysteme 
nach Sanierung. Bei Erdgas und Fernwärme zeigen sich vor allem die Erfolge der energe-
tischen Sanierungen seit der Wende sowie ein insgesamt energetisch verbesserter Gebäu-
debestand durch viele Neubauten in der wachsenden Stadt. Diese Erklärung wird durch 
Bottom-Up-Daten der ProPotsdam und des KIS (siehe Klimaschutzbericht 2012) und den 
Verbrauchsentwicklungen der Unternehmen des AK Stadtspuren gestützt. Hier sind deut-
lich sinkende Trends im Wärmeenergieverbrauch messbar. Weitere Einfl ussfaktoren, wie 
etwa Verbraucherverhalten, können ebenfalls eine Rolle spielen. Die steigenden Werte beim 
Kerosin beruhen nicht auf potsdamspezifi schen Daten, sondern bilden den bundesweiten 
Trend ab, der auch in Potsdam erwartbar ist. Spezifi sche Daten müssten über Stichproben-
befragungen oder Auswertungen von Fluggesellschaften erhoben werden.
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Abbildung 15 zeigt den Stromverbrauch je Einwohner28. Wie bei den absoluten Zahlen erläu-
tert, folgen die Potsdamer zahlen dem bundesweiten Trend zur Stagnation des Verbrauchs, 
jedoch auf relativ geringem Niveau.
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Abbildung 15: Stromverbrauch je Einwohner

28 Als Zusatzinformation ist in der Grafi k erkennbar, wie sich die handelsseitige Zusammensetzung des Stroms des größten lokalen   
 Lieferanten, der EWP, laut Stromkennzeichnung verändert hat. Strom aus dem HKW hat von je her den größten Anteil, der aber   
 geringer wird. Die EWP kauft seit einigen Jahren relevante Mengen aus Wasserkraft, Wind und anderen regenerativen Energieträgern  
 und verzichtet seit 2011 auf Atomkraft und Kohle. Diese Daten werden in die nachfolgenden Auswertung nicht einbezogen, da sie   
 nur eine virtuelle Stromzusammensetzung zeigen und nur einen Teil der Potsdamer Stromkunden abbilden.
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Abbildung 16 zeigt den Wärmeverbrauch je Einwohner. Hier werden die größten Anteile der 
spezifi schen Verbrauchsrückgänge sichtbar.
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Abbildung 16: Wärmeverbrauch je Einwohner

Der Rückgang des spezifi schen Wärmeverbrauchs beträgt zwischen 2003 und 2012 ca. 
18% und liegt damit höher als der bundesweite Rückgang (ca. 13%, Quelle: UBA nach 
Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen). Eine Rolle spielt dabei sicher der in Potsdam ver-
gleichsweise sehr hohe Anteil an Neubauten, die zur Senkung des Gesamtniveaus beitra-
gen. Aufgrund der beim absoluten Energieverbrauch erläuterten Sanierungssituation nach 
der Wende geht der Heizkohleverbrauch kontinuierlich zurück. Die zu erwartende Kompen-
sation durch andere Energieträger ist nicht ersichtlich. Durch fortlaufende Sanierung und 
ggf. weitere Ursachen gehen auch bei Erdgas und Fernwärme die spezifi schen Verbräuche 
kontinuierlich zurück29.

29 Ausnahme ist in allen Darstellungen das sehr kalte Jahr 2010, in dem die Verbräche entsprechend sehr hoch waren.
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Abbildung 17 zeigt, wie sich der Energieverbauch in der LHP auf die einzelnen Sektoren 
verteilt.
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECORegion 

Abbildung 17: Anteile der Sektoren am Endenergieverbrauch

Der Hauptanteil des Energieverbrauches in Potsdam liegt mit 41% im Bereich Verkehr. Da-
rauf folgen die Wirtschaft30 mit 30% und die Haushalte mit 27%. Die kommunalen Gebäude 
machen lediglich 2% des Gesamtverbrauchs aus. Über die letzten zehn Jahre sind keine 
wesentlichen Veränderungen dieses Verhältnisses aufgetreten31.

Abbildung 18 und 19 zeigen die aus Erneuerbaren Energien erzeugten Mengen Strom und 
Wärme.
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30 Der Energieverbrauch der Wirtschaft ergibt sich aus dem Gesamtverbrauch, um die Haushalte und die Kommune    
 reduziert. Es sind alle Wirtschaftszweige enthalten: Dienstleistungen, produzierendes Gewerbe sowie Land und    
 Forstwirtschaft.

31 Zum Verkehr ist zu beachten, dass dieser, nach ECORegion-Systematik, auch den überregionalen Verkehr    
 beinhaltet, also z.B. den durch Potsdamer mutmaßlich erzeugten Flugverkehr und den zur Lieferung von Waren    
 mutmaßlich notwendigen Güterverkehr.
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Endenergiebereitsstellung aus Erneuerbaren Energien
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Abbildung 18: Endenergiebereitstellung aus Erneuerbaren Energien

Endenergiebereitsstellung aus Erneuerbaren Energien (ohne Erdwärme)
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Abbildung 19: Endenergiebereitstellung aus Erneuerbaren Energien ohne Erdwärme
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Es ist ein deutlicher Anstieg der Erdwärme ersichtlich. Dies ist vermutlich v.a. der regen 
Neubauaktivität im Stadtgebiet geschuldet, verbunden mit der heute wirtschaftlich gut dar-
stellbaren Alternative zur konventionellen Wärmeerzeugung. Ebenfalls hohe Zuwachszah-
len verzeichnet die Photovoltaik. Dies steht in Zusammenhang mit der hohen Dynamik der 
Vergütungsregression im EEG. Die Entwicklung zwischen den einzelnen Jahren ist in Pots-
dam bis 2011 noch etwas dynamischer als im Bundesdurchschnitt32 und flacht dann dem 
Bundestrend entsprechend ab33. Die absoluten Zahlen sind in der LHP jedoch sehr gering im 
Vergleich zur erwartbaren Startbilanz und anderen Städten (siehe Städte-Vergleichstabelle). 

Seit 2012 sind im Stadtgebiet BHKWs in Betrieb, die Biogas oder Klärgas nutzen. 

Bei der Nutzung von Holz und Solarthermie zur Wärmeerzeugung ist seit 2008 bzw. 2010 
eine Stagnation (auf ohnehin sehr niedrigem Niveau) festzustellen (siehe auch Städte-Ver-
gleichstabelle), was bedeutet, dass in der LHP kaum neue Anlagen hinzugekommen sind. 
Dies ist bemerkenswert, da beide Technologien zumindest im Neubau wirtschaftlich weit-
gehend konkurrenzfähig sind bzw. andernorts im Neubau häufig zum Einsatz kommen, 
um die entsprechenden Vorgaben der EnEV und das EEWärmeG zum Primärenergiebe-
darf und zum Anteil von Erneuerbaren Energien an der Wärmeerzeugung zu erfüllen. Eine 
Rolle dürfte hier in Potsdam der hohe Anteil an Fernwärme spielen. Diese wird effizient 
in Kraft-Wärme-Kopplung aus Erdgas erzeugt, besitzt einen sehr niedrigen Primärenergie-
faktor und kann in Bezug auf die Gesetze und Verordnungen häufig anstelle Erneuerbarer 
Energien eingesetzt werden. Gleiches gilt für einige Nahwärmenetze, z.B. in Fahrland. Hier 
wird durch Einsatz von virtuellem Biomethan ein geringer Primärenergiefaktor erreicht, wel-
cher der Nutzung lokaler Erneuerbarer Energieträger dann in der Praxis entgegensteht. Da 
Fernwärme oder derartige Nahwärme jedoch nicht in allen Neubaugebieten am Stadtrand 
anliegt, kann dies die geringen Zahlen im Bereich Solarthermie und Biomasse nur teilweise 
erklären. Eine weitere Ursache kann in dem hohen Anteil denkmalgeschützter Gebäude 
und Ensembles gesehen werden, da hier die gesetzlichen energetischen Anforderungen bei 
Sanierung geringer sind.

Verkehr
Der oben genannte leichte Rückgang des Energieverbrauchs je Einwohner im Ver-
kehrssektor, lässt sich wie folgt aufschlüsseln. Im Bereich des Flugverkehrs ist auf 
Basis bundesdurchschnittlicher Werte eine leichte Zunahme zu verzeichnen. Im Per-
sonenverkehr ist (auf Basis potsdamspezifischer Zulassungszahlen und bundesdurch-
schnittlicher Verbrauchswerte) ebenfalls eine Zunahme, sogar um 11% zu sehen. Im 
Bereich des Güterverkehrs ist (ebenfalls auf Basis spezifischer Zulassungszahlen) hin-
gegen zwischen 2003 und 2012 eine deutliche Abnahme zu verzeichnen. Diese Zahlen 
liegen entgegen dem Bundestrend der eher eine leichte Abnahme im Personenverkehr 
und eine leichte Zunahme im Güterverkehr sieht (Quelle: Bundesverkehrsministerium).  
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32 ZSW/Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien Statistik 2014

33 Durch die kontinuierliche Absenklung der Einspeisevergütung für neu installierte Anlagen ist in den vergangenen Jahren eine   
 Beschleunigung der Installationen entstanden. Mittlerweile sind die Vergütungen so gering, dass sich viele Einspeise-Anlagen nicht  
  mehr wirtschaftlich darstellen lassen. Ein sich daraus ergebender Trend ist die zunehmende Eigenstromerzeugung, d.h. die eigene  
  Nutzung des auf dem Dach erzeugten Stroms anstelle der Einspeisung ins öffentliche Netz. Wie sich dies auf die Installationszahlen  
 auswirken wird bleibt abzuwarten.
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34 Sicher ist auch für die Belieferung von Potsdam mit Waren eine Zunahme des Güterverkehrs entsprechend dem Bundestrend   
 realistisch. Sinkende Zulassungszahlen können gänzlich andere Ursachen haben, z.B. den Weggang eines großen Speditionsunter  
 nehmens aus der Stadt.

Tabelle 3 zeigt einen Vergleich ausgewählter Daten der Energiebilanzen mit verschiedenen 
Städten mit Datenbasis 2010.

Quelle: siehe Methoden

Tabelle 3: Städtevergleich

Einheit Potsdam Jena Rostock Augsburg Münster Freiburg Heidelberg

Einwohner 161.097 105.056 200.465 264.826 296.440 267.411 161.263

Energiebereitstellung aus EE und KWK

Strom EE [GWh] 1,28 3,38 21,00 101,26 26,10 42,60 9,50

Photovoltaik [GWh] 1,28 3,38 7,00 18,19 20,00 32,00 8,00

Windenergie [GWh] 0,00 0,00 14,00 0,00 6,10 5,60 0,00

Wasserwerk [GWh] 0,00 0,00 0,00 79,92 0,00 5,00 1,50

KWK [GWh] 431,06 k.A. k.A. 238,53 k.A. k.A. k.A. 

Wärme EE [GWh] 25,32 19,91 33,00 (15,09) 63,7 k.A. k.A. 

Solarthermie [GWh] 0,78 1,42 1,50 4,20 9,5 k.A. k.A. 

Wärmepumpe [GWh] 20,20 8,50 30,00 k.A. 10,2 k.A. k.A. 

Biomasse [GWh] 4,34 9,99 1,50 10,89 43,9 k.A. k.A. 

KWK [GWh] 450,88 k.A. k.A. 287,67 k.A. k.A. k.A. 

Model Split (2008)

MIV [%] 38% 34% 35% 44% 36% 30% 37%

ÖPV [%] 19% 16% 17% 19% 10% 18% 18%

Rad [%] 20% 10% 20% 13% 37% 28% 25%

Fuß [%] 23% 39% 27% 24% 16% 24% 20%
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Die Aussagekraft zum Potsdamer Güterverkehr ist sicher begrenzt, da die ECORegion-Be-
rechnung des überregionalen Güterverkehrs auf Basis der Zulassungszahlen keinen realis-
tischen Stand abbildet34.

Aussagekräftigere Auswertungen mit ECORegion benötigen Daten aus einem kommunalen 
Verkehrsmodell. Dieses wird für Potsdam derzeit erarbeitet und es liegen aktuell umfassen-
de Daten nicht jahresweise und nur bis 2008 vor. Daher wurde hier auf eine detailliertere 
Auswertung des Verkehrsbereichs verzichtet. Dies sollte nach vorliegen der aktuellen Daten 
erfolgen.
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Es zeigt sich, dass Potsdam in der Summe Erneuerbarer Wärme durchaus im Bereich an-
derer Städte liegt. Die deutlich höhere Zahl in Münster ist v.a. dem hohen Anteil von Wärme 
aus Biogas in den ländlichen Ortsteilen Münsters geschuldet. In Potsdam ist die relativ 
hohe Zahl der Erdwärmepumpen hervorzuheben. Die Wärme aus Solarthermie, wie auch 
aus Biomasse, ist jedoch deutlich geringer als in den anderen Städten. Beim Erneuerbaren 
Strom sind die Potsdamer Werte im Vergleich sehr gering – in Summe, wie bei den einzel-
nen Energieträgern. Bei der Photovoltaik zeigt sich im Gegensatz zu den westdeutschen 
„Vorzeigestädten“ Freiburg und Münster ein sehr großer Unterschied. Die höheren Gesamt-
summen Erneuerbaren Stroms in den anderen Städten resultieren zum Teil aber aus dem 
Vorhandensein von Wind- und Wasserkraftanlagen auf dem Stadtgebiet. Zu den Daten der 
Kraft-Wärme-Kopplung gibt es verlässliche Vergleichswerte nur aus Augsburg. Es steht je-
doch außer Frage, dass der KWK-Anteil in Potsdam sehr hoch ist (60% der Haushalte über 
KWK-Fernwärme versorgt). Der Verkehrsbereich ist im Vergleich mit den genannten Städten 
als durchschnittlich zu bewerten. Lediglich Augsburg hat einen höheren MIV-Anteil; beim 
Radanteil schneidet Potsdam zumindest unter den drei ostdeutschen Städten am besten 
ab35.

35   Zu beachten ist, dass die Modal-Split-Daten alle von 2008 stammen und sich mittlerweile spürbar verändert haben können.

42                     5  Entwicklung von Energiegrößen und Treibhausgasemissionen in der Landeshauptstadt Potsdam 

TOP 3.4



____ 5.2  CO2 Bilanzen

Die nachfolgenden Grafi ken zeigen die Ergebnisse der aus den Energiebilanzen abgeleite-
ten CO2-Bilanzen. Je nach Bilanzierungsmethode ergeben sich unterschiedliche Ergebnisse 
(vgl. auch Methodenkapitel).

CO2 Emissionen: verschiedeme Methoden

Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region 

Abbildung 20: CO2 Emissionen: verschiedene Methoden

Im Gegensatz zum Klimabericht 2010 werden die Werte (in Übereinstimmung mit dem Kli-
mabündnis) nicht klimabereinigt, da mittlerweile eine plausible Zeitreihe über 10 Jahre vor-
liegt, und der Entwicklungstrend somit klimaunabhängig hinreichend nachvollziehbar ist. 
Abbildung 21 zeigt den Vergleich und den über die Jahre etwa gleichen Trend36. 

CO2 Emissionen LCA mit und ohne Klimabereinigung
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region 

Abbildung 21: CO2 Emissionen LCA mit und ohne Klimabereinigung

36 Der „Knick“ der klimabereinigten Linie in 2010 entsteht, da 2010 ein sehr kaltes Jahr war. Der Energieverbrauch steigt jedoch nicht   
 linear mit sinkender Temperatur (Spareffekte). Da der Klimafaktor dies außer Acht lässt, entstehen sehr geringe Werte.
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Für die nachfolgende Analyse und Bewertung, auch hinsichtlich der Ziele der LHP, wird die 
CO2-LCA-Energiebilanz mit nationalen Faktoren ohne Klimabereinigung verwendet37. 

CO2 Emissionen Potsdam nach Energieträgern
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region

Abbildung 22: CO2 Emissionen Potsdam nach Energieträgern

Daraus ergibt sich für die LHP in 2012 eine Emission von Kohlendioxid von 1.007.469 
Tonnen Kohlendioxid38. Einwohnerspezifi sch betragen die CO2-Emissionen in 2012 
6,33 Tonnen je Einwohner und Jahr. 

In Bezug auf das Klimaschutzziel der SVV 2005 – 2020 (-20% CO2) ergibt sich als Zwischen-
stand 2005 – 2012 einwohnerbezogen ein Emissionsrückgang von etwa 8%.

37 Die LCA-Bilanz bildet (im Gegensatz z.B. zur CO2-Endenergiebilanz) sowohl die Emissionen aus Strom- und Fernwärmeverbrauch   
 ab, wie auch die Emissionen aus den Vorketten der Energieproduktion (Exploration, Transport etc.). Die Nutzung nationaler Werte   
 bedeutet die Annahme, dass in Potsdam bundesdurchschnittlicher Strom verbraucht wird. Für die Fernwärme kommen KWK-Durch  
 schnittswerte zur Anwendung (vgl. Methodenkapitel 3.4). 
 Das Ergebnis der LCA-Bilanz weicht von den Ergebnissen der Bilanz der vergangenen Klimaberichte rückwirkend ab. Dies ist   
 notwendig, um die Kohärenz mit der ECORegion-Methode sicherzustellen. In Bezug auf die Ziele ist zu sagen, dass diese relativ   
 angelegt sind und sich durch den Methodenwechsel praktisch keine Veränderung ergibt – die absoluten Werte sind zwar verschie  
 den, die Relation der Unterschiede in den einzelnen Jahren bleibt aber bei beiden Methoden etwa gleich.
 In Bezug auf das langfristige Ziel, nur noch 2,5 Tonnen pro Kopf und Jahr zu emittieren, gibt es seitens des Klimabündnis bisher   
 keine methodische Vorgabe. Diese sollte angesichts der großen Ergebnisspannen abgestimmt werden.

38 Der Wert ist deutlich höher als der im Klimabericht 2010. Dies liegt zum Einen an dem Einbezug des überregionalen Verkehrs gemäß  
 ECORegion-Systematik und zum Anderen an der 2010 vorgenommenen Klimabereinigung, die im kalten Jahr 2010 einen unterdurch 
 schnittlichen Wert ergab.
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 CO2 Emissionen LCA je Einwohner
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Abbildung 23: CO2 Emissionen LCA pro Einwohner

Vergleichsweise höhere Werte als in der Endenergiebilanz entstehen bei CO2-intensiven 
Energieträgern wie Strom und Braunkohle

Die Sektorendarstellung zeigt ebenfalls ein ähnliches Bild wie die Endenergiebilanz. Es do-
miniert der (überregionale) Verkehr, gefolgt von Wirtschaft und Haushalten zu etwa gleichen 
Anteilen.

CO2 Emissionen nach Sektoren
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Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region

Abbildung 24: CO2 Emissionen nach Sektoren
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Diese methodische Darstellung ermöglicht keine vollständige Transparenz der Erfolge aus 
der lokalen Strom- und Fernwärmeproduktion. Im Vergleich zu Emissionen aus einem bun-
desweiten Strom- bzw. Fernwärmeerzeugungsmix vermeiden die in Potsdam eingesetzten 
Erzeugungstechnologien ca. 100.000 Tonnen CO2 pro Jahr39. Dies ist im Wesentlichen auf 
die effiziente Erzeugung von Strom und Fernwärme der EWP über KWK zurückzuführen 
sowie in geringen Anteilen auf die Erzeugung aus Erneuerbaren Energien.
 

Vermiedene CO2- Emissionen durch regionale Stromproduktion

Quelle: ECO Region

Abbildung 25: Vermiedene Emissionen durch lokale Stromproduktion
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Vermiedene CO2 Emissionen durch regionale Fernwärmeproduktion

Quelle: ECO Region

Abbildung 26: Vermiedene Emissionen durch lokale Fernwärmeproduktion

Der Rückgang der Emissionsminderung beruht auf den leicht zurückgehenden Produktions-
zahlen der Fernwärme und damit auch des Stroms sowie der Verbesserung der Emissions-
bilanz der Bundesdurchschnittswerte von Strom und Fernwärme.
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Analyse der Emissionsentwicklung, Zielerreichung und Ausblick

Abbildung 27 zeigt den Stand der Erreichung der von der LHP gesteckten Klimaschutzziele.
 

Stand Klimaschutzziele der LHP; Trend 2020

Quelle: Eigene Darstellung nach ECO Region

Abbildung 27: Stand Klimaschutzziele der LHP; Trend 2020

Die Zwischenziele zum Klimabündnis 2006 und 2011 wurden nahezu erreicht40. Bei gleich-
bleibendem Trend der Emissionsreduzierung würde das Ziel der SVV bis 2020 erreicht wer-
den. Die Erreichung des Zwischenziels Klimabündnis 2016 wäre jedoch fraglich.
Die Emissionsreduzierung von 2003 bis 2012 begründet sich im Wesentlichen mit folgenden 
Sachverhalten:

 » Reduktion des Wärmeverbrauchs durch anhaltende Gebäudesanierung sowie  
   steigenden Neubauanteil 

 » Rückgang der kohlebefeuerten Wohnungen
 » Stagnation des Stromverbrauchs bei leicht verbesserten Emissionsfaktoren  

   des Bundesstrommixes
 » Reduktion im Verkehrsbereich41

 » Effizienzmaßnahmen an der zentralen Energieproduktion der EWP
 » Reduktion durch erhöhten Einsatz von Erneuerbaren Energieträgern  

   (v.a. Erdwärme)

40 Ein Ziel der Klimabündnismitglieder ist es, auf dem Weg bis 2050 alle 5 Jahre die Treibhausgasemissionen der Stadt um 10% zu   
 reduzieren. Für Potsdam ergaben bzw. ergeben sich entsprechende Ziele für 2001, 2006, 2011, 2016 usw.

41 eine eindeutige Ursachenzuschreibung ist hier nicht möglich, da die Daten zum Teil auf Bundeswerten basieren und notwendige   
 Modal-Split-Daten für Potsdam nur bis 2008 vorliegen.
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Welche Entwicklung ist für den Trend und der damit verbundenen Zielerreichung für 2016, 
2020 und 2050 zu erwarten?

Energetischer Gebäudezustand und Strommix
Nach Angaben der Unternehmen im AK Stadtspuren sind ca. 2/3 der Wohnungen der Mit-
gliedsunternehmen nach 1990 modernisiert worden. Es kann erwartet werden, dass die 
Sanierungsrate bis 2020 etwa das Tempo haben wird, wie in den vergangenen 10 Jahren. 
Diese Unternehmen machen 38% des Potsdamer Wohnungsmarktes aus. Für alle Potsda-
mer Gebäude wurde im Klimaschutzkonzept 2010 der Sanierungsstand ermittelt.

Sanierungsstand Beheizte BGF (mio m2) Anteil
Einfachverglasung unsaniert 0,04 0%
Doppelverglasung unsaniert 1,5 12%
Teilsaniert WSV 95 5,4 41%
WSV 95 5,45 41%
Teilsaniert EnEV 2007 0,2 1%
EnEV 2007 0,6 5%
Gesamt 13,2 100%

Quelle: Klimaschutzbericht 2010

Tabelle 4: Bruttogrundflächen-Anteile nach Sanierungsstand

Daraus ist nicht eindeutig abzuleiten, welcher Anteil der Gebäude in den kommenden Jah-
ren energetisch sanierungsbedürftig ist bzw. tatsächlich saniert wird. Kandidaten für (wei-
tere) Sanierung sind voraussichtlich die unsanierten Gebäude und Teile der teilsanierten. 
Die Einschätzung auf Basis der Stadtspurenunternehmen, dass noch etwa ein Drittel zu 
sanieren ist – davon der Großteil in den nächsten 10 Jahren – kann daher durchaus für den 
Gesamtbestand angenommen werden.

Ebenso ist zu erwarten, dass der Anteil der kohlebefeuerten Wohnungen weiter zurückgeht. 
Gleiches gilt für die weitere Verbesserung des Emissionsfaktors des bundesweiten Strom-
mixes.

Verkehr
Im Verkehrsbereich muss mit stagnierenden bis steigenden Emissionen gerechnet werden, 
da v.a. die PKW je Einwohner zuletzt ebenso zugenommen haben wie der Kerosinverbrauch 
durch Flugreisen. In Anbetracht des Bundestrends ist auch im Güterverkehr wieder ein An-
stieg denkbar.
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Energieproduktion und Erneuerbare Energien

In Zusammenhang mit dem Primärenergiefaktor von KWK-erzeugter Nah- und Fernwärme stehen Fra-

gen der Auswirkung auf energetische Qualität und Haustechnik der damit versorgten Gebäude. Entspre-

chende Nah- oder Fernwärme kann in Bezug auf die aktuellen Gesetze und Verordnungen (EnEV und 

EEWärmeG) für Neubau und Sanierung häufig anstelle Erneuerbarer Energien, aber auch als Ersatz für 

eine effizientere Gebäudehülle eingesetzt werden, da KWK als Ersatztechnologie anerkannt wird. Dies 

begründet sich mit geringen Primärenergiefaktoren von KWK-Anlagen. Dieser Faktor sagt aus, wieviel 

Äquivalente von fossiler Energie für eine bestimmte Menge Endenergie aufgewendet werden müssen. 

Dies ist bei KWK-Anlagen relativ wenig, da hier bei der Wärmeerzeugung gleichzeitig Strom erzeugt wird. 

Die derzeitige gesetzliche Berechnungsmethode geht davon aus, dass durch eine kWh KWK-erzeugtem 

Strom, eine kWh „schmutzigem“ Bundesdurchschnittsstrom ersetzt wird. Durch diese „Gutschriftmetho-

de“ verringert sich der Primärenergiefaktor der erzeugten Wärme deutlich, auch wenn diese eigentlich 

aus fossilen Rohstoffen (i.d.R. Erdgas) erzeugt wird. Eine weitere Verbesserung des Primärenergiefak-

tors kann durch den Einsatz von virtuellem Biomethan erreicht werden. Selbiges kann auch durch eine 

kraftwerksspezifische Berechnung, wie beim HKW Süd, erreicht werden. 

Daraus ergeben sich – für heute wie für die Zukunft42 – Fragen zu den Auswirkungen auf die Qualität der 

Haustechnik und der Gebäudehülle, denen nachgegangen werden sollte.

Nach derzeitigem Stand ist nur mit einer geringen Erhöhung des Anteils Erneuerbarer Ener-
gien auf dem Stadtgebiet der LHP zu rechnen. Eine bei den Stadtwerken bereits durchdach-
te Option bzw. in einzelnen Projekten bereits realisiert, ist der Ersatz des Brennstoffs Erdgas 
durch Biomethan, wo dies wirtschaftlich möglich ist (i.d.R. Neubaugebiete). Außerhalb des 
Stadtgebietes verfolgen die Stadtwerke derzeit die vermehrte Erzeugung von Windstrom – 
dies würde eine jährliche CO2-Ersparnis von etwa 39.000 Tonnen bringen43.

Die Stadtwerke betreiben weiterhin den Ausbau der energieeffizienten KWK-basierten Nah- 
und Fernwärmeversorgung. Die Effekte dieser Maßnahmen hinsichtlich der CO2-Reduktion 
sind nicht ohne weiteres zu beantworten (siehe Exkurs). Die Erhöhung der Effizienz des 
HKW durch Speicher, v.a. des derzeit im Bau befindlichen Tagesspeichers ist überwiegend 
positiv zu bewerten und lässt bis 2020 eine CO2-Reduktion erwarten. Durch die Pufferung 
von Wärme im Sommer an Werktagen soll hier gleichzeitig mehr Strom erzeugt werden kön-
nen, um so Stromzukäufe von außen zu verringern. Am Wochenende (wo auch der Strom-
bedarf geringer ist) kann das HKW ggf. abgeschaltet werden und das Warmwasser über den 
Speicher bereitgestellt werden. 

42 Wie im Klimaschutzkonzept der LHP erläutert, ist in Zukunft mit einer Verschlechterung des Primärenergiefaktors zu rechnen, da sich  
 der Primärenergiefaktor des Bundesstrommixes durch den fortschreitenden Einsatz Erneuerbarer Energien immer weiter verbessert   
 und sich dadurch (im Rahmen der Gutschriftmethode) automatisch der Primärenergiefaktor der Fernwärme verschlechtert. Davon   
 abgesehen ist die heute geltende (und für die Fernwärme sehr positiv ausfallende) Gutschriftmethode zur Berechnung des  
 Primärenergiefaktors der Fernwärme durchaus umstritten. Sollte seitens des Gesetzgebers stattdessen zum Beispiel eine  
 exergetische Methode zum Standard erhoben werden, wäre der Primärenergiefaktor der Fernwärme zwar noch immer als relativ   
 „ökologisch“ zu bewerten – er wäre jedoch im Vergleich zu heute deutlich verschlechtert und könnte nicht mehr ohne weiteres als   
 Substitut für hohe Gebäudeeffizienzstandards und Erneuerbare Energien genutzt werden.

43 Angabe der EWP
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Zurück zum Einfluss auf den Emissionstrend: Seit 1990 lag der größte Reduktionssprung 
der EWP in der Inbetriebnahme des GuD-HKW-Süd 1996. Von 2003 bis 2012 wurden u.a. 
Maßnahmen zur Effizienzsteigerung im HKW umgesetzt, PV-Anlagen errichtet, ein Fern-
kälteprojekt realisiert, ein Klärgas-BHKW in Betrieb genommen und der Fremdstromzukauf 
zunehmend aus Erneuerbaren Energien realisiert. Für die bis 2020 geplanten Maßnahmen 
kann mit ähnlichen Reduktionseffekten gerechnet werden44. Daher ist anzunehmen, dass 
die EWP auch bis 2020 maßgeblich an einer weiteren Reduktion der Emissionen beteiligt 
sein wird45.

Stadtplanung und Öffentlichkeitsarbeit
Sowohl der vergangene als auch der zukünftige Einfluss sind schwer zu quantifizieren. Spä-
testens seit Einrichtung der Koordinierungsstelle Klimaschutz wurde seitens der Stadt eine 
aktive Öffentlichkeitsarbeit betrieben. (siehe Kapitel Maßnahmen). Seit 2013 gibt es zudem 
die Klimaschutzagentur der EWP mit ihren Beratungsangeboten. Weitere Organisationen 
sind stadtweit (z.B. Verbraucherzentrale, BUND) oder bundesweit (z.B. DENA) in der Öffent-
lichkeitsarbeit und Beratung aktiv. Es wird angenommen, dass diese Arbeiten weitergeführt 
werden und ihren indirekten Einfluss auf die klimaschutzrelevanten Entscheidungen jeder/s 
Einzelnen geltend machen.

In der Stadtplanung der LHP gibt es erste klimaschutzrelevante Ansätze (siehe Kapitel Maß-
nahmen). Weiteres Potential ist vorhanden. Auch hier ist der Einfluss nur schwer zu quan-
tifizieren.

Zwischenfazit Klimaschutzziele der LHP 2020
Insgesamt kann damit gerechnet werden, dass sich die Treibhausgasminderung in der LHP 
bis 2020 dem skizzierten Trend entsprechend fortsetzen wird. 

44 Die Reduktionen werden bis 2020 v.a. auf den Einsatz der Fernwärmespeicher zurückgehen. In einer überregionalen Betrachtung   
 können ggf. auch die Investitionen in Windkraft und ggf. weiter zunehmender Ökostromanteil am Stromzukauf einberechnet werden.

45 Die EWP plant weitere Maßnahmen, wie z.B. die Optimierung der Fernwärmeversorgung im Stadtteil Drewitz.
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Langfristiger Ausblick
Aber wie sind die Aussichten darüber hinaus, insbesondere mit Blick auf die Ziele für 2050? 
Dies sind von heute an lediglich 36 Jahre – nicht viel Zeit zum Beispiel in den Investiti-
onszyklen von Gebäuden. Um von 6,3 Tonnen je Einwohner in 2012 bzw. mutmaßlich 5,5 
Tonnen in 2020 auf nur 2,5 Tonnen in 2050 zu kommen, bedarf es weit grundlegenderer 
Maßnahmen als bislang angedacht. Trotz aller Sanierungsbemühungen wird es 2050 keinen 
Passivhaus-Gebäudebestand in Potsdam geben, allein wegen der häufig gegebenen Denk-
malschutzsituation. Externe Wärme wird benötigt werden und muss nahezu klimaneutral be-
reitgestellt werden. Die Fernwärme muss daher mittelfristig dementsprechend transformiert 
werden. Dezentral versorgte Gebiete sollten bereits heute auf Klimaneutralität ausgerichtet 
werden. Wird beispielsweise das Entwicklungsgebiet Krampnitz nicht nachhaltig entwickelt 
und bebaut, hat es eine schlechte Ausgangssituation, um in 36 Jahren klimaneutral zu sein. 
Andere Bereiche werden möglicherweise von überregionalen Entwicklungen positiv beein-
flusst. So kann angenommen werden, dass sich die Mobilität deutlich stärker elektrifizieren 
wird. Auch der Stromverbrauch wird voraussichtlich weniger CO2-intensiv werden durch den 
weiteren Zubau Erneuerbarer Energien und dem langfristigen Auslaufen der Kohlekraftwer-
ke. Dennoch kann (bzw. zur Zielerreichung muss) Potsdam hier seinen eigenen Beitrag bei 
der Erzeugung von Erneuerbarem Strom deutlich steigern.

Die bisher getroffenen Aussagen beziehen sich auf Klimaschutzaktivitäten, die mit den gän-
gigen Bilanzierungsmethoden erfassbar sind, d.h. es geht um Emissionen aus Wärme- und 
Stromverbrauch, aus dem Verkehrsbereich und aus diesen Bereichen vorgelagerte Emis-
sionen. Nicht erfasst bzw. derzeit kaum erfassbar sind die Emissionen, die durch unseren 
Konsum und unsere allgemeine Infrastruktur entstehen. Aus dem persönlichen CO2-Rech-
ner des Umweltbundesamtes46 geht hervor, dass etwa die Hälfte des CO2-Ausstoßes jedes 
Deutschen durch öffentliche Infrastruktur, Konsum und Ernährung entstehen. Erfolge einer 
Kommune in diesen Bereichen – z.B. über Klimaschutzkampagnen und –projekte – sind 
kaum zu quantifizieren. Der Anteil an klimaschädlichen Emissionen ist jedoch so hoch, dass 
Unsicherheiten in Kauf genommen und diese Bereiche weiter bearbeitet werden sollten.

46   http://uba.klimaktiv-co2-rechner.de/de_DE/page/start/
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6   Klimaschutz in Potsdam - Maßnahmen und Aktivitäten seit 2012

Im Klimaschutzbericht 2010 wurden die Maßnahmen und Aktivitäten der LHP von 2008 bis 
2011 (teils 2012) und insbesondere die Themen des Integrierten Klimaschutzkonzeptes der 
Stadt aus 2010 erläutert. Das Klimaschutzkonzept weist 99 Maßnahmen für verschiede-
ne Handlungsfelder aus. Davon wurden 50 Leitbildmaßnahmen identifiziert, die den Fahr-
plan der Stadt bis zum Zwischenziel 2020 abbilden. Die SVV hat das Klimaschutzkonzept 
als Orientierungsrahmen für die Klimaschutzpolitik der Stadt beschlossen. Die Koordinie-
rungs-stelle Klimaschutz hat 2011 begonnen, die Umsetzung von Leitbildmaßnahmen zu 
organisieren. In 2011 standen strukturelle Maßnahmen, wie etwa die Umorganisation der 
Koordinierungsstelle hin zum Bereich Oberbürgermeister, an. Die wesentlichen inhaltlichen 
Umsetzungen des Klimaschutzkonzepts erfolgen seit 2012. 

Der aktuelle Stand der Umsetzung und Erläuterungen zu allen Maßnahmen können auf 
http://www.klimapartner-potsdam.de/projekte/ verfolgt werden. 

Die LHP wirkt als Motivator, Vernetzer und Projektentwickler. Hervorzuheben sind die Orga-
nisation des Potsdamer Klimapreises, die Veranstaltungsreihe „Klimadialog“, die Organisa-
tion der Netzwerkplattform Klimapartner-Potsdam, die Pflege von Internetangeboten wie der 
Solardachbörse und die Initiierung von Projekten etwa über die Niedermoorstudie oder das 
Klimaschutz-Bonus-Malus-System in kommunalen Unternehmen.

Seit 2012 wird jährlich der Potsdamer Klimapreis verliehen. Es können sich Projekte in den 
Kategorien „Bürger“ und „Schulen“ bewerben. In beiden Kategorien werden jeweils drei Pro-
jekte mit dem Preis, dem „Kleinen König Zukunft“, ausgezeichnet und erhalten je 1.000 Euro 
Preisgeld.
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2014 waren die Preisträger:
 » die Carsharing-Initiative StadtTeilAutoPotsdam 
 » das Repair-Café des Wissenschaftsladens Potsdam
 » das Projekt „Gartenpiraten“ des Treffpunkt Freizeit
 » das Wetterprojekt der Grundschule am Humboldtring in Kooperation mit der 

   Partnerschule Opole
 » das Ökologische Schulpraktikum der Lenné-Gesamtschule
 » das 3-D-Klimaplakat der Käthe-Kollwitz-Oberschule

Die LHP beteiligt sich, über die Koordinierungsstelle Klimaschutz, an den „Millenium 
Development Goals“, einem internationalen Projekt zur Umsetzung der Entwicklungs-
ziele und der Nord-Süd-Zusammenarbeit, u.a. im Bereich Klimaschutz. Die LHP betei-
ligt sich, über die Koordinierungsstelle Klimaschutz, an den „Millenium Development 
Goals“, einem internationalen Projekt zur Umsetzung der Entwicklungsziele und der 
Nord-Süd-Zusammenarbeit, u.a. im Bereich Klimaschutz. In diesem Rahmen wurde die 
LHP von der Partnerstadt Bonn zur Teilnahme an den BMZ-Programm „50 kommuna-
le Klimapartnerschaften bis 2015“ eingeladen. Seit 2011 wurde dann eine Partnerschaft 
mit Sansibar Town vorbereitet und am 27.10.2014 von beiden Stadtoberhäuptern unter-
zeichnet. Mit weiteren europäischen Partnern fi ndet ein Austausch zur nachhaltigen kom-
munalen Entwicklung statt; die LHP hat sich hier an verschiedenen Konferenzen beteiligt.
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Die Koordinierungsstelle begleitet weitere Projekte – von lokal bis global:
 » BEAM 21 – Klimaschutzfortbildung für Verwaltung und Politik der  

   Heinrich-Böll-Stiftung
 » Energiekonzept der Regionalen Planungsgemeinschaft Havelland Fläming 
 » Potsdam 22 – wohnungswirtschaftlicher Dialog 
 » Entwicklungspartnerschaft Sansibar 
 » Wiki Klimascout – Sammlung möglicher Maßnahmen zur Anpassung  

   an den Klimawandel
 » Klimaschutzexpertenaustausch der Partnerstädte in Perugia 

Weiterhin erstellt die LHP derzeit ein Klimaanpassungskonzept, welches mögliche Schwach-
stellen der städtischen Infrastruktur in Hinblick auf zu erwartende Klimaveränderungen auf-
zeigt und entsprechende Anpassungsmaßnahmen erarbeitet.

Klimaschutz als übergreifende Aufgabe spielt letztlich in allen Verwaltungsbereichen eine 
Rolle. Hervorzuheben sind der Kommunale Immobilienservice (KIS) und die mit der Stadtpla-
nung befassten Bereiche. Der KIS kann auf zahlreiche Sanierungserfolge und das Energie-
sparprogramm für Schulen zurückblicken (siehe auch Klimaschutzbericht 2010). Beispiels-
weise wurden bis 2014 ca. 85% der Schulgebäude und 64% der Sporthallen energetisch 
saniert oder teilsaniert. Es besteht aktuell ein hoher Investitionsdruck für Schulneubauten 
und Sanierungen. Die gesetzlichen Anforderungen zur Energieeffizienz sind zwar mittlerwei-
le hoch, es gibt darüber hinaus aber  weiteres Potential für Maßnahmen mit zusätzlichem 
Treibhausminderungspotential. Es ist daher zu prüfen, inwieweit solche Maßnahmen unter 
Beachtung des  Beschlusses 14/SVV/0063 der Stadtverordnetenversammlung zukünftig re-
alisiert werden könnten.

Zur Stadtplanung ist zu sagen, dass Klimaschutz in einigen Prozessen verankert ist (z.B. in 
einzelnen Priorisierungsverfahren der Bauleitplanung); leider sind die Maßnahmen bisher 
nicht unbedingt als Handlungsmaßstab zu bezeichnen.

Im Verkehrsbereich wurden die Radverkehrsstrategie und das Radverkehrskonzept 2008 
von der SVV beschlossen und werden seitdem mit einem eigenen Etat umgesetzt. Derzeit 
wird die Fortschreibung des Konzeptes geplant. Die Parkraumbewirtschaftung wurde ausge-
weitet und Maßnahmen zur Optimierung des Verkehrsflusses ergriffen. Die Beschleunigung 
und der Vorrang des ÖPNV wurden weiter verbessert.
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Wichtigster Akteur im kommunalen Einflussbereich ist die EWP. Zwischen 2010 und 2012 
konnte die EWP bereits Einsparungen von ca. 38.664 Tonnen pro Jahr realisieren47:

 » Durch Zukauf von Wasserkraft ist im Strommix der EWP kein Strom aus Kohle und  
   Atomkraft mehr enthalten. Mit diesem verstärkten Einsatz von grünem Strom wird   
   eine Einsparung von ca. 37.000 Tonnen CO2-Emissionen pro Jahr erreicht.

 » Durch Ausweitung der PV-Nutzung auf Dächern der Stadtwerke wurden weitere ca.  
   600 Tonnen eingespart.

 » Die Erzeugung von Kälte aus Fernwärme im Stern-Center spart ca. 600 Tonnen.
 » Holzheizungen im Bornstedter Feld sparen ca. 22 Tonnen.
 » Ein Klärgas-BHKW erzielt eine Einsparung von 442 Tonnen pro Jahr.

Bei der EWP weiterhin umgesetzt oder im Bau befindlich sind:
 » Erzeugung von EEG-Windstrom durch Beteiligung an regionalen Windparks
 » Einsatz eines Fernwärme-Tagesspeicher am HKW-Süd
 » Einsatz dezentraler BHKWs (teils Biomethanbetrieben) in Nahwärmenetzen
 » Effizienzsteigerung am HKW Süd
 » Einrichtung einer Klimaschutzagentur, die Bauherren, Unternehmen und  

   Privatpersonen zum Energiesparen und dem Einsatz Erneuerbarer Energien berät
 » Angebot eines Klimaschutzfonds

Ebenfalls große Bedeutung hat die Wohnungswirtschaft. Das kommunale Unternehmen 
ProPotsdam engagiert sich seit langem mit Maßnahmen zum Klimaschutz, u.a.:

 » Umstellung des Hausstroms auf Ökostrom in 2007 
 » Investitionen sehen vor, gesetzliche Vorgaben der gültigen EnEV zu unterschreiten
 » Bau des ersten Potsdamer kommunalen Mehrfamilienpassivhauses
 » Einrichtung einer Technischen Revision mit dem Ziel der verstärkten  

   Verkehrssicherung und Energieeffizienzsteigerung durch optimalen Anlagenbetrieb  
   und Initiierung geringinvestiver Maßnahmen

 » Kostenlose Bereitstellung einer Dachfläche für die erste Bürgersolaranlage in  
   Potsdam

 » energetische Sanierungen im Rahmen der Gartenstadt Drewitz
 » Verteilung von Energiespar-Thermometern an alle Bestands- und Neumieter
 » Verbrauchsdiagramme für Mieter
 » Kostenloser Verleih von Strommessgeräten
 » Pilotprojekt: monatliche Verbrauchsübersicht für Mieter
 » Pilotprojekt: Heizungssteuerung
 » Pilotprojekt: Energiesparbegleitung 

47   Angaben EWP
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Auch die weiteren kommunalen Unternehmen haben eine Reihe von Maßnahmen reali-
siert. Zu nennen sind:

 » Energetische Optimierung der Betriebsgebäude der STEP mit  
   ca. 50% Wärme-Einsparung

 » Emissionsreduzierung durch Sanierung der Schwimmbäder am Stern und  
   Brauhausberg

 » weitere Erhöhung der Fahrgastzahlen beim ViP und Maßnahmen zum Vorrang  
   des ÖPNV
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7   Hintergrund

TEIL B

Laut Umweltbundesamt hat die Wohnungswirtschaft einen Anteil von rund 15 % an allen 
Energie- und CO2-Verbräuchen in Deutschland48. Energie wird im Wohnungswesen im We-
sentlichen zur Beheizung der Wohnungen und zur Bereitstellung von Warmwasser benö-
tigt. Anstrengungen der Wohnungswirtschaft zur Energieeinsparung (z.B. Dämmung), zur 
Effizienzsteigerung (z.B. Verbesserung der Anlagentechnik) und zum Einsatz erneuerbarer 
Energien leisten somit einen Beitrag zur Reduzierung des CO2-Austoßes und damit zum 
Klimaschutz.

Auch die Wohnungswirtschaft in Potsdam bzw. die im Arbeitskreis Stadtspuren (AK Stadt- 
spuren) organisierten Wohnungsunternehmen haben gemeinsam mit der Stadt 2009 eine Kli-
maschutzvereinbarung unterzeichnet, mit dem Ziel, den CO2-Ausstoß zu reduzieren. Im Zuge 
des vorliegenden Klimaschutzberichts werden die folgenden sieben Wohnungsunternehmen 
des AK Stadtspuren betrachtet49, die mit knapp 32.000 Wohnungen einen Anteil von 38% an 
allen Wohnungen in Potsdam abdecken (Potsdam insgesamt rund 84.000 Wohnungen)50:  

 » Pro Potsdam (rund 16.400 Wohnungen)
 » GWG Bauverein Babelsberg (rund 360 Wohnungen)
 » Gewoba eG Babelsberg (rund 350 Wohnungen)
 » pbg Potsdamer Wohnungsbaugenossenschaft e.G. (2.637 Wohnungen)
 » PWG Potsdamer Wohnungsgenossenschaft 1956 e.G. (4.071 Wohnungen)
 » Wohnungsbaugenossenschaft 1903 e.G. (rund 1.500 Wohnungen)
 » Wohnungsgenossenschaft „Karl Marx” Potsdam e.G. (6.663 Wohnungen) 

48 Umweltbundesamt Stand 09/2010

49 Das Studentenwerk Potsdam ist ebenfalls im AK Stadtspuren vertreten, wird aber aufgrund des besonderen Gebäudebestands bei   
 der Betrachtung ausgeklammert.

50 Gemäß Zensus 2011 (Korrektur Stand Mai 2014). Darunter sind 70.000 Wohnungen im Geschosswohnungsbau und  
 14.000 Wohnungen in Ein- und Zweifamilien  

KLIMAsCHuTZ IN dEN WOHNuNGsuNTER-
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Die Wohnungsunternehmen wurden befragt, welche Erfahrungen sie mit dem Energie-
management haben und wie dieses in ihren Unternehmen umgesetzt wird. Im Zuge von 
Einzelgesprächen mit Vertreten der Wohnungsunternehmen wurden folgende Aspekte 
thematisiert: 

 » Verwendung eines energetischen Monitoringsystem
 » Organisation und Datenbestand des energetischen Monitoringsystems 
 » Einschätzung und Bewertung eines Monitoringsystems
 » Konkreter Einsatz eines Monitoringsystem bzw. Energiemanagements bei  

   Sanierungsvorhaben 

Die Wohnungsunternehmen des AK Stadtspuren nutzen als Monitoringsystem das Betriebs-
kosten-Benchmarking des BBU, in dem die Energie- und CO2-Verbräuche wie auch alle 
anderen Betriebskostenarten erfasst werden51. Im Folgenden wird daher auf das Betriebs-
kosten-Benchmarking des BBU näher eingegangen.

Das Betriebskosten-Benchmarking wurde entwickelt, um einschätzen zu können, ob die Be-
triebskosten (und damit u.a. auch die Energieverbräuche und -kosten) angemessen sind 
und ob gegebenenfalls Einsparpotenziale vorhanden sind, die aktuell nur unzureichend ge-
nutzt werden. 

Um ein derartiges Monitoring- bzw. Benchmarking-System aufbauen zu können, war es zu-
nächst notwendig, einheitliche Standards zur Erfassung und Aufbereitung der unterschied-
lichen Betriebskostenarten zu erarbeiten. Zu diesem Zweck haben sich im Arbeitskreis 
„Geislinger Konvention“ unterschiedliche Vertreter der Wohnungswirtschaft (Unternehmen, 
Verbände, Dienstleister) zusammengefunden und gemeinsame Standards entwickelt (soge-
nannte „Geislinger Konvention“).

Durch die Möglichkeit, einheitlich aufbereitete Daten zu den unterschiedlichen Betriebskos-
tenarten (z.B. Grundsteuer, Müllgebühren, Energieverbräuche und -kosten) bundesweit mit 
den Daten anderer Wohnungsunternehmen zu vergleichen, können die Betriebskosten des 
eigenen Bestandes analysiert und eingestuft werden. Ziel für die Anwender ist es, herauszu-
finden, welche Position ihr Wohnungsunternehmen oder ein bestimmter Teilbestand (Blöcke, 
einzelne Gebäude usw.) im jeweiligen regionalen Markt hat und wo gegebenenfalls Einspar-
potenziale liegen. Außerdem entsteht durch das Benchmarking eine Kostentransparenz, die 
auch gegenüber dem Mieter genutzt werden kann. 

Von der IT-Firma WohnCom52 wurde eine Plattform erstellt, die eine einheitliche Erfassung, 
Aufbereitung und vergleichende Auswertung der einzelnen Betriebskosten-Positionen er-
laubt. Die Plattform bietet eine Schnittstelle zu nahezu allen gängigen Betriebskostenerfas-
sungssystemen bzw. Verwaltungssoftware der Wohnungsunternehmen, so dass die Daten 
relativ unproblematisch weitergegeben werden können. 

E
xkurs: d

as B
etriebskosten-B

enchm
arking des B

B
u

51 Die Wohnungsbaugenossenschaft 1903 e.G. nutzt aufgrund des besonderen denkmalgeschützten Gebäudebestandes das   
 Wohncom-Angebot nicht. 

52 Siehe www.wohncom.de 
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60                     7  Hintergrund      

Da in der Wohnungsmarktregion Potsdam die Wohnungsunternehmen des AK Stadtspu-
ren und weitere Potsdamer Anbieter das Betriebskosten-Benchmarking nutzen, sind ne-
ben bundesweiten Vergleichen auch regionsspezifische Auswertungen möglich. Es kön-
nen die unterschiedlichen Betriebskostenarten und somit auch die Energieverbräuche 
(und damit indirekt der CO2-Ausstoß) nach unterschiedlichen Kriterien ausgewertet wer-
den. Dies sind die Betriebskosten und Energieverbräuche für die Wohnungsbestände nach 

 » Baualter
 » Bautyp
 » Stadtteil
 » Wohnungsunternehmen
 » einzelnen Objekten
 » Jahr (Zeitreihe teilweise seit 2003)
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8   Erfahrungen der Wohnungsunternehmen

____ 8.1  Kurzportraits der Wohnungsunternehmen

ProPotsdam - GEWOBA

Unsanierter Plattenbau 
Waldstadt II

 

Sanierter Plattenbau Am Stern

Größe
rd. 16.400 Wohneinheiten
Bautyp
Überwiegend Wohnungen in Plattenbauten, Altbauten aus 
der Gründerzeit und Nachkriegsbauten, in geringem Um-
fang Neubau (858 Wohnungen seit 1990)
Lage
Die Bestände liegen im gesamten Stadtgebiet mit Schwer-
punkt in den randstädtischen Großwohnsiedlungen im 
Westen und Osten, der südlichen und nördlichen Vorstadt 
und Babelsberg

GWG Bauverein Babelsberg

Babelsberg

Größe
rd. 360 Wohnungen
Bautyp
Altbauten aus der Gründerzeit (1920er- und 1930er Jahre)
Lage
Potsdam-Babelsberg

Gewoba eG Babelsberg

Babelsberg

Größe
rd. 350 Wohneinheiten
Bautyp
Denkmalgeschützte Siedlung aus den 1920er Jahren 
(Blockrandbebauung)
Lage
Potsdam-Babelsberg
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Potsdamer Wohnungsbaugenossenschaft

Schlaatz

Größe
2.637 Wohnungen
Bautyp
Überwiegend Plattenbau, Gebäude der 1950er Jahre; we-
nige Wohnungen im Neubau
Lage
Schwerpunkt im südlichen Stadtgebiet (Waldstadt I und 
II, Schlaatz, Am Stern und Drewitz), einige Objekte in der 
Innenstadt

PWG 1956 Potsdamer Wohnungsgenossenschaft 1956 e.G.

Waldstadt

Größe
4.071 Wohneinheiten
Bautyp
Überwiegend Plattenbau der 1970er und 1980er Jahre; 
Altbauten aus den 1920er Jahren (Siedlung „Vaterland“); 
Neubauten der 2000er Jahre.
Lage
Potsdam-West, Waldstadt I und II, Schlaatz, Innenstadt, 
Stern, Drewitz
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Wohnungsbaugenossenschaft 1903 e.G.

Nauener Vorstadt

Teltower Vorstadt

Größe
rd. 1.500 Wohneinheiten
Bautyp
Altbauten aus der Gründerzeit (1920er und 1930er Jahre)
Lage
Brandenburger Vorstadt, Nauener Vorstadt, Teltower 
Vorstadt

Wohnungsgenossenschaft „Karl Marx“ Potsdam eG

Waldstadt II

Größe
Genossenschaftswohnungen: 6.663
Eigentumswohnungen: 726
Bautyp
Plattenbau, teilw. wurden Bestände als Eigentum privati-
siert und werden nun bewirtschaftet
Lage
Gesamtes Stadtgebiet (außer Bezirk Potsdam Nord)
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____ 8.2  Einsatz des Monitoringsystems

Mit Ausnahme des Wohnungsunternehmens 1903 e.G. nutzen mittlerweile alle Wohnungs-
unternehmen des AK Stadtspuren das Betriebskosten-Benchmarking des BBU. Die Daten-
lieferungen an den IT-Dienstleister WohnCom erfolgt in den einzelnen Unternehmen jeweils 
über die Betriebskostenabrechnungsstelle. Wie die Umsetzung im Einzelnen erfolgt und 
welche unternehmensspezifischen Besonderheiten vorhanden sind, ist im Folgenden dar-
gestellt.

Pro Potsdam – GEWOBA
Die Pro Potsdam – GEWOBA beteiligt sich seit 2007 am Betriebskosten-Benchmarking des 
BBU. Für die interne Prüfung der Betriebskosten (insbesondere der Heizkosten und da-
mit auch der Energieverbräuche) hat die Pro Potsdam zusätzlich ein eigenes System ent-
wickelt, das in die Arbeitsabläufe im Unternehmen passt. Es werden jeweils die „Top-100 
Wohnungen“ ermittelt in denen die Verbräuche besonders unterdurchschnittlich bzw. stark 
überdurchschnittlich sind. In diesen Beständen wird gezielt nach den Ursachen geforscht. 
Gründe für einen abweichenden Energieverbrauch können im Verhalten des Mieters liegen 
(hoher Wärmebedarf, hoher Warmwasserverbrauch, starkes Lüften, keine verschlossenen 
Türen etc.) oder auf technische Schwierigkeiten zurückzuführen sein. 

Sind die hohen Heizkosten und Energieverbräuche auf das Mieterverhalten zurückzuführen, 
bietet die Pro Potsdam – GEWOBA einen Energie-Check durch die Verbraucherzentrale 
Brandenburg e.V. an. Dabei bekommen die Mieter neben einer einstündigen Beratung vor 
Ort durch einen Energieberater eine Präsentationstüte der Pro Potsdam – GEWOBA mit 
Utensilien zur Einsparung von Wasser und Strom und einem Hygrometer zur Luftfeuchte-
messung. 

GWG Bauverein Babelsberg
Der Bauverein Babelsberg beteiligt sich ebenfalls seit 2007 am Betriebskosten-Benchmar-
king des BBU. Der GWG Bauverein nutzt das Benchmarking, um Ausreißer bei den Betriebs-
kosten und somit möglichen Handlungsbedarf in den Objekten zu identifizieren. 
Neben dem Benchmarking des BBU nutzt der Bauverein auch einen Service des Dienst-
leisters, der die Heizkostenabrechnung erstellt. Hier wird vor dem Versand der Betriebskos-
ten-Abrechnung an den Mieter geprüft, ob alles stimmig ist und in welchen Fällen, die Ver-
bräuche auffällig sind. Bei auffälligen Betriebskostenabrechnungen und somit untypischen 
Energieverbräuchen werden die Ursachen ermittelt (z.B. verändertes Heizverhalten durch 
Geburt eines Kindes, Auszug einer Person oder auch technische Defekte). 

Das Benchmarking des BBU bietet zusätzlich eine gute Vergleichsmöglichkeit für die Mieter, 
um die Höhe der Betriebskosten einordnen zu können. Anhand des Benchmarking können 
die Mieter ablesen, dass die Betriebskosten bei der GWG vergleichsweise niedrig sind. 
In Einzelfällen überprüft auch die die Arbeitsagentur die Höhe der Betriebskosten. Die Ar-
beitsagentur übernimmt bei Bedarfsgemeinschaften (Hartz IV-Haushalte) die Betriebskos-
ten. Sind diese unverhältnismäßig hoch, wird nur ein Teil der Kosten übernommen, die übri-
gen Kosten sind vom Mieter zu zahlen.
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Gewoba eG Babelsberg
Die Gewoba eG Babelsberg beabsichtigt zukünftig das Betriebskosten-Benchmarking des 
BBU zu nutzen. Eine erste Datenlieferung mit den Verbrauchsdaten für 2013 erfolgte im 
Frühjahr 2014 an die WohnCom. 

Ziel ist es, die Betriebskosten transparent für alle Mieter darzustellen. Es besteht die Hoff-
nung, Einsparpotenziale bei den Betriebskosten durch das Benchmarking zu identifizieren. 
Auch die Einsparungen, die durch die eingeleiteten Sanierungsmaßnahmen zu erwarten 
sind (siehe unten), sollen sichtbar werden.

Eine Auswertung der Betriebskosten einzelner Gebäude soll möglich sein. Es besteht die 
Hoffnung, dass durch das BBU-Benchmarking die Blöcke identifiziert werden können, in 
denen der Handlungsbedarf am größten ist. Aktuell erfolgt der Austausch informell über 
einzelne Betriebskostenpositionen im AK Stadtspuren.

Potsdamer Wohnungsbaugenossenschaft
Auch in der Potsdamer Wohnungsbaugenossenschaft wird das Monitoringsystem des BBU 
genutzt. Das Benchmarking dient dem Vergleich und der Einordnung der Betriebskosten 
bzw. Energieverbräuche des pbg-Bestandes in die Potsdamer Wohnungsbestände insge-
samt. 

Überdurchschnittliche Verbräuche in einzelnen Objekten werden sichtbar und ein möglicher 
Handlungsbedarf wird aufgezeigt. Bei überdurchschnittlichen Verbrauchswerten, die auf das 
Mieterverhalten zurückzuführen sind, werden dem Mieter Beratungen (Gespräch, Informati-
onsmaterial zum richtigen Heizen und Lüften, Vor-Ort-Besuche) angeboten. 
Quantifizierte energetische Zielvorgaben wurden bei der pbg nicht festgelegt, jedoch hat 
sich die pbg verpflichtet „energieeffizient zu Handeln und zu Leben“.

PWG 1956 - Potsdamer Wohnungsgenossenschaft 1956 e.G.
Auch bei der PWG 1956 werden im Rahmen der Betriebskostenabrechnungen und durch 
das Benchmarking des BBU Ausreißer identifiziert und es wird nach den Ursachen für einen 
erhöhten Verbrauch geforscht (Veränderung der Personenzahl in der Wohnung, mögliche 
technische Defekte, geändertes Mieterverhalten usw). Durch die verbrauchsabhängigen 
Energieausweise hat die Wohnungsgenossenschaft die Energieverbräuche im Blick. 

Wohnungsbaugenossenschaft 1903 e.G.
Das Betriebskosten-Benchmarking des BBU wird nicht genutzt. Der Arbeitsaufwand, der 
mit der Datenweitergabe verbunden ist, wird für die 1903 als zu hoch eingeschätzt. Die 
Vergleichsmöglichkeiten im Benchmarking-System sind für die 1903 e.G. nur in wenigen 
Positionen aussagekräftig, da sich die Bestände der 1903 e.G. deutlich von den Beständen 
der anderen Potsdamer Wohnungsunternehmen unterscheiden. 
Ein eigenes Monitoringsystem betreibt die 1903 e.G. nicht. Die Betriebskostenabrechnun-
gen werden durch die Abrechnungsstelle im Unternehmen erstellt. Mögliche Energieeinspa-
rungen, die durch die eingeleiteten Sanierungsmaßnahmen zu erwarten sind, werden im 
Einzelfall angeschaut.
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Wohnungsgenossenschaft „Karl Marx“ Potsdam eG
Die Wohnungsbaugenossenschaft Karl Marx nutz das Betriebskosten-Benchmarking des 
BBU. Die Daten der Genossenschaft sind seit 2003 im System enthalten. Es sind Analysen 
im Zeitverlauf möglich.

Das Benchmarking wird genutzt, um die Verbrauchswerte der Objekte einordnen zu kön-
nen. Objekte mit überdurchschnittlichen Verbräuchen können so ermittelt werden. Gegebe-
nenfalls werden notwendige Sanierungsmaßnahmen vorgezogen, um überdurchschnittliche 
Energieverbräuche in einzelnen Gebäuden zu reduzieren. Das Benchmarking wird auch bei 
konkreten Sanierungsvorhaben eingesetzt (vorher-/nachher-Betrachtung). 
Fallen nur einzelne Wohnungen mit überdurchschnittlichen Verbräuchen auf, erfolgt eine 
Beratung und Information der Mieter (u.a. über Mieterzeitschrift).

____ 8.3  sanierungsvorhaben

ProPotsdam - GEWOBA 
Aktuell wird bei der ProPotsdam der Instandsetzungsstau noch abgearbeitet. Bei der Fest-
legung welches Objekt saniert werden soll, spielen unterschiedliche Faktoren eine Rolle, 
wobei der energetische Zustand des Gebäudes eine Komponente darstellt. 

Bei der Festlegung der Sanierungsplanung werden die Zielkonflikte, die mit der Modernisie-
rung und energetischen Sanierung einhergehen deutlich. Die Pro Potsdam – GEWOBA soll 
die Versorgung mit ausreichend bezahlbarem Wohnraum sichern, zum Klimaschutz beitra-
gen, den Bestand nachhaltig qualifizieren und dauerhaft nachfragegerecht ausrichten (u.a. 
Anpassung an die Alterung der Bevölkerung) und gleichzeitig wirtschaftlich arbeiten. Sind 
umfassende Sanierungsmaßnahmen notwendig, um das Objekt nachhaltig und langfristig 
nachfragegerecht auszurichten, sind ggf. hohe Modernisierungsumlagen notwendig, um die 
Sanierung zu finanzieren. Die Modernisierungsumlage führt jedoch zu steigenden Mieten, 
was dem Ziel preiswerten Wohnraum zur Verfügung zu stellen, entgegensteht. In diesem 
Spannungsverhältnis müssen die unterschiedlichen Einflussfaktoren und Ziele miteinander 
abgewogen werden. 

So könnten derzeit ca. 400 Altbauwohnungen saniert werden, wo jedoch der Diskussions-
prozess wegen der Umlagekosten noch nicht abgeschlossen ist. Für den Bestand an Plat-
tenbauten soll die Sanierung bis 2025 abgeschlossen sein.

Im Einzelfall werden durch die ProPotsdam auch niedriginvestive Maßnahmen durchgeführt. 
Die Pro Potsdam hat beispielweise im Zuge eines Modellprojekt in Haushalten mit einem 
besonders überdurchschnittlichen Verbrauch den Kauf eines neues Reglers („Heizung nach 
tatsächlichem Bedarf“) angeregt. Die Refinanzierung des Gerätes erfolgt in den ersten zwei 
bis drei Jahren durch die Ersparnisse bei den Heizkosten. Nach der Refinanzierung profitiert 
der Mieter direkt von den Heizkostenersparnissen. 
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GWG Bauverein Babelsberg
Der Bestand der GWG verfügt mittlerweile ausschließlich über Gaszentralheizungen. In den 
letzten Jahren wurden die Gasetagenheizungen gegen moderne Gasheizungen mit Brenn-
werttechnik ausgetauscht. Für die nächsten Jahre sind weitere Sanierungen (Wärmedäm-
mung, Fassadensanierung, Heizungsaustausch) in den noch unsanierten Beständen ge-
plant.

Gewoba eG Babelsberg
Die Gewoba Babelsberg plant folgende Sanierungsvorhaben, die sich auf den Energie- und 
CO2-Verbrauch deutlich auswirken werden:

 » Anschluss an das Fernwärmenetz, anstelle der aktuellen Versorgung mittels   
   Ölheizkraftwerk im Blockinnenbereich. Die Gebäude werden direkt von der Straße  
   an das Fernwärmenetz angeschlossen, um Wärmeverluste weitestgehend zu  
   vermeiden. Das eigene Fernwärmenetz auf den Grundstücken wird stillgelegt.  
   Der Anschluss wird im nächsten Jahr erfolgen, so dass im Winter 2015/2016  
   erstmalig mit Fernwärme geheizt wird.

 » Die Warmwasseraufbereitung erfolgt aktuell über das zentrale Blockheizkraftwerk.  
   Um Wärmeverluste zu vermeiden, wird auf eine dezentrale  
   Warmwasserbereitstellung in den Gebäuden umgestellt. Geplant ist dieses  
   Vorhaben für 2015. 

Die Gewoba Babelsberg hat vor der Entscheidung, Fernwärme zu nutzen, verschiedene 
Heizungsarten geprüft. Im Falle der Gewoba Babelsberg zeigte sich lediglich die Fernwär-
menutzung als wirtschaftlich sinnvoll, ohne dass die Mieten spürbar steigen.

Da der Bestand der Gewoba Babelsberg unter Denkmalschutz steht, sind die Möglichkeiten 
zur (energetischen) Sanierungsmaßnahmen eingeschränkt. Solaranlagen auf den Dächern 
sind beispielswiese nicht mit den Auflagen des Denkmalschutzes vereinbar. Eine Fassaden-
dämmung ist aufgrund des Status als Flächendenkmal nicht möglich.

Bislang durchgeführt wurden Dachbodendämmungen und Giebeldämmung (Vollwärme-
schutz). Auch die Fenster wurden ausgetauscht. Eine Sanierung der Wohnung im Inneren 
erfolgt nur bei Mieterwechsel. Viele Wohnungen sind noch von Altmietern bewohnt. In die-
sen Wohnungen wurden seit 40 Jahren keine Modernisierungen vorgenommen.

Potsdamer Wohnungsbaugenossenschaft
Alle Bestände der pbg werden mit Fernwärme beheizt. Die Umrüstung der letzten Wohnun-
gen erfolgte 2013. Dort wurden 170 Wohnungen, die bislang mittels Gasetagenheizung ver-
sorgt wurden an ein Blockheizkraftwerk im Blockinneren (Nahwärmenetz) angeschlossen. 
Im Zuge eines Modellvorhabens wurden außerdem zwei Plattenbauten mit insgesamt 72 
Wohnungen zusätzlich mit Solarthermieanlagen zur Warmwasseraufbereitung ausgestattet. 
Die Energieverbräuche in den beiden Objekten reduzierten sich deutlich.

          8  Erfahrungen der Wohnungsunternehmer                                                          67
TOP 3.4



PWG 1956 Potsdamer Wohnungsgenossenschaft 1956 e.G.
Die PWG Wohnungsgenossenschaft hat in den letzten Jahren die Bestände saniert und 
Neubauvorhaben realisiert. Der durchschnittliche Energieverbrauch im gesamten Bestand 
ist mit rund 80 kWh/m² pro Jahr sehr niedrig. Der Grenznutzen der energetischen Sanie-
rungsmaßnahmen bzw. die erzielbaren Einsparungen werden immer geringer, da die Be-
stände insgesamt bereits einen vergleichsweise hohen Standard aufweisen. Weitere Sanie-
rungsmaßnahmen sind in der Regel mit hohen Kosten verbunden, die jedoch nicht (mehr) 
durch die Einsparungen bei den Betriebskosten refinanziert werden können. 

Problematisch wird in Teilen das Nutzerverhalten gesehen. Viele Technische Neuerungen 
zur Energieeinsparung verlangen von den Mietern eine Verhaltensänderung (z.B. Stoßlüf-
ten; alle Räume gleichmäßig heizen; teilweise längere Aufheizungsphasen, daher sollten die 
Räume nie ganz auskühlen usw.). Oftmals werden die prognostizierten Einsparungen nicht 
erreicht, da die Nutzer die Anlage nicht optimal nutzen. Gleichzeitig benötigen derart moder-
ne Anlagen umfangreiches technisches Wissen und eine intensive Wartung. 

Wohnungsbaugenossenschaft 1903 e.G.
Energetische Überlegungen spielen bei den Sanierungsvorhaben der denkmalgeschützten 
Gebäude der 1903 e.G. eine untergeordnete Rolle. Die erste Grundinstandsetzung des Be-
standes ist noch nicht abgeschlossen. Vor einigen Jahren wurde der Zustand der Gebäude 
erfasst und ein Sanierungsfahrplan in Abhängigkeit des Sanierungsbedarfs und der zur Ver-
fügung stehenden Mittel aufgestellt. Dieser wird noch abgearbeitet.

Insgesamt gilt bei der 1903 e.G., dass nur Dinge ausgetauscht werden, die kaputt sind. 
Wenn dann ein Austausch oder eine Sanierung erfolgen muss, wird nach dem dann gelten-
den Standard saniert/ausgetauscht. Bislang erfolgten folgende Maßnahmen Kellerdecken-
dämmung, Dämmung der obersten Geschossdecke, Rohrisolierungen, Fassadendämmung 
nur in Einzelfällen, da der Denkmalschutz dies nicht genehmigt. Insgesamt gilt: „Es wird so 
viel wie möglich auch in energetischer Sicht getan, aber der Denkmalschutz steht an erster 
Stelle.“

Wohnungsgenossenschaft „Karl Marx“ Potsdam eG
Es wurden diverse Sanierungsmaßnahmen durchgeführt. Dies waren u.a. Dachdämmung, 
Kellerdeckendämmung, Fassadendämmung. Vor einer Sanierung wird das jeweilige Objekt 
detailliert untersucht und mögliche Einsparpotenziale identifiziert. Leider werden häufig die 
erzielten Einsparungen durch Preiserhöhungen an anderer Stelle (z.B. Grundsteuer, Müll-
gebühren) wieder aufgezehrt. Die dem Mieter gegenüber angekündigten Kostenersparnisse 
werden aufgebraucht und das Verständnis der Mieter gegenüber Sanierungsmaßnahmen 
nimmt ab.

Der Grenznutzen von weiteren energetischen Sanierungsmaßnahmen nimmt immer weiter 
ab. Es wurde bislang ein guter Standard erreicht, weiter Einsparungen sind nur schwer zu 
erzielen, bzw. mit so hohen Kosten verbunden, die sich aber durch die Einsparungen nicht 
in einem angemessenen Zeitraum refinanzieren lassen.
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____ Linkliste

Klimaagentur Potsdam 
http://klimaagentur-potsdam.de/klimaagentur-potsdam/

Klimapartner Potsdam 
http://klimapartner-potsdam.de/ueber-uns/ 

Koordinierungsstelle Klimaschutz 
http://www.potsdam.de/cms/ziel/933932/DE/

Neue Energie Genossenschaft 
http://www.neue-energie-genossenschaft.de/

Potsdamer Solardachwebseite 
http://potsdam.publicsolar.de/

Potsdamer Solarverein 
http://www.potsdamer-solarverein.de/

Stadtwerke Potsdam GmbH  
http://www.swp-potsdam.de/swp/de/stadtwerke-potsdam/home.php

Umweltbundesamt 
http://www.uba.de/

UniSolar 
http://www.unisolar-potsdam.de/

Verbraucherzentrale Energieberatung 
http://www.vzb.de/Energie-Bauen-Wohnen
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Mitteilungsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

14/SVV/1136

Betreff: öffentlich
CO2-Bilanzen

bezüglich
DS Nr.: 14/SVV/0938

Erstellungsdatum 03.12.2014
Eingang 922: 03.12.2014

Einreicher: FB Kommunikation, Wirtschaft und Beteiligung 

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

03.12.2014 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Inhalt der Mitteilung:

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Für die Jahre 2010, 2011 und 2012 ergibt sich die Bilanz wie folgt:

Die nachfolgenden CO2-und Energiebilanzen sind unter Benutzung des Tool ECORegion erarbeitet 
worden. Es ist das in der Bundesrepublik am weitesten verbreitete Tool im kommunalen 
Klimaschutz und ist zudem eine gute Grundlage für die in zwei Jahren wahrscheinlich 
bevorstehende Einführung eines für Fördermittel bundesweit verpflichtenden Tools 
„Klimaschutzplaner“ des BMUB – die LHP ist hier Testkommune.

Im Ergebnis dessen ergeben sich die in den nachfolgenden Grafiken dargestellten CO2-und 
Energiebilanzen, die bis in das Jahr 2003 zurückverfolgt werden können.

Die Daten zur Erstellung einer verbindlichen CO2-Bilanz für das Jahr 2013 liegen nicht vor, da die 
Verbrauchsabrechnungen in den Unternehmen noch nicht abgeschlossen sind.
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Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein

Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen.

Fazit finanzielle Auswirkungen:

Keine

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1  Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4
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Energieverbrauch 

 

 
Energieverbrauch je Einwohner 
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Energieverbrauch nach Sektoren 2010 
 

 
 
Energieverbrauch nach Sektoren 2012: 
 

 

 
Hier ist zu beachten, dass der Verkehr auch überregionale Verbräuche berücksichtigt, etwa 
durch Potsdamer erzeugten Güter- und Flugverkehr. 
 
Um Missverständnissen im schwarz-weiß-Druck vorzubeugen, möchten wir mitteilen, dass 
die kommunalen Gebäude im Jahr 2010 zu 1,7% und im Jahr 2012 zu 2% am 
Energieverbrauch beteiligt sind. 
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Energiebereitstellung aus Erneuerbaren Energien 
 

 

 
 
 
CO2-Emissionen 
 
Für die Bilanzierung der Treibhausgasemissionen wurde eine Lebenszyklusbilanz auf Basis 
potsdamspezifischer Daten und nationaler Emissionsfaktoren gewählt. Daraus ergibt sich im 
Jahr 2012 eine Gesamtemission von ca. 1.007.469 Tonnen bzw. 6,33 Tonnen je Einwohner. 
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Vergleicht man die CO2 – Emissionen pro Einwohner in dem Zeitraum von 2005 bis 2012 ist 

ein Rückgang von etwa 8% zu verzeichnen; äquivalent sind das ca. 0,55 Tonnen je 

Einwohner bzw. 91.000 Tonnen absolut. 

Der sinkende Trend wird auch in der Darstellung der Zielerreichung deutlich: 

 

 

Eine ausführliche Bewertung der dargestellten Situation erfolgt im Klimabericht 2012 der der 
Stadtverordnetenversammlung nach Beendigung der verwaltungsinternen Abstimmung als 
Mitteilung vorgelegt wird.  
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Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

15/SVV/0043

öffentlich
Betreff:
Potsdam strebt an den Titel "Fairtrade - Town" zu erlangen

Erstellungsdatum 13.01.2015
Eingang 922: 13.01.2015

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

28.01.2015 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Teilnahme der Landeshauptstadt Potsdam an „Fairtrade-
Towns“ in die Erarbeitung des Leitbildes für die LH P einzubeziehen.

gez. Peter Schüler
Fraktionsvorsitzender
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin: 09.09.2015
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

Dazu müsste die Stadt anstreben, den in Deutschland von TransFair e.V. verliehenen Titel „Fairtrade-
Town“ zu erlangen. Sie würde sich damit verpflichten, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um 
die im Weiteren aufgeführten fünf Kriterien zu erfüllen. 

Seit Januar 2009 können sich Kommunen in Deutschland für ihr Engagement im Fairen Handel um 
den Titel „Fairtrade-Town“ bewerben. Die Kampagne „Fairtrade-Town“ vernetzt erfolgreich Akteure 
aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Politik und fördert den Fairen Handel auf kommunaler Ebene. 
Ziel der Kampagne ist es, dass sich verschiedene Akteure der Kommune gemeinsam für den Fairen 
Handel, ökofaire Beschaffung, auch bei öffentlichen Ausschreibungen einsetzen. In Deutschland 
wächst zunehmend das Bewusstsein für gerechte Produktionsbedingungen sowie soziale und 
umweltschonende Herstellungs- und Handelsstrukturen. Auf kommunaler Ebene spielt der „Faire“ 
Handel in allen gesellschaftlichen Bereichen eine wichtige Rolle, zunehmend auch bei der 
öffentlichen Beschaffung. Die „Fairtrade-Town“ Kampagne bietet einen Startschuss für ein faires, 
nachhaltiges Engagement in einer Kommune. Angeknüpft an die Lokale Agenda 21 übernimmt eine 
„Fairtrade-Town“ soziale Verantwortung und damit eine Vorbildfunktion für Bürgerinnen und Bürger. 
Für Potsdam bedeutet dies, sich einmal mehr als innovative weltoffene Stadt zu etablieren und ein 
positives Image zu transportieren. 
Der verknüpfende Charakter der Kampagne öffnet meist ganz neue Kooperationsformen regional, 
national sowie international. Weltweit gibt es bereits über 1.400 „Fairtrade-Towns“ in über 24 
Ländern. In Deutschland sind derzeit ca. 300 Kommunen an dieser Kampagne beteiligt. Im Land 
Brandenburg könnte Potsdam, nach Eberswalde, derzeit die 2. Kommune sein, um den Titel 
„Fairtrade-Town“ zu erhalten.
In Potsdam sind seit Jahren, Initiativen und Vereine (z.B. Venrob e.V.) und andere 
Handelsunternehmen tätig, die „Fair Trade – Kriterien“ erfüllen. Der „Eine Welt – Laden“ , Biomärkte 
und Bio-Cafés und Restaurants u.v.a.m.. Im Rahmen einer größeren Fachtagung können die 
Institutionen eingeladen werden, um eine Steuerungsgruppe mit der Stadtverwaltung zu gründen.

Zur Erlangung des Titels müssen folgende Kriterien erfüllt werden:

Kriterium 1 
Es liegt ein Beschluss der Kommune / des Kreistages vor, dass bei allen Sitzungen der Ausschüsse 
und des Rates sowie im Bürgermeister-, bzw. Landratsbüro Kaffee sowie ein weiteres Produkt aus 

TOP 3.6



Fairem Handel verwendet wird. Es wird die Entscheidung getroffen, als Stadt (bzw. 
Gemeinde/Landkreis) den Titel „Fairtrade Stadt“ (bzw. Gemeinde/Landkreis) anzustreben. 

Kriterium 2 
Es wird eine lokale Steuerungsgruppe gebildet, die auf dem Weg zur „Fairtrade-Stadt“ (bzw. 
Gemeinde/Landkreis) die Aktivitäten vor Ort koordiniert. 

Kriterium 3 
In den lokalen Einzelhandelsgeschäften (darunter auch Floristen) sowie in Cafés und Restaurants 
werden „Fairtrade-Produkte“ angeboten (jeweils mindestens zwei, die Anzahl der Geschäfte und 
gastronomischen Betriebe richtet sich nach der Einwohnerzahl). 

Kriterium 4 
In öffentlichen Einrichtungen wie Schulen, Vereinen und Kirchen werden „Fairtrade-Produkte“ 
verwendet und es werden dort Bildungsaktivitäten zum Thema „Fairer Handel“ durchgeführt.

Kriterium 5 
Die örtlichen Medien berichten über Aktivitäten auf dem Weg zur „Fairtrade-Stadt“ (bzw. 
Gemeinde/Landkreis). 
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 Änderungsantrag 

 Ergänzungsantrag 

 Neue Fassung 

zur Drucksache Nr. 

15/SVV/0043 

  öffentlich 

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Betreff: Potsdam strebt an, den Titel "Fairtrade - Town" zu erlangen 

 Erstellungsdatum 30.01.2015 

 Eingang 902:  

   

 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium 

 

  

04.03.2015 Stadtverordnetenversammlung        X 

                        

                        

                        

 

 
Änderungs-/Ergänzungsvorschlag Neue Fassung: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, zu prüfen, ob die Landeshauptstadt Potsdam anstreben kann, 
den in Deutschland von TransFair e.V. verliehenen Titel „Fairtrade-Town“ zu erlangen. 
 
Sie würde sich damit verpflichten, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die in der 
Begründung aufgeführten fünf Kriterien zu erfüllen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Unterschrift 
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Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

15/SVV/0200

öffentlich
Betreff:
Bedingungen und Auflagen zur Schmutzwasserentsorgung beim Fassadenreinigen/Fassadenabbeizen

Erstellungsdatum 10.03.2015
Eingang 922:

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

01.04.2015 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Satzung für die öffentliche Abwasserbeseitigungs- und 
abgabensatzung (AWS) dahingehend zu erweitern, dass Bedingungen und Auflagen zur 
Schmutzwasserentsorgung beim Fassadenreinigen/Fassadenabbeizen Berücksichtigung finden. Dazu 
bedarf es einer genehmigungspflichtigen Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage und der 
Abwassereinleitung.

Des Weiteren soll ein Merkblatt nach dem Vorbild der Stadt Augsburg erstellt werden, das Bedingungen 
und Auflagen zur Schmutzwasserentsorgung beim Fassadenreinigen / Fassadenabbeizen festlegt 
(siehe Anlage).

gez. Peter Schüler
Fraktionsvorsitzender
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin: 01.07.2015

TOP 3.7



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Beim Reinigen und Abbeizen von Fassaden durch eingesetzte Chemikalien und abgelöste 
Verschmutzungen entstehen Umweltbelastungen. Wenn diese Stoffe nicht ordnungsgemäß 
zurückgehalten werden, können sie Gewässer- und Bodenverunreinigungen sowie 
Vegetationsschäden verursachen. Verschmutzungen an Fassaden bestehen aus fettigen Ruß- und 
Staubpartikeln aus der Luft, die Schwermetalle wie Blei und Zink enthalten können sowie organischen 
Bestandteilen wie Algen, Moose und Vogelkot. Diese Ablagerungen können beim Einsatz von 
Hochdruckreinigungsgeräten, auch ohne Zusatz von Chemikalien, das dabei anfallende Abwasser mit 
Schadstoffen belasten. Diese Belastung ist wesentlich höher als die des normalen 
Niederschlagswassers. Beim Entschichten von Fassadenflächen kommen die Inhaltsstoffe der 
Altbeschichtung hinzu.

Entsprechende Änderungen der Satzung könnten wie folgt Berücksichtigung finden:

(1) In der zu ändernden Satzung bedürfen künftig einer Genehmigung:
a) die Einleitung von Abwasser in die öffentliche Kanalisation sowie dessen Änderung bzgl. 

Menge, Art und Beschaffenheit,
b) die Herstellung und Änderung von Grundstücksentwässerungsanlagen außerhalb von 

Gebäuden einschließlich der Anschlusskanäle an die öffentliche Entwässerungseinrichtung,
c) die Herstellung und Änderung von Entwässerungsanlagen in Gebäuden unterhalb der 

Rückstauebene, mindestens jedoch aller Entwässerungseinrichtungen unterhalb des 
Erdgeschoßfußbodens,

d) die Herstellung und Änderung sämtlicher Entwässerungseinrichtungen, die gewerbliches 
bzw. nicht nur häusliches Abwasser aufnehmen, behandeln und ableiten.

(2) Eine notwendige Baugenehmigung ersetzt nicht die Genehmigung nach § … AWS (ist dann 
einzusetzen) dieser Satzung. Die Genehmigungspflicht besteht unabhängig von den 
Verfahrensvorschriften des Baurechts.

(3) Für die Prüfung und Genehmigung nach § … AWS (ist dann einzusetzen) ist bei der LH P ein 
Antrag einzureichen. Hierzu ist das dort aufliegende Formblatt (noch zu erstellen) zu verwenden. 
Dem Antrag sind Pläne und Beschreibungen beizufügen.

Anlage: Merkblatt der Stadt Augsburg
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Telefonvermittlung: 

 
Sprechzeiten:   

 
Bankverbindungen: 

(0821) 324-0 Mo 7.00-15.30 Linie  51,52,54,4 Stadtsparkasse Augsburg 
Internet: www.augsburg.de Di-Do 7.00-16.00 Haltestelle 810 201 111 (BLZ 720 500 00) 
e-mail:   Fr  7.00-12.00 Augsburg Nord  
klaerwerk.stadt@augsburg.de    

 

Stadt Augsburg 
 

 

 
 

 
            

 Klärwerk, Klärwerkstr. 10, 86154 Augsburg     Dienstgebäude  Abt. Abwasserreinigung 
                        Klärwerkstr. 10 

  86154 Augsburg 
 Zimmer  
 Sachbearbeiter(in) Hr. Neupert 
 Telefon (0821) 324 - 7840 
 e-mail werner.neupert@augsburg.de 
 Telefax (0821) 324 - 7850 
 Ihre Zeichen       
 Unsere Zeichen       

 Datum 27.04.2009 
 
 Unsere Zeichen und Datum bei Antwort bitte angeben 
 Bitte beachten: e-mails sind nicht rechtsverbindlich 

 

Merkblatt 
Bedingungen und Auflagen zur Schmutzwasserentsorgung 

beim Fassadenreinigen / Fassadenabbeizen 
 
Bei Fassadenreinigungs- und Abbeizarbeiten fällt Abwasser an, das mit Sand, Farbresten, Putzteilen, 
ggf. Chemikalien, Säuren, Basen und auch gefährlichen Stoffen wie Schwermetallen belastet ist. 
 
Menge und Beschaffenheit des häuslichen und gewerblichen Abwassers werden dadurch verändert, 
so daß nach § 10 der Entwässerungssatzung der Stadt Augsburg (EWS) grundsätzlich eine 
Einleitungsgenehmigung erforderlich ist. Unter bestimmten Voraussetzungen kann von einer Ein-
leitungsgenehmigung bzw. Anzeigepflicht abgesehen werden. 
 
 

1. Fassadenreinigung ohne Chemie-Einsatz 
 
• Keine Genehmigungspflicht und keine Anzeigepflicht unter folgender Voraussetzung: 
 Rückhaltung der Feststoffe durch Filtervlies (siehe Skizze S. 4): 

Unter das Gerüst sind geeignete, ca. 1m breite kunststoffkaschierte Filtervliesbahnen zu legen, 
die fassadenseitig mit Klebeband festzukleben sind. Durch Unterlegen von Kanthölzern in Längs-
richtung auf der fassadenabgewandten Seite ist eine Wanne auszubilden, in der das entstehende 
Schmutzwasser aufgefangen und die Schmutzstoffe sedimentiert werden. Bei warmem und 
trockenem Wetter entsteht so durch die Verdunstung kein Abwasser. Bei ungünstiger Witterung 
sind vor der Durchführung von Malerarbeiten die Kanthölzer zu entfernen, so daß nach Sedimen-
tation bzw. Horizontalfiltration auf dem Vlies das Klarwasser abfließen kann. Gebrauchtes Vlies 
kann über den Hausmüll entsorgt werden. 

 
 

2. Fassadenreinigung mit Chemie-Einsatz 
 
2.1 Ausschließlicher Einsatz von Tensiden 
 
• keine Genehmigungspflicht  

• Anzeigepflicht: 
Mindestens 5 Tage vor Beginn der Arbeiten sind diese dem Tiefbauamt Augsburg, 
Stadtentwässerung, Abteilung Kanalnetz, Annastraße 16, 86150 Augsburg, unter Angabe der 
voraussichtlichen Dauer schriftlich anzuzeigen. 

TOP 3.7



 

- 2-  

 
• Auswahl der Reinigungsmittel: 

Es dürfen nur biologisch abbaubare Tenside eingesetzt werden. Der Einsatz von Nonylphenol-
ethoxylaten ist nicht zulässig. 

 
• Abwasservorbehandlung: 

- Bei befestigten Flächen mit Kanalanschluß sind die Feststoffe mittels folienkaschiertem 
Kunststoffvlies analog Ziffer 1. zurückzuhalten. 
 
- Bei unbefestigten Flächen und befestigten Flächen ohne Kanalanschluß ist das Schmutz-
wasser in einer Wanne aufzufangen. Nach Sedimentation der Feststoffe (mindestens 2 Stunden) 
kann das überstehende Klarwasser in den nächstgelegenen Schmutzwasserkanal eingeleitet 
werden. 
 

 
2.2 Einsatz von sonstigen Chemikalien 
 
Beispiele:  Fungizid-Behandlung (mit Hochdruckreiniger versprühte fungizide Lösung), 

komplexbildnerhaltige Gipsablöser usw. 
 

• Genehmigungspflicht nach §10 der städtischen Entwässerungssatzung: 
Spätestens 4 Wochen vor Beginn der Arbeiten ist beim Tiefbauamt Augsburg, 
Stadtentwässerung, Abteilung Kanalnetz, Annastraße 16, 86150 Augsburg, schriftlich ein 
Genehmigungsantrag zu stellen mit Angabe von Beginn und Dauer der Arbeiten, der Anschrift 
der Baustelle und der eingesetzten Chemikalien. 
 

• Abwasserentsorgung/-vorbehandlung: 
Im Regelfall ist das gesamte Abwasser zu sammeln und eine ordnungsgemäße Entsorgung 
über einen zugelassenen Entsorgungsfachbetrieb sicherzustellen und nachzuweisen. 
 
Bei einer Vorbehandlung des Abwassers nach dem Stand der Technik wird die Einleitung in die 
Schmutzwasserkanalisation genehmigt. 

 
 

3. Abbeizen von Fassaden 
 
• Genehmigungspflicht nach §10 der städtischen Entwässerungssatzung 

Spätestens 4 Wochen vor Beginn der Arbeiten ist beim Tiefbauamt Augsburg, Stadtenwässerung, 
Abteilung Kanalnetz, Annastraße 16, 86150 Augsburg, schriftlich ein Genehmigungsantrag zu 
stellen mit Angabe von Beginn und Dauer der Arbeiten, der Anschrift der Baustelle, der 
eingesetzten Abbeizmittel sowie des Abwasserreinigungsverfahrens. 

 
• Auswahl des Abbeizmittels 

 - Abbeizmittel ohne CKW und Kohlenwasserstoffe können uneingeschränkt eingesetzt werden. 
 
- Abbeizmittel, die Kohlenwasserstoffe enthalten, sollten nur begrenzt eingesetzt werden, da die 
Kohlenwasserstoffe bei der Abwasserreinigung im Klärwerk nur unvollständig abgebaut werden. 
 
- Abbeizmittel, die Chlorkohlenwasserstoffe (CKW) wie z.B. Dichlormethan (Methylenchlorid) 
enthalten, dürfen im Stadtgebiet Augsburg nicht eingesetzt werden. Kann in Einzelfällen auf 
solche Abbeizmittel nicht verzichtet werden, ist das gesamte Abwasser aufzufangen und ord-
nungsgemäß über einen zugelassenen Entsorgungsfachbetrieb zu entsorgen. 
 

• Abwasservorbehandlung: 
Die anfallenden Schmutzwässer sind nach dem Stand der Technik aufzufangen, aufzubereiten 
und zu entsorgen, d. h. Neutralisation bei Einsatz von Säuren, Fällung und Flockung, Sedimen-
tation (mindestens 2 Stunden) und/ oder Filtration, Einleitung des Klarwassers in die Schmutz-
wasserkanalisation und Entsorgung des abgeschiedenen Schlammes über einen zugelassenen 
Entsorgungsfachbetrieb. 

 
• Entsorgungsbelege sind aufzubewahren und auf Verlangen der Stadt vorzulegen. 
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Z:\___SG IÜW\Merkblätter usw\Merkblatt Fassadenreinigung\Merkblatt Fassadenreinigung April 2009.doc 

Behandlung von Schmutzwässern aus den Bereichen Fassadenreinigung / Abbeizen 
im Stadtgebiet Augsburg (tabellarische Kurzfassung des Merkblattes) 

 

 Genehmigungs-
pflicht 

Anzeige-
pflicht 

Vorbehandlung Einleitung in 
den Kanal 

Ver-
sickerung 

Bemerkung 

 
1. Fassadenreinigung ohne 
Chemie-Einsatz 

 

 
nein 

 
nein 

 
Rückhaltung von Feststoffen mittels 
folienkaschiertem Filtervlies 

 
ja 

 
ja 

 

2. Fassadenreinigung mit 
Chemie-Einsatz 

      

 
2.1 Ausschließlicher Einsatz 

von Tensiden 
 

 
nein 

 

 
ja 

 
- befestigte Flächen mit Kanal-
anschluß: Rückhaltung von Feststoffen 
mittels folienkaschiertem Filtervlies wie 
unter Ziffer 1. 
- unbefestigte Flächen und befestigte 
Flächen ohne Kanalanschluß: Wanne 
zur Rückhaltung der Festoffe, Einleitung 
des überstehenden Klarwassers in den 
nächstgelegenen Kanal 

 
ja 

 
nein 

 
Tenside müssen 

biologisch abbaubar sein. 
 

Nonylphenolethoxylate 
sind nicht zugelassen. 

 
2.2 Einsatz von sonstigen 

Chemikalien 
(z.B. Fungizidbehandlung, 

komplexbildnerhaltige 
Gipsablöser...) 

 

 
ja 

 
--- 

 
Das gesamte anfallende Schmutz-
wasser ist zu sammeln und ordnungs-
gemäß zu entsorgen (zugelassener 
Entsorgungsfachbetrieb).  
Besteht die Möglichkeit einer Vorbe-
handlung nach dem St.d.T., wird die 
Einleitung in den Kanal genehmigt. 
 

 
nein 

 
nein 

 
Einzelfallentscheidung: 

Entsorgung oder  
Einleitung nach 
Vorbehandlung 

       
 

3. Abbeizen von Fassaden 
 

 
ja 

 
--- 

 
nach St. d.T.: Neutralisation bei 
Säureeinsatz, Fällung + Flockung, 
Sedimentation und/oder Filtration; 
Klarwasser�Kanal; Schlamm� zuge-
lassener Entsorgungsfachbetrieb 
 

 
ja 

(nach Vorbe-
handlung 

nach St. d. T.) 

 
nein 

 
CKW-haltige Abbeizmittel 

sind nicht zugelassen. 

St.d.T. = Stand der Technik  
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Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

15/SVV/0201

öffentlich
Betreff:
Sauberer und sozialer Pfand - Pfandring für die Landeshauptstadt Potsdam

Erstellungsdatum 10.03.2015
Eingang 922:

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

01.04.2015 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, zehn „Pfandringe“ im Rahmen eines Pilotprojektes im 
Stadtgebiet installieren zu lassen. Die Standorte sollen mit dem Ausschuss für Klima, Ordnung, Umwelt 
und ländliche Entwicklung (KOUL) abgestimmt und ggf. durch Spenden finanziert werden.

gez. Peter Schüler
Fraktionsvorsitzender
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin: 01.07.2015
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
„Pfandring“ ist ein Projekt, mit dem bei öffentlichen Mülleimern ein Zusatz zum Abstellen von 
Pfandflaschen und -dosen installiert wird. In Köln und Hamburg konnten hiermit bereits erste 
Erfahrungen gesammelt werden.

Da der Dosen- und Flaschenpfand relativ gering ausfällt, werden diese oft einfach in den Müll 
geworfen. Vor allem finanziell bedürftige Menschen sammeln das Pfand dann ein, um sich ein wenig 
Geld dazuzuverdienen. Außerdem entfällt damit das entwürdigende und Verletzungsgefahr bergende 
Wühlen im öffentlichen Mülleimer.

Ein weiterer Vorteil des Projekts ist es, dass die Sauberkeit in den einzelnen Stadtteilen erhöht wird. 
Darüber hinaus können sich Menschen mit dem Projekt bewusst dafür entscheiden, ihr Pfand an 
Bedürftige abzugeben. Dafür stellen sie ihre Pfandflaschen und -dosen einfach in den Pfandring.
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Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

15/SVV/0225

öffentlich
Betreff:
Messkampagne zur Erforschung der Ursachen für die Luftverschmutzung in Potsdam

Erstellungsdatum 17.03.2015
Eingang 922:

Einreicher: Fraktion CDU/ANW

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

01.04.2015 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, wie eine Messkampagne, vergleichbar der in Berlin 
BÄRLIN-2014 (Berlin Air quality Research: Local and long range Impact of anthropogenic and Natural 
hydrocarbons) - gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit dem Land - durchgeführt werden kann, um den 
vielfältigen Ursachen der Luftverschmutzung in Potsdam auf die Spur zu kommen und Vorschläge für 
optimierte Handlungsstrategien zu entwickeln. Die Vorgehensweise und Ergebnisse der Berliner Studie 
sind dabei einzubeziehen.

Alle Maßnahmen, kurzfristig die gesetzlichen Grenzwerte (PM10, NOX) zu erreichen, sind so zu 
gestalten, dass sie ohne Probleme wieder rückgängig gemacht werden können, sobald eine optimierte 
übergreifende Gesamthandlungsstrategie vorliegt.

Der Hauptausschuss ist im Mai über die Möglichkeiten/Stand der Vorbereitungen für eine 
Messkampagne zu berichten.

gez. 
Fraktionsvorsitzende/r
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

Der Berliner Senat hat im Sommer 2014 mit dem IASS eine Sommer-Messkampagne BÄRLIN-2014 
zur Luftverschmutzung durchgeführt. Es sollten die wesentlichen Quellen der Feinstaubbelastung 
festgestellt werden. Dabei sollte auch festgestellt werden, ob die Verschmutzung lokal verursacht 
oder aus der Ferne heran transportiert wird. Mitwirkende waren Berliner Universitäten, das 
Umweltbundesamt und weitere Partner aus der Wissenschaft. Während der drei Sommermonate 
wurden Daten gesammelt, um den vielfältigen Ursachen der Luftverschmutzung auf die Spur zu 
kommen und Vorschläge für optimierte Handlungsstrategien zu entwickeln.
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Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

15/SVV/0234

öffentlich
Betreff:
Ökologisch faire öffentliche Beschaffung

Erstellungsdatum 17.03.2015
Eingang 922:

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

01.04.2015 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, eine Beschaffungsordnung erstellen zu lassen, die eine 
ökologisch faire Beschaffung beinhaltet und die entsprechende Berücksichtigung in öffentlichen 
Ausschreibungen und Vergabeverfahren für die Landeshauptstadt Potsdam findet.

Zur Erstellung der Beschaffungsordnung, ist der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung zur 
Drucksache 12 / SVV/ 0654 optimal zu berücksichtigen.

Die Vorlage ist der Stadtverordnetenversammlung im Herbst 2015 vorzulegen

gez. 
Fraktionsvorsitzende/r
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Die neue Beschaffungsordnung der Stadt Potsdam soll im Hauptausschuss und den 
Fachausschüssen vorgestellt und von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen werden.
Die Verwaltung legt dabei dar, an welcher Stelle in den Ausschreibungskriterien welche ökosozialen 
Kriterien eingearbeitet wurden und für welche Produktgruppen die neuen Regelungen Geltung finden.
Bei dieser Gelegenheit stellt die Verwaltung den Stand der Bemühungen zur Erringung des Status 
„Fair-Trade-Town“ dar. Die Stadt Potsdam verlangt in ihrer Beschaffung überall dort, wo es möglich 
ist, Siegel statt Selbsterklärungen.
Die Stadt Potsdam erklärt, dass sie Bietern, die falsche Angaben machen, umgehend geltende 
Verträge kündigen wird und sie als Anbieter künftig von öffentlichen Vergaben ausschließt. Die Stadt 
Potsdam tritt an das Land Brandenburg heran mit der Absicht, dass eine die einzelnen Kommunen 
übergreifende Stelle zur Überwachung der geforderten Zertifizierungen und Selbsterklärungen 
eingerichtet wird.

Es ist z.B. nicht genau bekannt, oder transparent erläutert, in welchem jährlichen Finanzrahmen, 
Mittel für ökofaire Beschaffung und öffentliche Aufträge Seitens der LHP vergeben werden. Eine erste 
Übersicht von Kriterien für eine ökofaire Beschaffungsordnung ist zwar angestrebt, bleibt jedoch noch 
unklar. Teilweise wird im Jahresbericht über die umweltfreundliche Beschaffung im Jahr 2014 im Fazit 
erläutert, dass mit den Fachbereichen und dem KIS in einer weiteren Umsetzungsphase vorgesehen 
ist, um einheitliche Mindeststandards für die umweltfreundliche und nachhaltige Beschaffung zu 
erarbeiten. Das Finanzvolumen der öffentlichen Aufträge der Landeshauptstadt Potsdam ist immens. 
Mithilfe dieser Gelder werden die Lebenslagen vieler Menschen auf unserem Globus beeinflusst. So 
macht es einen Unterschied, welche Bedingungen Näherinnen in Bangladesch haben oder wie viel 
Geld ein Arbeiter auf einer Orangenplantage erhält. Es macht auch einen Unterschied, welche 
ökologischen Standards ein Betrieb bei seiner Produktion einhält. Als Abnehmer können wir 
entscheiden, welche Produkte mit welchen Standards wir in Potsdam kaufen wollen.

Nach dem geltenden Recht ist es mittlerweile möglich, auch andere Kriterien als den Preis zur 
öffentlichen Beschaffung anzulegen. Innerhalb der Beschaffungs- und Vergabeordnung können in 
den Bereichen Bietereignung, Leistungsbeschreibung und Zuschlagskriterium (zusammengefasst 
‚Ausschreibungskriterien’) also ökosoziale Kriterien eingearbeitet werden. Derzeit werden bundesweit 
Beschaffungsordnungen aufgrund der laufenden Zentralisierung des Beschaffungswesens 
überarbeitet. Hierin liegt die Chance, die Beschaffung in der Stadt Potsdam für die Zukunft auf 
ökologische und sozial verträglichere Füße zu stellen. Zur Sicherstellung der gewünschten ökofairen 
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Kriterien wird in der Beschaffung auf zwei Wege gesetzt. Zum einen wird anhand von Siegeln und 
Zertifizierungen ein geeigneter Anbieter gefunden, zum anderen werden anhand von 
Selbsterklärungen der Anbieter die verlangten Standards eingefordert. Hier stellt sich die Frage nach 
der Kontrollierbarkeit, insbesondere bei den Selbsterklärungen, da keine international tätigen 
Organisationen die Betriebe vor Ort auf ihre Produktions-wirklichkeit überprüfen. Daher sind generell 
Siegel und Zertifizierungen zu bevorzugen.
Nicht in jedem Bereich ist es möglich, Anbieter mit Siegel zu finden – für verschiedene 
Produktgruppen gibt es schlicht keine geeigneten Zertifikate. Dieses Problem haben viele Kommunen 
im Land Brandenburg, die sich auf den Weg einer ökofairen Beschaffung machen. Daher erscheint es 
uns sinnvoll, dass das Land mit einem kommunalübergreifenden Kontrollwesen tätig wird.

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN haben schon durch verschiedene Initiativen eine ökofaire Beschaffung 
der Stadt angeregt. Dazu gehört die Initiative, sich zur Fair-Trade-Town zu entwickeln und sich 
entsprechend zertifizieren zu lassen. Dieser Prozess ist bereits gestartet. Über einen jährlichen 
Zwischenbericht zur ökofairen Beschaffung und zum Handlungskonzept „Fairtradetown - Potsdam“ 
würden wir uns sehr freuen.
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